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Einleitung 

Die einzige Strafvorschrift des Außenwirtschaftsrechts – § 34 AWG – führte 
seit ihrer Einführung in den 60er Jahren des vergangenen Jahrhunderts ein 
eher bescheidenes Dasein. In den Fokus der Öffentlichkeit rückte sie dann 
unversehens rasch, als in den 80er Jahren deutsche Waren in Krisengebiete 
geliefert wurden, die zumindest auch zu kriegerischen Auseinandersetzun-
gen beigetragen haben. 
Mehr oder weniger unvorbereitet besannen sich Wissenschaft und Justiz auf 
diese Vorschrift, um den Geschehnissen um die bekannte sog. „Rabta-
Affäre“, deutsche Warenlieferungen nach Libyen zum Bau einer Giftgasan-
lage, u.a., zu begegnen. 
Es folgten in zeitlichen kurzen Abständen eine Reihe von Gesetzesänderun-
gen, die allesamt zumindest auch das Anliegen hatten, diese Strafvorschrift 
sowohl dem Rechtsanwender als auch dem Rechtsunterworfenen transparen-
ter zu machen und ihre Anwendung zu vereinfachen. 
Konsequenz dieser zahlreichen Gesetzesänderungen war jedoch, dass die 
Strafnorm kaum hinreichend Gelegenheit hatte, sich zu bewähren. Es ergin-
gen zum Teil in sich nicht schlüssige Entscheidungen und eine wissenschaft-
liche Auseinandersetzung mit essentiellen Fragen nach dem Rechtsgut bzw. 
der Deliktsnatur wurde vernachlässigt. 
Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, den über die Jahre herausgebildeten Um-
gang mit der komplexen Strafvorschrift des § 34 AWG zu analysieren, um 
etwaige Schwachstellen zu erkennen und die zu Grunde liegenden Probleme 
einer Klärung zuzuleiten. 
Die Ausgestaltung als Blankettnorm einerseits und der Verwaltungsaktsak-
zessorietät des § 34 Abs. 1 und 2 AWG andererseits macht es erforderlich, in 
Kapitel 1 zunächst einen kurzen Überblick über Systematik und die Grund-
lagen des Außenwirtschaftsrechts zu geben. Insbesondere sollen an dieser 
Stelle ohne Anspruch auf Vollständigkeit kurz diejenigen Vorschriften und 
Genehmigungstatbestände erläutert werden, die für das Verständnis der 
Strafnorm unabdingbar sind. Im Folgenden wird ein Überblick über die Än-
derungsgesetze erfolgen, die § 34 AWG direkt betroffen haben. 
Ein Schwerpunkt bildet sodann die Analyse der derzeit bestehenden Pro-
blemfelder: Blanketttatbestand, unbestimmte Rechtsbegriffe und Deliktsna-
tur sowie der strafverfahrensrechtliche Umgang damit. 
Nicht zuletzt werde ich dann auf meine eigenen Vorstellungen zur Handha-
bung des § 34 AWG, insbesondere des § 34 Abs. 2 AWG, eingehen. Die Un-
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tersuchung wird zeigen, dass die vielerorts verlangte Gesetzesänderung 
nicht unbedingt notwendig ist, um die Probleme des Tatbestandes zu lösen. 
Eine Auseinandersetzung mit dem Rechtsgut der Strafvorschrift ist hierfür 
genauso unerlässlich wie die Klärung der Frage, wie mit dem in § 34 Abs. 2 
AWG enthaltenen Eignungsmerkmal umzugehen ist und welche Anforde-
rungen an dieses zu stellen sind. 
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Kapitel 1: 
Systematik und Grundlagen  
des Außenwirtschaftsrechts 

A. Gesetzliche Systematik des nationalen Exportkontroll-
systems 

Das deutsche Exportkontrollsystem ist zweigeteilt in Kontrollen nach dem 
AWG und dem KWKG. Nachfolgend sollen die grundsätzlichen Unterschie-
de kurz dargestellt und nachvollzogen werden. 

I. Kriegswaffenkontrollgesetz 

Das KWKG ist Ausführungsgesetz zu dem in Art. 26 Abs. 2 GG statuierten 
verfassungsrechtlichen Gebot einer staatlichen Kontrolle des Waffenhan-
dels.1 Es verbietet bereits die Herstellung sowie das Inverkehrbringen jed-
weder Kriegswaffen, § 2 KWKG. 
Es ist seiner Natur nach als ein eher restriktives Gesetz ausgestaltet, denn 
nach § 1 Abs. 1 KWKG unterfallen ihm nur die unmittelbar zur Kriegsfüh-
rung bestimmten Waffen. Welche Gegenstände, Stoffe und Organismen dies 
sind, kann der Kriegswaffenliste, die Anlage zum KWKG ist, entnommen 
werden; in erster Linie natürlich die in Teil A näher bezeichneten ABC-
Waffen, aber auch sonstige Kriegswaffen nach Teil B wie etwa Kampfflug-
zeuge und -fahrzeuge, Kriegsschiffe, Rohrwaffen, Torpedos, Minen, Bom-
ben, etc. 
Da dasjenige Verhalten, welches das KWKG tangiert, verwaltungsrechtlich 
prinzipiell verboten ist und nur nach Abwägung aller kollidierenden Interes-
sen ein an sich bestehendes Verbot im Einzelfall mit Rücksicht auf höher-
rangige Interessen aufgehoben werden kann, handelt es sich um so genannte 
repressive Verbote mit Befreiungsvorbehalt.2 
Das KWKG enthält in den §§ 19 ff. KWKG zahlreiche Strafvorschriften, 
von denen nur § 22 a KWKG genehmigungsabhängig ist. 

                                              
1 Pathe/Wagner, in Bieneck, § 34 Rdnr. 1; Oerter, ZRP 1992, 49, 51. 
2 „Ausnahmebewilligung“; Lenckner, in Sch/Sch, Vor. §§ 32 ff. Rdnr. 61. 
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II. Außenwirtschaftsgesetz 

Die Kontrolle nach dem AWG dagegen war zunächst als innerstaatliche 
Umsetzung der multilateralen Exportkontrollen des CoCom3 gedacht.4 
Ursprünglich kam das CoCom, gegründet im Jahr 19505 mit Sitz in Paris, 
auf Betreiben der USA und ihrer NATO-Verbündeter (mit Ausnahme von 
Island) sowie Australiens und Japans gegenüber der Sowjetunion und deren 
Satelliten zu Stande. Es beinhaltete den Zwang zur Teilnahme am Handels-
embargo gegenüber dem ehemaligen Ostblock, um die Ausfuhr von Waffen 
und anderer strategisch wichtiger Waren mittels Warenlisten zu beschrän-
ken. Es bestand jedoch keine Verpflichtung zur nationalen Umsetzung dieser 
CoCom-Beschlüsse, weil die Vereinbarungen nicht den Charakter eines ver-
bindlichen völkerrechtlichen Vertrages hatten. Vielmehr handelte es sich le-
diglich um ein gentlemen’s agreement.6 
Nachdem sich Ende der 80er Jahren die Aufweichung des traditionellen Ost-
West Konflikts abzeichnete, ist am 1.4.1994 auch das Kontrollregime des 
CoCom weggefallen und an seiner statt das Wassenaar-Arrangement7 vom 
19.12.1995 als Nachfolgeorganisation getreten. Wichtigster Unterschied 
zum früheren CoCom ist, dass sich das neue Kontrollregime nicht mehr ge-
gen ein bestimmtes Land bzw. eine Staatengruppe richtet, sondern sich ge-
gen jedes Land wendet, welches konventionelle Aufrüstung und die Be-
schaffung von dual-use-Gütern8 für militärische Zwecke anstrebt, sofern das 
Verhalten jenes Landes Anlass zur ernsten Besorgnis gibt.9 
Dem Abkommen sind mittlerweile insgesamt 39 Staaten beigetreten.10 Wie 
beim CoCom handelt es sich beim Wassenaar-Arrangement nicht um einen 
                                              
3 Coordinating Comittee for Multilateral Strategic Export Controls. 
4 Oerter, ZRP 1992, 49, 51. 
5 Allerdings wurde die Gründung des CoCom bis 1953 geheimgehalten. 
6 Zum CoCom vgl. v. Fürstenwerth, S. 112 ff.; Ricke, in Bieneck, § 7 Rdnr. 77; Linde-

meyer, RIW 1981, 10, 13. 
7 Veröffentlicht unter www.wassenaar.org/docs/IE96.html. 
8 Nach der Legaldefinition gemäß Art. 2 sind Dual-Use-Güter „Güter mit doppeltem 

Verwendungszweck“, einschließlich Datenverarbeitungsprogramme und Technologie, 
die sowohl für zivile als auch für militärische Zwecke verwendet werden können; dar-
in eingeschlossen sind alle Waren, die sowohl für nichtexplosive Zwecke als auch für 
jedwede Form der Unterstützung bei der Herstellung von Kernwaffen oder sonstigen 
Kernsprengkörpern verwendet werden können. Siehe eingehend unter Kapitel 1, D. 
IV. 

9 I.4. und I.5. des Wassenaar-Arrangement. 
10 Liste der Mitgliedsstaaten veröffentlicht unter   

www.wassenaar.org/secadmin/contacts.htm. 
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völkerrechtlichen Vertrag, sondern lediglich um eine Absprache. Inhaltlich 
konzentriert sich diese Absprache auf die Aufstellung von Listen der zu kon-
trollierenden Güter11, die dann in der Regel in das nationale Exportkontroll-
recht integriert werden.12 
Einzige Strafvorschrift des Außenwirtschaftsgesetzes ist § 34 AWG. Ebenso 
wie bei § 22 a KWKG handelt es sich um einen verwaltungsakzessorischen 
Tatbestand allerdings mit dem Unterschied, dass das Außenwirtschaftsrecht 
geprägt ist von präventiven Verboten mit Erlaubnisvorbehalten. Dies bedeu-
tet, dass das zu Grunde liegende Verhalten nach der Einschätzung des Ge-
setzgebers für sich genommen grundsätzlich sozialadäquat ist und das Er-
fordernis einer behördlichen Genehmigung lediglich den Sinn hat, die Kon-
trolle über potentielle Gefahren zu ermöglichen.13 

III. Verhältnis zwischen Kriegswaffenkontrollgesetz und Außen-
wirtschaftsgesetz 

Die Stellung des KWKG wird von der h.M.14 zumindest hinsichtlich des 
Verwaltungsverfahrens als lex specialis im Verhältnis zum AWG angesehen. 
Die Regelungen außenwirtschaftlicher Sachverhalte durch das KWKG ver-
folgen nur ganz spezifische Ziele, nämlich dem in Art. 26 GG statuierten 
Gebot der staatlichen Kontrolle des Waffenhandels gerecht zu werden und 
das friedliche Zusammenleben der Völker zu fördern; das Kontrollsystem 
des KWKG ist dementsprechend auf spezielle Gegenstände beschränkt. 
Überschneiden sich jedoch die Genehmigungspflichten, ergibt sich eine par-
allele Anwendung beider Gesetze schon aus den insoweit korrespondieren-
den Vorschriften des § 6 Abs. 4 KWKG und § 1 Abs. 2 AWG, die bestim-
men, dass Vorschriften in anderen Gesetzen unberührt bleiben. Bei Ein-
schlägigkeit beider Gesetze müssen dann im Zweifel zwei Genehmigungen 
für den Handel einer Kriegswaffe eingeholt werden. 
Als Straftatbestände kommen §§ 19 ff. KWKG einerseits und § 34 AWG 
andererseits bei ungenehmigten Warenbewegungen in Betracht. Stehen die 
Vorschriften in Konkurrenz zueinander, so ist deren Verhältnis nicht ab-

                                              
11 III. des Wassenaar-Arrangements mit Anhang 5: List of dual-use Goods, Technologies 

and Munitions List. 
12 Siehe unten zum Aufbau des nationalen AWR Kapitel 1, C. 
13 „Kontrollerlaubnis“ Lenckner, in Sch/Sch, Vor. §§ 32 ff. Rdnr. 61. 
14 Pathe/Wagner, in Bieneck, § 34, Rdnr, 48; Fuhrmann, in Erbs/Kohlhaas, Vorbem. zum 

AWG Rdnr. 10; a.A. Epping, DWiR 1991, 276, 281. 
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schließend geklärt; überwiegend wird Tateinheit zwischen § 22a KWKG 
und § 34 AWG für möglich gehalten.15 

B. Praktischer Umgang mit Ausfuhrvorgängen 

I. Außenhandel und dessen strafrechtliche Relevanz 

Die BRD ist als Exportland weltweit gesehen bereits über Jahre hinweg füh-
rend, zuletzt 2006 nach den vorläufigen Angaben des Statistischen Bundes-
amtes in Wiesbaden mit einem Außenhandelsvolumen von 893,6 Milliarden 
Euro. 
Bei den Exporten im Bereich der Rüstungsgüter rangierte die BRD 2004 
weltweit an vierter Stelle mit einem Volumen von 1,1 Milliarden Dollar.16 
Die größten Rüstungsimporteure waren 2004 Indien mit einem Volumen von 
2,4 Mrd. Dollar, China mit 2,2 Mrd. Dollar; Griechenland 1,4 Mrd. Dollar, 
Vereinigte Arabische Emirate mit 1,2 Mrd. Dollar, Saudi-Arabien mit 0,8 
Mrd. Dollar und Südkorea mit 0,7 Mrd. Dollar.17 
Trotz dieser Zahlen liegen empirische Untersuchungen im Bereich des Au-
ßenwirtschaftsstrafrechts nicht vor. Gleichwohl können vorsichtige Rück-
schlüsse auf die Häufigkeit und Bedeutung von Verfahren oder Verurteilun-
gen anhand der wenig publizierten Urteile, der Medien, aber auch der Be-
richte aus der Praxis getroffen werden. 
Alle Wirtschaftsstrafkammern des OLG Bezirk Stuttgart hatten beispiels-
weise im Zeitraum 1995 bis 1999 14 Verfahren wegen Verstößen nach § 34 
AWG zu bearbeiten.18 
Aus meiner eigenen Erfahrung bei der Recherche für diese Arbeit kann ich 
berichten, dass es nach Auskunft des Abteilungsleiters der Wirtschaftsabtei-

                                              
15 BGH, Urteil vom 23.11.1995 - 1 StR 296/95 - 41, 348, 356 f.; Pathe/Wagner, in Bie-

neck, § 34 Rdnr. 48; Fuhrmann, in Erbs/Kohlhaas, § 34 Rdnr, 36; Harder, in Wab-
nitz/Janovski, 9 X Rdnr. 168; wohl auch John, in Hohmann/John, § 34 Rdnr. 364 f.; 
a.A. OLG München, NStZ 1993, 243 m. zweifelnder Anm. Holthausen, NStZ 1993, 
243, 244; Dahlhoff, NJW 1991, 208, FN. 2; differenzierend LG Augsburg, Urteil vom 
19.7.1994 - 1 Kls 501 Js 20894/90 -, S. 201, n.v., hinsichtlich § 34 Abs. 1 Nr. 3 in der 
Fassung vom 29.3.1976 (Erfolgsdelikt) Spezialität der Verbrechen des KWKG, hin-
sichtlich § 34 Abs. 1 Nr. 3 in der Fassung vom 20.7.1990 (Gefährdungsdelikt) Tatein-
heit. 

16 Frankfurter Rundschau vom 4.3.2006, Jahrgang 62, Nr. 54/9, S. 1. 
17 Frankfurter Rundschau vom 4.3.2006, Jahrgang 62, Nr. 54/9, S. 1. 
18 Müller, AW-Prax 1999, 370. 
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lung der Staatsanwaltschaft in Frankfurt am Main seines Wissens in den 
letzten Jahren kein Verfahren nach § 34 Abs. 2 AWG gegeben hat. 
Gerade die jüngste Vergangenheit zeigt aber, dass das Thema mehr Aktuali-

tät denn je in sich birgt. 

Nach Berichten der großen Tageszeitungen vom 28.3.2006 haben Zollfahn-
der Mitte März 2006 wegen des Verdachts illegaler Exporte für das iranische 
Atomwaffenprogramm bundesweit 41 Unternehmen durchsucht. Die Be-
schuldigten, vom Iran angeworbene russische Vermittler, sollen versucht ha-
ben, dual-use Material zu beschaffen.19 
Ebenso sorgte der Fall Lerch für Aufsehen. Dem Angeklagten wurde als 
mutmaßlichem Mitglied der „Atommafia“, die Libyen mit Nukleartechnik 
versorgt haben soll, u.a. ein Verstoß gegen das AWG vorgeworfen. Der vor 
der Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Mannheim Angeklagte kam 
gegen Zahlung einer Kaution im Juli 2006 frei, nachdem das Gericht man-
gels ausreichender (nachrichtendienstlicher) Informationen einen rechts-
staatlichen Prozess nicht mehr als gewährleistet ansah.20 Erst im Juni 2008 
wurde das Verfahren nach Abgabe vor dem Oberlandesgericht Stuttgart er-
neut aufgenommen.21 
In wieweit Informationen des BND, aber auch ausländischer Nachrichten-
dienste, für die Sanktionierung der Verstöße des AWG maßgeblich sind, 
lässt sich schwer sagen. Fest steht jedoch, dass die Nachrichtendienste so-
wohl für die notwendige Tatsachenkenntnis im Verfahren als auch als Auf-
traggeber von Beschaffungsaufträgen eine entscheidende Rolle spielen.22 

II. Fahndung nach außenwirtschaftsstrafrechtlichen Verstößen 

Nicht immer einfach für die zuständigen Ermittlungsbehörden ist es, Kennt-
nis von Verstößen gegen die Strafvorschrift des AWG zu erlangen. 

                                              
19 Frankfurter Rundschau vom 28.3.2006, Jahrgang 62, Nr. 74, S. 5; FAZ vom 

28.3.2006, Nr. 74, S. 8; Süddeutsche Zeitung vom 28.3.2006, Nr. 73, S. 8. 
20 Der Spiegel vom 31.7.2006, 31/2006, S. 37. 
21 Der Spiegel vom 16.6.2008, 25/2008, S. 36 ff. 
22 So wurde Ende 2006 bekannt, dass ein Düsseldorfer Unternehmen im geheimdienstli-

chen Auftrag seit Dezember 2005 über eine im europäischen Ausland ansässige Tarn-
firma eine Vielzahl von Gütern beschafft und an einen außereuropäischen Empfänger-
staat geliefert haben soll; vgl. Pressemitteilung des Generalbundesanwaltes vom 
7.11.2006, AW-Prax 2006, 489 f. 
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In der Praxis werden sie in der Regel durch zweierlei Arten darauf aufmerk-
sam: im Zuge so genannter Außenwirtschaftsprüfungen, aber auch, wenn 
eher seltener, durch Mitteilungen eines Geheimdienstes. 
Die Durchführungen von Außenwirtschaftsprüfungen sind an den Ablauf 
von Steuerprüfungen nach §§ 193 ff. AO angelehnt. 
Im Rahmen des Verfahrensrechts der Exportkontrollen ergibt sich das Recht 
der zuständigen Oberfinanzdirektion, mittels Zollbetriebsprüfer Außenwirt-
schaftsprüfungen bei den am Außenwirtschaftsverkehr teilnehmenden Per-
sonen oder Unternehmen durchzuführen. Nur diese, am Außenwirtschafts-
verkehr Teilnehmende, sind gem. § 44 Abs. 2 AWG auskunftspflichtig. 
Innerhalb einer solchen Außenwirtschaftsprüfung können Auskünfte und die 
Vorlage betrieblicher Unterlagen verlangt werden, § 44 Abs. 1 Satz 1 und 2 
AWG. Darüber hinaus hat der Pflichtige die Prüfung im Unternehmen zu 
dulden, § 44 Abs. 1 Satz 3 und 4 AWG.23 
Betrifft die Prüfung dual-use-Güter, so ist Rechtsgrundlage des Prüfungs-
rechts Art. 15 dual-use-Verordnung i. V. m. § 44 AWG; betrifft die Prüfung 
dagegen die Richtigkeit der Angaben in der Ausfuhranmeldung, ist sie auf 
Art. 78 Zollkodex24 gestützt. 

                                              
23 Zum Ablauf einer Außenwirtschaftsprüfung: Vögele, AW-Prax 2000, 220 ff. und 

Langfeldt, AW-Prax 1995, 384 ff. 
24 Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12.10.1992 zur Festlegung des Zoll-

kodex der Gemeinschaften. 
 Art. 78 Abs. 1 ZK: Die Zollbehörden können nach der Überlassung der Waren von 

Amts wegen oder auf Antrag des Anmelders eine Überprüfung der Anmeldung vor-
nehmen. 

 § 78 Abs. 2 ZK: Die Zollbehörden können nach der Überlassung der Waren die Ge-
schäftsunterlagen und anderes Material, dass im Zusammenhang mit den betreffenden 
Einfuhr- oder Ausfuhrgeschäften sowie mit späteren Geschäften mit diesen Waren 
steht, prüfen, um sich von der Richtigkeit der Angaben in der Anmeldung zu überzeu-
gen. Diese Prüfung kann beim Anmelder, bei allen in geschäftlicher Hinsicht mittelbar 
oder unmittelbar beteiligten Person oder bei allen anderen Personen durchgeführt wer-
den, die diese Unterlagen oder dieses Material aus geschäftlichen Gründen in Besitz 
haben. Die Zollbehörden können auch eine Überprüfung der Waren vornehmen, sofern 
diese noch vorgeführt werden können. 

 § 78 Abs. 3 ZK: Ergibt die nachträgliche Prüfung der Anmeldung, dass bei der An-
wendung der Vorschriften über das betreffende Zollverfahren von unrichtigen oder 
unvollständigen Grundlagen ausgegangen worden ist, so treffen die Zollbehörden un-
ter Beachtung der gegebenenfalls erlassenen Vorschriften die erforderlichen Maßnah-
men, um den Fall unter Berücksichtigung der ihnen bekannten neuen Umstände zu re-
geln. 
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Zu unterscheiden sind Anlass-Prüfungen von Spontan-Prüfungen. Erstere 
werden z. B. durchgeführt, wenn die Prüfung eines Dritten verdächtige 
Sachverhalte im zu überprüfenden Unternehmen zu Tage fördert. Ein weite-
rer Grund zur Vornahme einer Anlass-Prüfung kann die wiederholte Ableh-
nung von Anträgen auf Ausfuhrgenehmigungen oder das wiederholte Aus-
stellen von Negativbescheinigungen durch das BAFA sein.25 
Spontan-Prüfungen haben ihren Grund meist in Routineüberprüfungen der-
jenigen Unternehmen, die in erheblichem Umfang am Außenwirtschaftsver-
kehr teilnehmen oder in sensiblen rüstungsrelevanten Bereichen tätig sind.26 
Andererseits kann es zur Kenntniserlangung eines Außenwirtschaftsversto-
ßes durch nachrichtendienstliche Hinweise des BND27 und auch durch die 
Aufklärungsarbeit befreundeter Dienste kommen.28 So ist u.a. Aufgabe der 
Abteilung II des Nachrichtendienstes, die Bereiche Proliferation und illega-
ler Technologietransfer, atomare, biologische, chemische Waffen- und Rake-
tentechnik, internationaler Waffenhandel, zu kontrollieren.29 
Ob diese Möglichkeit ein effektiveres Instrument der Aufklärung ist, kann 
hier nicht abschließend beurteilt werden. 
Porzner, früherer Präsident des BND, hat anlässlich der Anhörung zur 
AWG-Novelle vor dem Rechts- und Wirtschaftsausschuss darauf hingewie-
sen, dass dem BND nur in seltenen Fällen rechtzeitige und präzise Informa-
tionen über illegale ausländische Beschaffungsversuche zugehen.30 
Medienberichten zufolge allerdings sind es vor allem die westlichen Ge-
heimdienste, die illegale, zum Zweck der Beschaffung von Rüstungsmateri-
al gegründete Tarnorganisationen beobachten und überwachen.31 
Letzteres wird auch durch die jüngst aufgedeckte Affäre um den Präsidenten 
des BND Ernst Uhrlau bestätigt. Als Geheimdienstkoordinator im Kanzler-
amt soll er dem syrischen Geheimdienstgeneral Assif al-Schaukat anlässlich 
dessen Besuchs in Berlin im Juli 2002 Informationen preisgegeben haben, 
wonach deutsche Behörden illegalen syrischen Aktivitäten bei einem nord-
deutschen Unternehmen nachgehen. Durch diesen Hinweis sei das beim Ge-

                                              
25 Langfeldt, AW-Prax 1995, 384. 
26 Langfeldt, AW-Prax 1995, 384. 
27 Michalke, StV 1993, 262, 268. 
28 Bieneck, wistra 2000, 441. 
29 Porzner, in FS für Ellwein, S. 123, 127. 
30 Zitiert nach Michalke, StV 1993, 262, 267 FN 63. 
31 Süddeutsche Zeitung vom 28.3.2006, Nr. 73, S. 8 im Zusammenhang mit den oben 

erwähnten geplanten Lieferungen in den Iran. 
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neralbundesanwalt anhängige Ermittlungsverfahren behindert worden. Die 
Syrer hätten dadurch Gelegenheit erhalten, belastendes Material zu beseiti-
gen.32 

C. Struktur des AWG 
Im Folgenden soll ein kurzer Überblick über die Entwicklung des Außen-
wirtschaftsgesetzes seit Ende des zweiten Weltkrieges gegeben sowie die 
Gesetzgebungssystematik aus verwaltungsrechtlicher Sicht wegen der Ver-
waltungsabhängigkeit der Straftatbestände im Ansatz nachvollzogen wer-
den. 

I. Art und Aufbau des Gesetzes 

Das heute geltende Außenwirtschaftsgesetz wurde am 5.5.1961 im Bundes-
gesetzblatt33 verkündet und ist am 1.9.1961 in Kraft getreten. Es hat eine 
neue Periode des liberalen außenwirtschaftlichen Handelns eingeleitet. 
Die bis dahin gültigen besatzungsrechtlichen Devisenbewirtschaftungsge-
setze samt deren Devisenstrafbestimmungen34 regelten für den deutschen 
Außenhandel ein prinzipielles Verbot mit Erlaubnisvorbehalt und sind mit 
Inkrafttreten des AWG gegenstandslos geworden. 
Der Gesetzgeber hat sich bei der Konzeption des neuen Systems des Au-
ßenwirtschaftsrechts nunmehr von der gegenteiligen, freihändlerischen Idee 
leiten lassen; § 1 Abs. 1 Satz 1 AWG normiert die grundsätzliche Freiheit 
des Außenwirtschaftsverkehrs. Dadurch kommt zum Ausdruck, dass sich 
das AWG als Ausgestaltung einer bereits grundgesetzlich konstituierten 
Freiheitssphäre versteht.35 Die hierfür maßgeblichen Grundrechte sind zu-
nächst die Freiheitsgrundrechte, allen voran die durch Art. 12 Abs. 1 GG 
gewährleistete Berufsfreiheit als wirtschaftsrechtliches Basisgrundrecht im 
                                              
32 Der Spiegel vom 13.11.2006, 46/2006, S. 19. 
33 BGBl. I 1961, S. 481. 
34 Gesetz Nr. 53 Devisenbewirtschaftung und Kontrolle des Güterverkehrs der amerika-

nischen Militärregierung; das gleichnamige Gesetz der britischen Militärregierung und 
die Verordnung Nr. 235 des französischen Hohen Kommissars; Gesetz Nr. 33 des Ra-
tes der Alliierten Hohen Kommission; in Berlin: Verordnung über Devisenbewirtschaf-
tung und Kontrolle des Güterverkehrs; Neufassung des MRG Nr. 53 vom 10.9.1949, 
Bundesanzeiger Nr. 2 vom 27.9.1949. 

35 BVerfGE 12, 281, 294 f.; Grabnitz/v. Bogdandy/Nettesheim, S. 347; Bryde, in Achter-
berg/Püttner/Würtenberger, § 5 Rdnr. 18. Ausführlich zu den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben für die Außenwirtschaftsfreiheit Epping, Die Außenwirtschaftsfreiheit, 
1998, S. 10 ff. 
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außenwirtschaftlichen Bereich.36 Aber auch Art. 14 Abs. 1 GG, der im Zu-
sammenhang mit der Gewährleistung des Eigentums eben auch den einge-
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb schützt, Art. 9 Abs. 1 GG, der 
Schutz der wirtschaftlichen Assoziationsfreiheit und Art. 11 Abs. 1 GG, der 
Schutz der wirtschaftlichen Freizügigkeit, sind an dieser Stelle zu nennen.37 
Nicht zuletzt gehört in diesen Kontext die allgemeine Handlungsfreiheit 
nach Art. 2 Abs. 1 GG als Auffanggrundrecht, der jedwede unternehmeri-
sche Dispositionsfreiheit schützt.38 
Die Freiheit des Außenwirtschaftsverkehrs unterliegt dennoch folgenden 
Beschränkungsmechanismen. 
So sind die nach § 1 Abs. 1 Satz 2 AWG aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen sowie die in den Rechtsakten der EU enthaltenen 
Genehmigungspflichten als Ausnahme zum Grundsatz des freien Warenver-
kehrs im Hinblick auf die übergeordneten nationalen Interessen zu verste-
hen. 
Die § 1 Abs. 1 Satz 2, § 2 AWG normieren eben diese Einschränkung, durch 
Rechtsverordnungen mit den Zwecken des § 7 AWG begrenzt werden zu 
können. Dabei kommt den in § 7 AWG genannten Zwecken eine zentrale 
Bedeutung zu. Nach § 7 Abs. 1 AWG39 können Rechtsgeschäfte und Hand-
lungen im Außenwirtschaftsverkehr nur beschränkt werden, um die wesent-
lichen Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland zu gewährlei-
sten, eine Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker zu verhüten 
oder zu verhüten, dass die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich gestört werden. 
§ 7 Abs. 2 AWG enthält darüber hinaus eine Aufzählung von Rechtsgeschäf-
ten und Gegenständen, bei deren Ein- oder Ausfuhr „insbesondere“ eine sol-
che Beschränkungsmöglichkeit nach § 7 Abs. 1 AWG gegeben sein soll. 
Problematisch ist im Einzelfall, die jeweilige Beschränkung durch Behör-
denentscheidung nachzuvollziehen. Daher trifft den Staat wegen der grund-
                                              
36 BVerfGE 91, 148, 164 ff.; Starck, in FS für Knöpfle, S. 320 f. 
37 BVerfGE 91, 148, 164 ff.; Epping, S. 66 ff., 163; Bryde, in Achterberg/Püttner/Wür-

tenberger, § 5 Rdnr. 19 f. 
38 Epping, S. 11 ff., 163; Bryde, in Achterberg/Püttner/Würtenberger, § 5 Rdnr. 19 f. 
39 Zuletzt geändert durch das 11. Änderungsgesetz vom 10.12.2003. Die bis dahin gel-

tende Fassung des § 7 Abs. 1 AWG lautete: „Rechtsgeschäfte und Handlungen im Au-
ßenwirtschaftsverkehr können beschränkt werden, um 1. die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland zu gewährleisten, 2. eine Störung des friedlichen Zusammenlebens 
der Völker zu verhüten oder 3. zu verhüten, dass die auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland erheblich gestört werden.“. 
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sätzlich garantierten Freiheit mit Genehmigungsvorbehalt eine Begrün-
dungspflicht bei Ablehnung eines entsprechenden Genehmigungsantrags. 
Diese Begründung wiederum ist es, die den antragstellenden Unternehmen 
oftmals als wichtiger, wenn nicht gar einziger Hinweis dient, die Genehmi-
gungspraxis des BAFA, insbesondere die Ausfüllung der unbestimmten 
Rechtsbegriffe des § 7 Abs. 1 AWG, nachzuvollziehen und für die Zukunft 
einschätzen zu können. 
Teilweise missverständlich wird das Außenwirtschaftsgesetz als Rahmenge-
setz im Sinne des Art. 75 GG bezeichnet.40 Gerade weil dogmatisch gesehen 
unter einem Rahmengesetz herkömmlich ein Gesetz zu verstehen ist, das der 
legislativen Ausführung durch den Landesgesetzgeber unterliegt, erscheint 
die Verwendung dieser Terminologie im Zusammenhang mit dem Außen-
wirtschaftsgesetz nicht glücklich. 
Es ist seiner Natur nach vielmehr ein so genanntes Ermächtigungsgesetz, 
welches das Tätigwerden des Verordnungsgebers aufgrund und im Rahmen 
der vorgesehenen Ermächtigungen verlangt.41 Deshalb müssen die einzelnen 
„Ermächtigungsverordnungen“ des Außenwirtschaftsgesetzes den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben des Art. 80 Abs. 1 GG genügen.42 
Durchbrochen ist dieses System der Beschränkung durch Verordnung in 
dem mit der Novelle von 1992 neu eingefügten § 2 Abs. 2 AWG, der Be-
schränkungsmöglichkeiten durch Verwaltungsakt des Bundesministers für 
Wirtschaft vorsieht. Dieser kann, gegebenenfalls im Einvernehmen mit dem 
Außen- und Finanzminister (§ 2 Abs. 2 S. 1 AWG) oder auch mit der Deut-
schen Bundesbank (§ 2 Abs. 2 S. 2 AWG), Beschränkungen anordnen, um 
eine im einzelnen Fall bestehende Gefahr für die Rechtsgüter des § 7 Abs. 1 
AWG abzuwenden. 
Nicht zuletzt hat in den vergangenen Jahren mit der Verwirklichung des EG-
Binnenmarktes die Rechtsetzung durch die europäische Gemeinschaft stark 
an Bedeutung hinzugewonnen. Das nationale Außenwirtschaftsrecht ist mitt-
lerweile nahezu vollständig geprägt durch EG-Vorschriften, die teils in das 

                                              
40 So z.B. Epping, S. 340; Haferkamp/Hafke/Lo/Paesler/Willms, Vorbem. Außenwirt-

schaftsrecht, S. VI; Hartmann, Betrieb und Wirtschaft 2003, 683, 684; Friedrich, NJW 
1980, 2620, 262; Trouet, in FS für Krause, S. 410. 

41 Putzier, Die Ermächtigungen des Außenwirtschaftsgesetzes, S. 16; Harder, in Wab-
nitz/Janovsky, 9 Rn. 146; Bryde, in Achterberg/Püttner/Würtenberger, § 5 Rdnr. 13; 
Bachmann, AW-Prax 2000, 488; v. Bogdandy, VerwArch 1992, 53, 59; Starck, in FS 
für Knöpfle, S. 325. 

42 Zu den verfassungsmäßigen Anforderungen an Blankettgesetzgebung siehe unten Ka-
pitel 3, A. I. 
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nationale Recht umgesetzt werden, teils aber auch direkt über nationale 
Verweisungen Anwendung finden, wie beispielsweise die EG-Verordnung 
über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr von Gütern 
und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck.43 44 

II. Inhaltliche Systematik des AWG 

Nicht jede Art von Warentransfer ist im AWG selbst geregelt. Um die je-
weils anwendbaren Normen zu finden, ist die „Einfuhr“ von der „Ausfuhr“ 
von Waren zu unterscheiden. 
1. Einfuhr 
Inhaltlich regelt das AWG die Einfuhr von Waren in das Wirtschaftsgebiet, 
vgl. § 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 AWG. Dabei ist aus nationaler Perspektive auch die 
Einfuhr in andere Mitgliedstaaten der EU gemeint. Auch der Wirtschafts-
verkehr mit diesen Ländern ist Außenwirtschaftsverkehr im Sinne des natio-
nalen AWG. 
Dabei legt die Einfuhrliste45, die Anlage zum AWG und damit dessen Be-
standteil ist, fest, welche Waren bei Einfuhr der Vorlage einer Genehmigung, 
eines Ursprungszeugnisses, eines Überwachungsdokuments oder einer Ein-
fuhrkontrollmeldung bedürfen. 
In ihr sind die einzelnen Waren nach der Systematik des Verzeichnisses für 
die Außenhandelsstatistik aufgeführt und dahingehend gekennzeichnet, ob 
ihre Einfuhr von einer Genehmigung abhängig ist. 
Welches die zuständige Behörde für die Erteilung einer entsprechenden Ge-
nehmigung ist, bestimmt sich nach § 28 AWG. Nach § 28 Abs. 3 AWG 
i.V.m. der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten im Außenwirt-
schaftsverkehr vom 18.7.1977.46 Für den größten Teil der Genehmigungen 
ist es das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) in Esch-
born. 

                                              
43 Vgl. hierzu Dannecker/Freitag, ZStW 116 (2004), 797 ff. insbesondere zu Handels- 

und Wirtschaftsembargen. 
44 Siehe unten Kapitel 1 D. IV. 
45 Aktuell: 152. Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste, BAnz. Nr. 248, S. 17325, 

17329 vom 31.12.2005, in Kraft getreten am 1.1.2006. 
46 BGBl. I S. 1308, zuletzt geändert durch Verordnung vom 29.10.2001, BGBl. I, 

S. 2785. 
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2. Ausfuhr 
Die Ausfuhr hingegen bestimmt sich nach der Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes (AWV)47 einerseits und nach der EG-
Verordnung über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr 
von Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck (dual-use 
Verordnung) andererseits48. 
Die AWV i.V.m. der Ausfuhrliste als bedeutendste nationale Verordnung49 
ist eine aufgrund von § 1 Abs. 1 Satz 2 AWG erlassene Rechtsverordnung, 
die die Ausfuhr von Waren aus der Bundesrepublik beschränkt. Hierbei wird 
insbesondere die Ausfuhr von Waren zum Schutz der Sicherheit der BRD 
und ihrer auswärtigen Beziehungen sowie zur Erfüllung zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen einem Genehmigungsvorbehalt unterworfen (§§ 5 ff AWV). 
Um die genehmigungspflichtigen Waren bestimmen zu können, ist hier die 
Ausfuhrliste als Anlage zur Außenwirtschaftsverordnung zu beachten. Diese 
besteht aus Teil I Abschnitt A, der Waffen, Munition und Rüstungsmaterial 
enthält, aus Teil I Abschnitt B mit sonstigen Waren spezieller deutscher 
Kontrolle und Abschnitt C mit der deutschen Fassung der gemeinsamen Lis-
te der EU für Güter mit doppeltem Verwendungszweck. 
Hierbei knüpft die Ausfuhrkontrolle an die objektiven technischen Eigen-
schaften eines dual-use Gutes an, in dem die Güter, die einer Ausfuhrkon-
trolle unterworfen werden sollen, aufgelistet und nach technischen Parame-
tern beschrieben werden. 
Ausfuhren werden je nach Empfängerland unterschiedlich bezeichnet. Der 
nationale Gesetzgeber hat in § 4 Abs. 2 Nr. 3 AWG den Begriff der Ausfuhr 
in Anlehnung an das europäische Recht als „das Verbringen von Sachen und 
Elektrizität aus dem Wirtschaftsgebiet nach fremden Wirtschaftsgebieten, 
soweit in einer zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnung nichts ande-
res bestimmt ist“, definiert.50 

                                              
47 In ihrer ersten Fassung zeitgleich mit dem AWG am 1.9.1961 in Kraft getreten. Aktu-

ell: 77. Verordnung zur Änderung der AWV vom 18.12.2006, BAnz. Nr. 240 vom 
21.12.2006 Nr. 240. 

48 Siehe unten Kapitel 1 C. II. 3. b). 
49 Aber auch die oben bereits angesprochene Verordnung zur Regelung von Zuständig-

keiten im Außenwirtschaftsverkehr und die Verordnung zur Regelung von Zuständig-
keiten im Außenwirtschaftsverkehr mit Erzeugnissen der Ernährungs- und Landwirt-
schaft gehören in diesem Zusammenhang. 

50 Vgl. zum Begriff der Ausfuhr ausführlich BGH, NJW 2007, 1893, 1984 f. 
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Die Ausfuhr von Gütern aus dem Wirtschaftsgebiet in andere Mitgliedstaa-
ten der EU wird analog zur dual-use Verordnung als „Verbringung“ be-
zeichnet, § 4 c Nr. 2 AWV. Nach der Definition in Art. 2 b dual-use Verord-
nung ist Ausfuhr nämlich das Verbringen (von dual-use Gütern) in Gebiete 
außerhalb der Gemeinschaft. Das Verbringen von Gütern in anderen Mit-
gliedstaaten ist nach Art. 21 dual-use Verordnung „innergemeinschaftliche 
Verbringung.“ 
Der Begriff der „Ausfuhr“ meint also im Allgemeinen eine Ausfuhr aus dem 
Wirtschaftsgebiet der EU, wohingegen mit „Verbringen“ eine Ausfuhr in ei-
nen anderen Mitgliedstaat der EU bezeichnet wird. 
3. Genehmigungstatbestände 
Schließlich soll an dieser Stelle kurz auf die wichtigsten51 Genehmigungs-
tatbestände der AWV sowie der dual-use Verordnung eingegangen werden, 
um deren Systematik zu erläutern. 
a) AWV 
Zuvorderst stellt § 5 Abs. 1 AWV die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt A der 
Ausfuhrliste genannten Güter unter einen Genehmigungsvorbehalt und § 5 
Abs. 2 AWV diejenige, für die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt B sowie in 
Abschnitt C mit den Kennungen 901 bis 999 der Ausfuhrliste. 
Die §§ 5 c, 5 d AWV sind so genannte nationale Verwendungstatbestände, 
die auch „catch-all Klauseln“ genannt werden. Sie betreffen ausschließlich 
dual-use Güter, die nicht in der Ausfuhrliste aufgeführt sind und sind des-
halb als (Genehmigungs-) Auffangtatbestände für nicht gelistete Güter zu 
begreifen. 
Eine Genehmigungspflicht nach den §§ 5 c Abs. 1, 5 d Abs. 1 AWV setzt 
voraus, dass der Ausführer vom BAFA über den jeweiligen Verwendungs-
zweck der Ausfuhrgüter unterrichtet worden ist. Eben diese Unterrichtung 
durch die Genehmigungsbehörde ist dann konstitutives, die Genehmigungs-
pflicht erst auslösendes, Merkmal.52 
§§ 5 c Abs. 2, 5 d Abs. 2 AWV konstruieren eine Genehmigungspflicht in 
umgekehrter Reihenfolge. Dabei hat der Ausführer das BAFA zu unterrich-
ten, wenn ihm bekannt ist, dass die Ausfuhrgüter für eine der in den einzel-
nen Tatbeständen beschriebenen Verwendungen bestimmt sind. Zusätzliches 
Merkmal der Ausfuhr im Rahmen des § 5 c Abs. 2 AWV muss sein, dass das 

                                              
51 Vollständige Darstellung auf Tabelle S. 24. 
52 Bachmann, AW-Prax 2003, 115, 117. 
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Empfängerland ein Land der (nationalen) Länderliste K53 ist. Bei § 5 d Abs. 
2 AWV ergeben sich die Empfängerländer dagegen aus der Norm selbst. 
In diesem Fall entscheidet das BAFA darüber, ob die jeweilige Ausfuhr ge-
nehmigungspflichtig sein soll, mit der Konsequenz, dass der Ausführer bis 
zu dieser Entscheidung eine Wartepflicht innehat, §§ 5 c Abs. 2 S. 2, 5 d 
Abs. 2 Satz 2 AWV. 
Schließlich wird in §§ 5 c Abs. 3, 5 d Abs. 3 AWV der Vorrang des Gemein-
schaftsrechts hinsichtlich dessen Genehmigungstatbeständen sichergestellt.54 
 

                                              
53 Länderlisten haben stark an Umfang und Bedeutung verloren. Lediglich die Länderli-

ste K existiert noch im Bereich des Außenwirtschaftsrechts. Sie enthält derzeit die 
Länder Iran, Kuba, Libanon, Mosambik, Nordkorea und Syrien. 

54 Zu den Genehmigungstatbeständen nach Gemeinschaftsrecht siehe Bachmann, AW-
Prax 2003, 115 ff., 154 ff. 
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b) dual-use Verordnung 
Parallel zu den Genehmigungstatbeständen in der AWV sieht auch die dual-
use Verordnung in Art. 3 die Genehmigungspflicht der in Anhang I der Ver-
ordnung gelisteten dual-use Güter vor.55 Erwähnenswert in diesem Zusam-
menhang ist, dass die gemeinsame Güterliste in Anhang I der Verordnung 
vollständig in Teil I Abschnitt C der nationalen Ausfuhrliste enthalten ist. 
Grund der Übernahme der in Anhang I der Verordnung gelisteten Güter in 
die nationale Ausfuhrliste dürften wohl die einzelnen Verweisungen im na-
tionalen AWG bzw. in der AWV sein. Denn bei Nichtübernahme hätten die 
entsprechenden nationalen Vorschriften jeweils geändert werden müssen. 
Daneben hat die nationale Regelungstechnik den Vorzug im Sinne einer 
„Serviceleistung“ der deutschen Behörden, weil die Listen zügig ins Deut-
sche übersetzt werden. Die deutschen Ausführer sollen reibungslos mit der 
Listenkontrolle arbeiten können, selbst wenn die offizielle Übersetzung des 
Anhangs auf sich warten lässt.56 
Ebenso wie im nationalen Recht enthält die dual-use Verordnung eine catch-
all Klausel für nicht gelistete dual-use Güter, Art. 4 dual-use VO. Diese ist 
von der Systematik her gleich aufgebaut wie die oben beschriebenen natio-
nalen catch-all Klauseln der AWV. 
 

                                              
55 Tabelle siehe S. 26. 
56 Schaefer, AW-Prax 2006, 426. 
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D. Der Straftatbestand des § 34 AWG 
Im Gegensatz zu den (verwaltungsrechtlichen) Exportkontrollvorschriften, 
von deren konkreter Ausgestaltung in der BRD wegen des vorgeschriebenen 
Genehmigungsverfahrens reger Gebrauch gemacht wird, führte die Strafvor-
schrift des AWG in den ersten drei Jahrzehnten ihrer Entstehung, auch in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung, mehr oder weniger ein Schattenda-
sein.57 Übereinstimmend wurde dies auf Nachweisschwierigkeiten, die die 
einzelnen Tatbestände des § 34 AWG mit sich brachten, zurückgeführt.58 
Erst mit Bekanntwerden der Exportgeschäfte deutscher Unternehmen mit 
Libyen und dem Irak Ende der 80er Jahre des vergangenen Jahrhunderts 
kamen Zweifel auf, ob die Strafvorschrift des AWG den ihr vom Gesetzge-
ber in erster Linie zugedachten Zweck der negativen Generalprävention, al-
so derjenigen, die sich auf die Abschreckung potentieller Rechtsbrecher 
richtet, zu erfüllen vermag. Es stellte sich aufgrund der Vorkommnisse und 
deren starker Resonanz in der Öffentlichkeit die Frage, wie in Zukunft mit 
straf- und verwaltungsrechtlichen Mitteln verhindert werden kann, dass sich 
ausländische Staaten, unterstützt von deutschen Warenlieferungen, aufrüsten 
und so zu Spannungs-, Krisen- und letztlich Kriegsgebieten werden können. 
Einerseits war Ende der 1980er Jahre ersichtlich, dass nicht nur die direkte 
Lieferung von Kriegsmaterial seitens deutscher Unternehmen problemati-
sche Folgen für die Bundesregierung nach sich ziehen kann. In den Fokus 
der Besorgnis rückten vielmehr auch solche Erzeugnisse, Produkte oder 
technischen Kenntnisse, die – ohne in erster Linie dazu bestimmt zu sein – 
erst vom Empfänger dazu verwendet werden, Waffen herzustellen, die so 
genannten dual-use Waren. Die in der Öffentlichkeit bekannteste Affäre, die 
so genannte Rabta-Affäre, zeigte den Fall der Beteiligung deutscher Firmen 
an einer Chemiewaffenproduktion in Libyen auf. 
Andererseits erregten die legalen, d.h. kontrollierten und illegalen Lieferun-
gen deutscher Unternehmen in den Irak Aufsehen. Diese verhalfen dem Irak 
zumindest auch dazu, im Sommer 1990 Kuwait anzugreifen und zu okkupie-
ren.59 

                                              
57 Vgl. nur Ritthaler, wistra 1989, 173, 175. 
58 Hucko, in Ehlers/Wolffgang, S. 66; Ritthaler, wistra 1989, 173. 
59 Vgl. Bericht der Bundesregierung über legale und illegale Waffenexporte in den Irak 

und die Aufrüstung des Iraks durch Firmen der Bundesrepublik Deutschland, BT-Drs. 
12/487. 
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I. Gesetzgebungsgeschichte des Straftatbestandes 

Im Bereich des Außenwirtschaftsstrafrechts kam es nicht zuletzt deswegen 
in den letzten 15 Jahren zu mehrfachen Änderungen, die zu Verschärfungen 
des Strafrahmens beziehungsweise zur Ausweitung der einzelnen Tatbestän-
de und damit einhergehend auch zur deren Unübersichtlichkeit geführt ha-
ben. Zeitweise gestaltet es sich bereits schwierig, die passenden Gesetze und 
Verordnungen zum jeweilig zu beurteilenden Verstoß zu finden, ganz zu 
schweigen von der eigentlichen juristischen Subsumtion. 
Um einen kurzen Überblick über die einzelnen Änderungsgesetze zu ge-
währleisten, sollen im Folgenden diejenigen, die für den Straftatbestand des 
§ 34 AWG samt der Vorfeldermittlung von Bedeutung sind, kurz dargestellt 
und erläutert werden. 
1. Fünftes und Sechstes Änderungsgesetz (1990) 
Das 5. und 6. Gesetz zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
20.7.199060 wurden am selben Tag verkündet. Bis dahin knüpfte die Straf-
barkeit von Verstößen gegen Vorschriften, die aufgrund des § 7 AWG erlas-
sen worden sind, an den Deliktserfolg an. Dieser konnte aus drei Alternati-
ven bestehen, nämlich der Beeinträchtigung der Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland, der Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker 
oder der erheblichen Störung der auswärtigen Beziehungen.61 Zu dieser Zeit 
war die im Straftatbestand verwendete Trias wortgleich mit den in § 7 Abs. 
1 AWG genannten Ermächtigungszwecken zum Erlass von Rechtsverord-
nungen.62 
Durch die Neufassung von § 34 Abs. 1 AWG wurde der ehemals als Er-
folgsdelikt ausgestaltete Tatbestand nunmehr in ein Gefährdungsdelikt um-
gestaltet. 
Der Gesetzgeber hielt die bisherige Tatbestandsfassung für unpraktikabel, 
weil die genannten erfolgsabhängigen Merkmale in der Vergangenheit auch 
bei schwerwiegenden Verstößen selten nachweisbar gewesen seien und da-
durch ihre generalpräventive Funktion verfehlten.63 In der Zeit von 1987 bis 
1990 konnte in mehr als der Hälfte der Fälle der Erfolg, nämlich die Störung 
einer der drei damaligen Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 AWG a.F., nicht, 

                                              
60 5. Gesetz zur Änderung des AWG vom 20.7.1990, BGBl. 1990 I, S. 1457 ff; 6. Gesetz 

zur Änderung des AWG 20.7.1990, BGBl. I, S. 1460 ff. 
61 3. Gesetz zur Änderung des AWG vom 29.3.1976, BGBl I, S. 869. 
62 Siehe FN 38. 
63 BT-Drs. 11/4230, S. 7. 
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auch nicht mit Hilfe einer „Stellungnahme“ des AA nachgewiesen werden. 
Denn selbst wenn es zu Reaktionen mit außen- bzw. sicherheitspolitischer 
Relevanz gekommen war, so bestand dennoch das Problem, diese gerade auf 
die in Frage stehende Ausfuhr zurückzuführen. Die Ermittlungsverfahren 
mussten daher von den Staatsanwaltschaften regelmäßig eingestellt wer-
den.64 
Man erhoffte sich durch die Neufassung des § 34 Abs. 1 AWG ein höheres 
Maß an Praktikabilität, da der Deliktserfolg, nämlich die Störung einer der 
im Tatbestand verwendeten drei Merkmale, in Zukunft nicht mehr nachge-
wiesen werden musste, sondern es vielmehr eben nur noch auf die Eignung 
zur Gefährdung ankommen sollte. Vereinzelt erwartete man sogar, dass die-
se Änderung die Abhängigkeit von gutachterlichen Stellungnahmen des AA 
auflösen würde.65 
Damit einher ging nicht nur die Erleichterung der Beweisführung im Verfah-
ren hinsichtlich der direkten Störung der Trias. Darüber hinaus waren von 
nun an auch die Nachweisprobleme hinsichtlich der Kausalität zwischen 
Tathandlung, nämlich der ungenehmigten Ausfuhr, und dem Delikterfolg, 
Störung der Trias, überwunden. Denn abgesehen von der Störung war in der 
Vergangenheit die Beurteilung der Frage problematisch, ob etwa die Störung 
der auswärtigen Beziehungen speziell auf die zu beurteilende Lieferung zu-
rückzuführen war.66 Eine zweifelsohne positive Beantwortung war oftmals 
wegen anderer Warenlieferungen in das entsprechende Land nicht möglich. 
Nach einigen Stimmen in der Literatur sollte die Umgestaltung des Tatbe-
standes vom Erfolgs- zum Gefährdungsdelikt sogar der Beginn einer umfas-
senden Reform des gesamten Ausfuhrkontrollsystems werden.67 
Mit dieser Änderung ging eine Anhebung des Strafrahmens auf eine Höchst-
strafe von 3 Jahren einher. 
2. Siebtes Änderungsgesetz (1992) 
Erstaunlicherweise kam es zu einer weiteren Umgestaltung und Verschär-
fung der Strafbestimmung des AWG bereits 1992 durch das Gesetz zur Än-

                                              
64 Gegenüberstellung der Stellungnahmen des AA im Vergleich zu den Fällen, in denen 

eine Störung bejaht wurde bei Pietsch, KJ 1991, 475, 477. 
65 Ricke, ZfZ 1990, 278, 281. 
66 Vgl. z.B. LG Bonn, Urteil vom 25.6.1998 - 27 W 9/92 -, n.v. 
67 Hantke, NJW 1992, 2123; Dahlhoff, NJW 1991, 208; insgesamt zum 5. und 6. Ände-

rungsgesetz Ricke, ZfZ 1990, 278 ff. 



D. Der Straftatbestand des § 34 AWG 

23 

derung des AWG, des Strafgesetzbuches und anderer Gesetze, welches am 
28.2.1992 in Kraft getreten ist.68 
Ohne dem gerade erst geänderten § 34 AWG (1990) a.F. Zeit gegeben zu 
haben, sich zu bewähren und seine praktische Wirksamkeit unter Beweis zu 
stellen, griff die damalige Bundesregierung in wesentlichen Teilen auf die 
früheren Vorschläge der Opposition zurück, die während der parlamentari-
schen Beratungen zum 5. Gesetz zum Außenwirtschaftsgesetz noch vor we-
nigen Monaten von den Mehrheitsfraktionen abgelehnt worden waren.69 
In § 34 Abs. 1 AWG ist seitdem die ungenehmigte Ausfuhr der im Tatbe-
stand genannten, genehmigungspflichtigen Ausfuhren strafbar, ohne dass es 
auf die Verletzung oder Gefährdung der Trias ankommt. 
Der Gesetzgeber begründete diese erneute Änderung damit, dass die Zuwi-
derhandlungen gegen das AWG bzw. den dazugehörigen Verordnungen in 
den Fällen des § 34 Abs. 1 AWG so schwerwiegend seien, dass sie bereits 
als solche geeignet sind, die in der vormaligen Fassung des § 34 Abs. 1 
AWG bezeichneten Rechtsgüter zu gefährden. Daher sollte es zukünftig kei-
nes besonderen Nachweises über die Eignung zur Gefährdung mehr bedür-
fen.70 
Durch dieses Änderungsgesetz kam es erstmals zur Einführung des § 34 
Abs. 2 AWG, der in seiner grundsätzlichen Fassung bis heute besteht und 
überwiegend als mehrstufige Blankettnorm in Form eines potentiellen Ge-
fährdungsdelikts ausgestaltet worden ist. 
Wichtigste Änderung war daher die Streichung der drei genannten Rechts-
güter in § 34 Abs. 1 AWG und deren Verlagerung in § 34 Abs. 2 AWG. Die 
Eignung zur Gefährdung der Rechtsgüter sollte nur noch dann Vorausset-
zung für Strafbarkeit sein, wenn es sich nicht um Ausfuhren, der durch § 34 
Abs. 1 AWG erfassten Waren und Technologien handelt. Der Grund für die 
differenzierende Behandlung zwischen § 34 Abs. 1 AWG und § 34 Abs. 2 
AWG sollte sein, dass es sich bei den Waren des Abschnitts C um dual-use 
Güter handelt.71 
Zugleich erfolgte durch dieses Gesetz wiederum eine deutliche Anhebung 
des Strafrahmens auf bis zu 5 Jahre. 

                                              
68 BGBl. 1992 I, S. 372. 
69 Änderungsantrag der Fraktion der SPD vom 30.5.1990, BT-Drs. 11/7285. 
70 BT-Drs. 12/1134, S. 9. 
71 BT-Drs.12/104, S. 7. 
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Bis hin zum kürzlich erst verabschiedeten und sogleich darzustellenden 12. 
Änderungsgesetz72 kam es in der Folgezeit zu keinen erwähnenswerten Än-
derungen des Straftatbestandes mehr.73 
Alles in allem wurde während und nach diesen rasch aufeinander folgenden 
Änderungen sowohl aus Sicht der Praxis, aber auch vom Gesetzgeber selbst 
die Frage aufgeworfen, ob die von ihm mit den Änderungen Anfang der 
1990er Jahren intendierte Absicht aufgegangen war, dem gesamten System 
des Außenwirtschaftsstrafrechts generalpräventive Wirkung zukommen zu 
lassen und vor allem die Tatbestände praxistauglich zu machen. 
Im Schrifttum herrschte die Auffassung, dass die Straf- und Bußgeldvor-
schriften der §§ 33, 34 AWG bis zur Reform von 1992 unvollkommen ge-
wesen seien, weil sie dem Sanktionsbedürfnis, der Bestrafung schwerwie-
gender Verstöße, mangels geeigneter Tatbestandsfassung nicht gerecht wur-
den.74 Auch das Änderungsgesetz von 1992 habe keine wesentliche Besse-
rung gebracht.75 Viele Stimmen sowohl aus der Praxis als auch der Wissen-
schaft forderten und fordern bis heute die Umgestaltung des gesamten Au-
ßenwirtschaftsstrafrechts. Nur selten entsteht daher Anlass zu Lob. 
Begrüßt wurde diese zuletzt dargestellte Änderung eigentlich nur hinsicht-
lich eines Teils des Abs. 1 des § 34 AWG. In diesem Bereich müssten nun-
mehr die Staatsanwaltschaften in Fällen der ungenehmigten Ausfuhren das 
AA nicht mehr um eine „Stellungnahme“ zu der Frage ersuchen, ob im kon-
kreten Fall durch die bestimmte Handlung die äußere Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland, das friedliche Zusammenleben der Völker oder die 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland erheblich ge-

                                              
72 S.u. Kapitel 1 D. I. 3. 
73 8. Gesetz zur Änderung des AWG vom 9.8.1994, BGBl. I, S. 2068; 9. Gesetz zur Än-

derung des AWG vom 11.12.1996, BGBl. I, S. 1850; 10. Gesetz zur Änderung des 
AWG vom 12.12.1999, BGBl. I, S. 2822; 11. Gesetz zur Änderung des AWG vom 
23.7.2004, BGBl. I, S. 1859. 

 Darüber hinaus waren zahlreiche Änderungen des AWG hingegen in gesetzlichen 
Maßnahmen enthalten, die in erster Linie der Regelungen anderer Tatbestände dienten, 
wie z.B. zuletzt Art. 3 des Gesetzes zur Anpassung von Rechtsvorschriften an verän-
derte Zuständigkeiten oder Behördenbezeichnungen innerhalb der Bundesregierung 
sowie zur Änderung des Unterlassungsklagegesetzes und des Außenwirtschaftsgeset-
zes vom 16.8.2002, BGBl. I, S. 3165, in dem in § 51 AWG der Zeitpunkt des Außer 
Kraft Tretens der §§ 39 bis 43 auf den 31.12.2004 festgesetzt wurde. 

74 Hantke, NJW 1992, 2123, 2124. 
75 Nahezu einhellig, vgl. nur Hölscher, ZfZ, 2000, 152, 154; Pottmeyer, AW-Prax 1999, 

45; Müller, AW-Prax 1999, 370. 
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fährdet ist. Daher sei in tatsächlicher Hinsicht die Durchführung des Straf-
verfahrens erheblich erleichtert worden.76 
Nicht gelöst ist damit allerdings das Problem der technischen Qualifizierung 
der jeweiligen Ware unter die Beschreibung der Ausfuhrliste. Wegen der 
Ausgestaltung der Ausfuhrliste mit technischen Parametern muss der 
Rechtsanwender bzw. -unterworfene nach wie vor das in Frage stehende Gut 
eindeutig den einzelnen Beschreibungen der Ausfuhrliste zuordnen. Diese 
Qualifizierung gelingt in den meisten Fällen ohne einen entsprechenden 
Sachverständigen nicht. 
Ein anderer Blick auf Abs. 1 gibt demgegenüber schon wieder Anlass zur 
Kritik. Durch den Wegfall der „Gefährdungshürde“ komme es teilweise zur 
Kriminalisierung von Bagatellfällen. Hätte der Täter für die ungenehmigte 
Handlung bei einem entsprechenden Antrag eine Genehmigung erhalten, so 
solle dem Verstoß auch nur der Charakter von Verwaltungsunrecht 
beizumessen sein.77 
Insgesamt aber ist es nicht § 34 Abs. 1 AWG, der beanstandet wird. Mit die-
sem Tatbestand kann die Praxis im Großen und Ganzen umgehen. Dies liegt 
nicht zuletzt daran, weil sich die Strafbewährung von Verstößen gegen ver-
waltungsrechtliche Genehmigungspflichten in den letzten Jahren in der 
Strafrechtsdogmatik in zahlreichen Gebieten, allen voran dem Umweltrecht, 
durchgesetzt hat. Vielmehr ist es § 34 Abs. 2 AWG, dessen wenig über-
schaubare Ausgestaltung Anlass zu Klage gab und gibt. Dabei steht die un-
übersichtliche Gesetzgebungstechnik im Vordergrund. 
Immer verstärkter wurde in jüngster Vergangenheit der Ruf laut, das Au-
ßenwirtschaftsstrafrecht zu deregulieren, um die Handhabbarkeit zu erleich-
tern und eine bessere Überschaubarkeit der einzelnen Straftatbestände zu 
schaffen. Denn würde man jede Listenposition der Ausfuhrliste als eigen-
ständigen Straftatbestand begreifen, so ergäben sich im Ergebnis mehrere 
Tausende.78 Der Normadressat ist damit verständlicherweise überfordert, 
wenn von ihm erwartet wird, sämtliche möglichen Ausfüllungsvarianten zu 
überschauen und auch anzuwenden. 
Wesentliche Forderungen aus der Praxis sind daher die zahlenmäßige Ver-
ringerung der Ausfüllungsnomen und die damit einhergehende Einschrän-
kung der Listenrelevanz.79 

                                              
76 Hantke, NJW 1992, 2123, 2124; Pietsch, KJ 1991, 475, 477. 
77 Pottmeyer, AW-Prax 1999, 45, 47. 
78 Bieneck, AW-Prax 1999 292, 293. 
79 Bieneck, AW-Prax 1999, 292, 294. 
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Dabei muss bedacht werden, dass gerade die so flexibel ausgestaltete Aus-
fuhrliste aller Kritik zum Trotz eben auch ihre Daseinsberechtigung hat. Ih-
ren Sinn kann sie nämlich nur dann bewahren, wenn sie den mit ihr verfolg-
ten Zwecken, nämlich einer schnellen Reaktionsmöglichkeit auf technische 
Veränderungen, gerecht wird. Dies führt freilich im Ergebnis wiederum da-
zu, dass die einzelnen Straftatbestände inhaltlich einem ständigen Wandel 
unterliegen. 
Daneben richtet sich die Kritik auf die Verwendung der unbestimmten 
Rechtsbegriffe. 
So wird dem Gesetzgeber vorgeworfen, die Begründung für die Streichung 
der Rechtsgutstrias aus § 34 Abs. 1 AWG wäre nicht überzeugend gewe-
sen.80 
Der Gesetzgeber stützte die Streichung aus Abs. 1 darauf, dass es sich ohne-
hin um so schwerwiegende Verstöße handele, die allein schon wegen der 
Verletzung der Genehmigungspflicht strafbar sein sollen.81 
Wären diese ungenehmigten Ausfuhren per se wirklich so schwerwiegend, 
so dürfte aber auch der entsprechende Nachweis der Gefährdungseignung 
gerade in diesen Fällen keine Probleme bereiten. Aus diesem Argument re-
sultieren dementsprechend größte Bedenken an der gesetzgeberischen Ver-
fahrensweise. Nahe liegend erscheint die Vermutung, es handele sich um 
einen klassischen Fall der Umgehung eines Tatbestandsmerkmals zur Ver-
meidung von Beweisschwierigkeiten. Hierdurch würden die Unschuldsver-
mutung und der Grundsatz „in dubio pro reo“ unterlaufen werden.82 
Zugleich warf dieser Vorwurf ein äußerst kritisches Bild auf den neu einge-
fügten § 34 Abs. 2 AWG, der nunmehr die Rechtsgutstrias in der Ausgestal-
tung eines Eignungsdeliktes beinhaltet und der Sache nach nichts Neues ge-
bracht haben soll.83 Der Gesetzgeber habe die schwierig auszufüllenden un-
bestimmten Rechtsbegriffe nicht vermieden, sondern sie lediglich mit den-
selben Nachweisschwierigkeiten in einen anderen Tatbestand verlagert. 
Konsequenz der erneuten Verwendung der unbestimmten Rechtsbegriffe sei, 
dass zunehmend der Grundsatz, Strafen als „ultima ratio“ zur Vermeidung 
und Ahndung sozialschädlichen Verhaltens, aus den Augen verloren werde.84 

                                              
80 Michalke, StV 1993, 262, 263. 
81 BT-Drucks. 12/1134, S. 9. 
82 Michalke, StV 1993, 262, 263. 
83 Michalke, StV 1993, 262, 264. 
84 Hölscher, ZfZ 2000,152, 154; Bieneck, AW-Prax 1999, 81. 
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Deshalb müsse sich § 34 Abs. 2 AWG auch den Vorwurf der Kriminalisie-
rung von bloßem Verwaltungsunrecht gefallen lassen.85 
Insgesamt lässt sich an dieser Stelle festhalten, dass der Tatbestand des § 34 
Abs. 2 AWG als misslungen gehandelt wird.86 Seine Unübersichtlichkeit 
wegen der Verweisungen einerseits und der Generalklauseln andererseits 
verleitet den Rechtsanwender dazu, ihn wenn möglich zu umgehen bzw. die 
Strafbewährtheit eines einzelnen Verstoßes erst gar nicht zu kennen.87 
Das Anliegen des Gesetzgebers war es, ein effektives Instrumentarium zur 
Handhabung problematischer Exportgeschäfte zu schaffen, insbesondere 
den Handel mit dual-use Waren zu kontrollieren. Außerdem sollte die 
Rechtsanwendung sowohl für Ermittler und Richter als auch für die Expor-
teure erleichtert werden. Das Ziel, mehr Transparenz zu schaffen, kann 
wohl, zumindest im Bereich des § 34 Abs. 2 AWG, als verfehlt angesehen 
werden. Dieser Tatbestand bietet – betrachtet man jedenfalls den praktischen 
Umgang damit – für niemanden eine verlässliche Basis, mit einer Ausfuhr 
nicht in den Bereich des Strafbaren zu kommen. Vielmehr entstanden und 
entstehen mit jeder Änderung der entsprechenden Verordnungen neue Unsi-
cherheiten für die Rechtsanwender. 
Daneben bieten die drei unbestimmten Rechtsbegriffe, die äußere Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland, der Völkerfrieden und die auswärtigen 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland, eine Plattform für Unsicher-
heiten. Sie nämlich sorgen für die Entstehung eines Spannungsverhältnisses 
bei ihrer Ausfüllung. Nach § 74 c Nr. 3 GVG sind die Straftaten des AWG 
dem Wirtschaftsstrafrecht zugeordnet. Eine rein wirtschaftliche angelegte 
Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriffe ist aber nicht möglich, weil 
bereits der Wortlaut verdeutlicht, dass es sich hierbei um politikabhängige 
Merkmale handelt. 
In tatsächlicher Hinsicht ist es nicht nur das fehlende technische Verständnis 
für die Listenpositionen, sondern auch das Wissensdefizit um die im politi-
schen Tagesgeschäft angesiedelten Zusammenhänge, was den Umgang mit 
dieser Rechtsnorm verkompliziert. 
Bei allem Verständnis für diese Art der Kritik, liegt es m.E. dennoch fern, 
den Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG als symbolischen Straftatbestand ein-

                                              
85 Hölscher, ZfZ 2000, 152, 154. 
86 Hucko, in Ehlers/Wolffgang, S. 66. 
87 Bezüglich der potentiellen Strafbarkeit der Wissenschaftler und Professoren bei Wei-

tergabe und Vermittlung von Wissen, Kenntnissen oder Technologien siehe Herkert, 
AW-Prax 2000, 175 ff. 
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zustufen.88 Vielmehr wurde in der Vergangenheit bei dessen Anwendung 
sowohl in Wissenschaft als auch Praxis zu wenig Wert darauf gelegt, grund-
sätzliche Fragen der dogmatischen Einordnung zu diskutieren und zu klären. 
So ist beispielsweise die Deliktsnatur des § 34 Abs. 2 AWG als Gefähr-
dungsdelikt zwar zur Kenntnis genommen worden. Bisher fehlt es aber an 
einer Untersuchung darüber, ob der Tatbestand einen konkreten Gefähr-
dungserfolg voraussetzt, oder ob es sich – wie bei § 34 Abs. 1 AWG – um 
ein abstraktes Gefährdungsdelikt handelt. Ebenso vernachlässigt sind straf-
prozessuale Fragen. 
Viel (pauschale) Kritik bringt die Tatsache mit sich, dass die Strafrichter, 
aber auch schon die Ermittlungsbehörden zur Ausfüllung der drei unbe-
stimmten Rechtsbegriffe von „Stellungnahmen“ des AA abhängig sein sol-
len. Im Zusammenhang mit der Frage nach der genauen Deliktsnatur unerör-
tert ist dann aber die Herausarbeitung des genauen Beweisthemas. 
Auf all diese Fragen wird im Weiteren einzugehen sein.89 

3. Zwölftes Änderungsgesetz (2006) 
Mit der 12. AWG-Novelle90 hat der Gesetzgeber nun jüngst erneut reagiert 
und sich zur Umgestaltung des Außenwirtschaftsstrafrechts entschlossen. 
Die noch rot-grüne Bundesregierung hat den Gesetzesentwurf in der 15. Le-
gislaturperiode in ihrer Kabinettssitzung am 4.5.2005 beschlossen und dem 
Bundesrat zugeleitet. Nachdem dann kurz darauf der Bundeskanzler durch 
die Vertrauensfrage den Weg für Neuwahlen eröffnete, konnte es nicht mehr 
zur Verwirklichung des Gesetzesvorhabens in der 15. Legislaturperiode 
kommen. Wegen des Grundsatzes der Diskontinuität hätte das gesamte Ge-
setzgebungsverfahren nach den Neuwahlen unter der neuen Regierung wie-
derholt werden müssen. Um dies zu vermeiden, hat die Bundesregierung 
nach den Neuwahlen, aber noch in der rot-grünen Übergangsphase, den Ge-
setzesentwurf dem Bundestag zugeleitet. Das Gesetz vom 28.3.2006 wurde 
daraufhin am 7.4.2006 verkündet und ist Tags darauf in Kraft getreten. 
                                              
88 Zum Teil wird § 34 AWG aber gerade als Beispiel symbolischer Gesetzgebung ver-

standen, Nelles, in Ehlers/Wolffgang, S. 104; Hölscher, ZfZ 2000, 152, 154; Prittwitz, 
S. 253 ff., 257, der zwar ausdrücklich nur das Kriegswaffenkontrollrecht erwähnt, aber 
wohl das gesamte Strafrecht um den rüstungsrelevanten Bereich meint. Insgesamt zum 
symbolischen Strafrecht Hassemer, NStZ 1989, 553 ff. 

89 S.u. Kapitel 3. 
90 12. Gesetz zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes und der Außenwirtschaftsver-

ordnung vom 28.3.2006, in Kraft getreten am 8.4.2006, BGBl. I, S. 574 ff., zum Ände-
rungsgesetz insgesamt Pottmeyer, AW-Software 2007, 33 ff; ders., AW-Prax 2006, 
143 ff; Bieneck, AW-Prax 2006, 323 ff. 
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§ 34 Abs. 1 AWG ist seiner Struktur nach gleich geblieben. Erwähnenswert 
ist, dass nun neben der Ausfuhr auch die Verbringung Tathandlung im Sinne 
des Abs. 1 ist. 
Ebenso hat sich am Gesetzesaufbau des Abs. 2 nichts geändert. Bei ihm ist 
lediglich der Verweis auf § 33 Abs. 5 AWG gestrichen worden. Nachdem 
bereits der BGH91 1999 zu dem Ergebnis gelangt ist, dass der in § 34 Abs. 2 
AWG enthaltene Verweis auf § 33 Abs. 5 AWG allenfalls in Ausnahmefällen 
zur Anwendung kommen kann, hat sich nun auch der Gesetzgeber dazu ent-
schlossen, diesen Verweis aus dem Tatbestand zu nehmen. Auch in der Be-
gründung heißt es, die in § 33 Abs. 5 AWG beschriebenen Verstöße seien 
nicht geeignet, die in § 7 AWG genannten Rechtsgüter zu gefährden.92 
Die Besonderheit dieses Änderungsgesetzes besteht darin, dass der Gesetz-
geber, aller Kritik zum Trotz, § 34 Abs. 6 AWG vollständig umgestaltet und 
die bereits in § 34 Abs. 2 AWG verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffe 
erneut in den Gesetzestext aufgenommen hat. In der früheren Fassung bein-
haltete Abs. 6 lediglich die Beschreibung der besonders schweren Fälle der 
Absätze 1 und 2 anhand von zwei Regelbeispielen. Zum einen war ein be-
sonders schwerer Fall in der Regel anzunehmen, wenn die Gefahr eines 
schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land herbeigeführt wurde; zum anderen, wenn gewerbsmäßig oder als Mit-
glied einer Bande gehandelt wurde. 
Nunmehr enthält auch § 34 Abs. 6 AWG einen selbstständigen Qualifikati-
onstatbestand und ist nicht länger nur Strafschärfungsgrund. Er ist in vier 
Fälle untergliedert. In diesem Rahmen hervorzuheben sind insbesondere § 
34 Abs. 6 Nr. 1 und Nr. 4 AWG. Denn nach § 34 Abs. 6 Nr. 1 AWG macht 
sich nicht unter zwei Jahren strafbar, wer durch eine in Abs. 1 oder 2 be-
zeichnete Handlung die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, das friedliche Zu-
sammenleben der Völker stört und der die auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland erheblich stört. Nach § 34 Abs. 6 Nr. 4 AWG 
macht sich strafbar, wer eine in Abs. 4 bezeichnete Handlung begeht, die 
geeignet ist, die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, dass 
friedliche Zusammenleben der Völker oder die auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland erheblich zu gefährden. 
Der in § 34 Abs. 6 Nr. 1 AWG nunmehr wiederum vorausgesetzte Er-
folgseintritt hinsichtlich der Rechtsgutstrias soll den gegenüber den Grund-

                                              
91 BGH, wistra 1999, 304, 305. 
92 BT-Drs. 16/33, S. 12. 
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tatbeständen des § 34 Abs. 1 und 2 AWG erhöhten Unrechtsgehalt zum Aus-
druck bringen und darüber hinaus sicherstellen, dass schwere Verstöße einen 
Verbrechenstatbestand erfüllen und einer angemessenen Verjährungsfrist 
nach § 78 Abs. 3 Nr. 2 und § 78 a StGB unterliegen.93 
§ 34 Abs. 6 Nr. 4 AWG beschreibt jetzt ganz nach dem Vorbild des § 34 Abs. 
2 AWG ein abstrakt-konkretes Gefährdungsdelikt und fordert über die Tat-
bestandsmerkmale des Grundtatbestandes des § 34 Abs. 4 AWG (Embargo-
Tatbestand) hinaus, dass die konkrete Tathandlung geeignet sein muss, die 
aufgeführten Rechtsgüter zu gefährden.94 
Wenn es in der Vergangenheit Anlass zu Kritik hinsichtlich der Verwendung 
dieser unbestimmten Rechtsbegriffe gab, so hat sich der Gesetzgeber davon 
nicht beeindrucken lassen. Vielmehr wurde durch dieses Änderungsgesetz 
deutlich, dass er durch eine solche tatbestandliche Ausgestaltung keine 
Schmälerung an Praktikabilität sieht. Denn Hauptgrund der Neuordnung der 
Straftatbestände war, minder schwere Fälle bzw. sogar Bagatellverstöße, vor 
allem bei Anwendung des Embargo-Tatbestandes nach § 34 Abs. 4 AWG, 
nicht überhöht zu kriminalisieren und den Weg für differenzierende Behand-
lungen zu ebnen.95 
Erste Reaktionen zeigen sich erfreut über diese Form der Veränderung, da 
sie die erforderliche Flexibilität mit sich bringe, sachgerecht mit Fällen min-
der schwerer Art umzugehen und harte Strafen für die wirklich Kriminellen 
bei UN-Embargobrüchen ermögliche. Nach wie vor sei aber Handlungsbe-
darf des Gesetzgebers angezeigt.96 
Was die Verwendung der unbestimmten Rechtsbegriffe, die mehrstufige 
Blankettgesetzgebung oder das bereits angerissene Problem um die „Stel-
lungnahmen“ des AA angeht, wird sich die Unzufriedenheit wohl nach die-
sem letzten Änderungsgesetz noch steigern. M.E. liegt der Anlass zur Klage 
nicht nur in der Art der Formulierung des Tatbestandes als vielmehr in der 
eher oberflächlichen Auseinandersetzung mit den eigentlichen Problemen. 

                                              
93 BT-Drs, 16/33, S. 13. 
94 BT-Drs. 16/33, S. 13. 
95 BT-Drs. 16/33, S. 10. 
96 Pottmeyer, AW-Prax 2006, 143, 150. 
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Übersicht über die einzelnen Tatbestände des § 34 AWG 

§ 34 Abs. 1 AWG 
Grundtatbestand 1 „Ausfuhr ohne Genehmigung“ 

§ 34 Abs. 2 AWG 
Grundtatbestand 2  

„Ausfuhr ohne Genehmigung und Gefährdung der Trias“ 

§ 34 Abs. 3 AWG 
Verselbständigter Beihilfetatbestand 

§ 34 Abs. 4 AWG 
Embargotatbestand  

„Zuwiderhandlung einer UN- oder EU Sanktionsmaßnahme“ 

§ 34 Abs. V AWG 
Versuchsstrafbarkeit der Abs. 1, 2, 4 

§ 34 Abs. 6 AWG 
Qualifikationstatbestand 

§ 34 Abs. 7 AWG 
Fahrlässigkeitsstrafbarkeit Abs. 1, 2, 4 

§ 34 Abs. 8 AWG 
Erschlichene Genehmigung der ungenehmigten Ausfuhr gleichgestellt 
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II. Administrative Befugnisse 

Zeitgleich mit dem Gesetz zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes, des 
Strafgesetzbuches und anderer Gesetze97 wurde 1992 die Kontrolladmini-
stration neu strukturiert.98 Bis dahin war die für die Genehmigungserteilung 
zuständige Ausfuhrkontrolleabteilung im Bundesamt für Wirtschaft angesie-
delt. Von dort wurde sie ausgegliedert und zu einer selbstständigen Bundes-
behörde, dem neu gegründeten BAFA in Eschborn. 
Einerseits obliegt dem BAFA die Prüfung der Genehmigungsanträge auf die 
Genehmigungsfähigkeit der Güter, aber auch die Mitarbeit bei der techni-
schen Überarbeitung der Listenpositionen.99 
Wegen der erheblich gestiegenen Zahl der Genehmigungsanträge kann das 
BAFA seitdem eine verbesserte personelle und sachliche Ausstattung vor-
weisen. Es besteht aus drei Abteilungen: der Zentralabteilung, zuständig für 
die eigene interne Verwaltung, der Fachabteilung Ausfuhr-Verfahren für 
Grundsatzfragen, Entscheidung von Anträgen und Ausfuhrüberwachung 
sowie der Fachabteilung Ausfuhr-Technik, zuständig für die technische Be-
wertung der Güter.100 
Um eine Vorstellung davon zu bekommen, welchen Umfang von Anfragen 
bzw. Genehmigungsanträgen das BAFA jährlich zu bewältigen hat, sollen 
am Beispiel 2004 folgende Zahlen nicht unerwähnt bleiben: 
2004 betrug der gesamte Wert der Ausfuhren 730,9 Milliarden Euro; das Vo-
lumen der beim BAFA eingegangenen Anträge belief sich auf 14 Milliarden 
Euro, wobei die vom BAFA geprüften Ausfuhren 1,9 % des deutschen Au-
ßenhandelsvolumens ausmachten. Diese 1,9 % wiederum entsprachen dann 
22.913 beim BAFA eingegangenen und beschiedenen Anträgen.101 

III. Gesetzgebungsgeschichte der dual-use Verordnung 

Mit Einführung der EG-Verordnung Nr. 3381/94 des Rates vom 19.12. 
1994102 über eine Gemeinschaftsregelung der Ausfuhrkontrolle von Gütern 
mit doppeltem Verwendungszweck kam es nach mehrjährigen Verhandlun-
gen dazu, die Ausfuhrkontrollbestimmungen innerhalb der EG zu harmoni-
                                              
97 S.o. Kapitel 1 D I. 2. 
98 Gesetz über die Errichtung eines Bundesausfuhramts vom 28.2.1992, BGBl I S. 376. 
99 Goworr, AW-Prax 1995, 391, 392. 
100 Goworr, AW-Prax 1995, 391, 393. 
101 Jahresbericht 2004 des BAFA, S. 6 f. 
102 In Kraft getreten am 1.7.1995, ABl. EG Nr. L 367, S. 1, inklusive dem dazugehörigen 

Ratsbeschluss 94/942/GASP. 
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sieren und auf Gemeinschaftsebene erstmals einen dauerhaft angelegten Ex-
portkontrollmechanismus für dual-use Güter zu schaffen. 
Die dual-use Verordnung fand ihre Rechtsgrundlagen sowohl in einem mit-
gliedstaatlichen Beschluss (GASP) als auch in einer EG-Verordnung. Die 
durch die dual-use Verordnung geregelte Materie betrifft zum einen den Zu-
ständigkeitsbereich der Gemeinschaft, nämlich die gemeinsame Handels-
politik nach Art. 113 EGV (ausschließliche Kompetenz der Gemeinschaft) 
und den der Mitgliedstaaten, nämlich außen- und sicherheitspolitische Ziel-
setzungen (Zuständigkeit der Mitgliedstaaten).103 
Fast genau fünf Jahre nach Inkrafttreten der dual-use Verordnung wurde de-
ren novellierte Fassung104 am 22.6.2000 im Rat verabschiedet und ist am 
28.9.2000 in Kraft getreten. Ziel der Neufassung war es, die Harmonisie-
rung weiter voranzutreiben, insbesondere durch Schaffung von mehr Wett-
bewerbsgleichheit und Verbesserung der Rechtssicherheit durch Klärung der 
Zuständigkeiten sowie der Zusammenarbeit der einzelnen Behörden.105 
Wiederum gut 5 Jahre nach Inkrafttreten der novellierten Fassung von 2000 
präsentierte die Kommission im Dezember 2006 einen Vorschlag zur Ände-
rung und Neufassung der dual-use Verordnung.106 Der Abschluss der Bera-
tungen ist unter französischer Ratspräsidentschaft Ende 2008 angestrebt.107 
Der Vorschlag verfolgt laut der Mitteilung der Kommission drei Ziele: Zum 
einen dient er der Verbesserung der Sicherheitslage durch wirksamere Aus-
fuhrkontrollen in der erweiterten EU. Zum zweiten soll ein wirtschafts-
freundlicheres Regulierungsumfeld zwecks Förderung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit durch größere Klarheit der EU-Ausfuhrkontroll-
regelungen geschaffen werden. Damit soll schließlich eine geringere büro-
kratische Belastung der EU-Ausführer sowie eine konsequentere, einheit-
lichere Anwendung der Verordnung in der gesamten EU und damit eine Er-
leichterung des Handels innerhalb des Binnenmarktes einhergehen.108 

                                              
103 Eingehend hierzu Bermbach, S. 1 ff. 
104 Verordnung (EG) Nr. 1334/2000, ABl. EG Nr. L 159 S. 1. 
105 Simonsen, AW-Prax 2000, 252. 
106 Abrufbar unter:  

http://ec.europa.eu/trade/issues/sectoral/industry/dualuse/index_en.htm. 
107 Hermesmeier/Beyer, AW-Prax 2008, 151, 156. 
108 Zitiert nach Hermesmeier/Beyer, AW-Prax 2008, 151. 
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IV. Untersuchung des Tatbestandes des § 34 Abs. 2 AWG 

Im Folgenden soll der aktuelle Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG genauer be-
schrieben und die sich daraus ergebenden Probleme im Ansatz nachvollzo-
gen werden, um einen Gesamtüberblick zu verschaffen. 
Durch die erneute Verwendung der unbestimmten Rechtsbegriffe und die 
Ausgestaltung als Gefährdungsdelikt wird es nun nach dem 12. Änderungs-
gesetz von 2006 im Qualifikationstatbestand des § 34 Abs. 6 Nr. 1 und 4 
AWG zu gleichartigen Problemen kommen. 
Eine eingehende Auseinadersetzung mit denjenigen Deliktsstrukturen, die in 
der Praxis für einen schwierigen Umgang mit dieser Norm verantwortlich 
sind, erfolgt sodann in Kapitel 3. 
1. Mischtatbestand 
Zunächst springt die abgestufte Regelungstechnik im Verhältnis von § 33 
AWG zu § 34 Abs. 2 AWG ins Auge.109 Die Gliederung des § 33 AWG un-
terliegt keiner Systematik, da jeweils anlassbezogen einzelne Änderungen 
oder Ergänzungen vorgenommen worden sind.110 
Eine Ordnungswidrigkeit nach § 33 Abs. 1 oder 4 AWG wird dann zu einer 
Straftat nach § 34 Abs. 2 AWG, wenn eine in § 33 Abs. 1 oder 4 bezeichnete 
Handlung vorliegt, die geeignet ist, die äußere Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland, das friedliche Zusammenleben der Völker oder die aus-
wärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland erheblich zu ge-
fährden. 
Dabei erfasst § 33 Abs. 1 AWG Verstöße gegen Beschränkungen bei Waren-
ausfuhr, Transithandel, aktivem Dienstleistungs- sowie Kapitalverkehr auf-
grund von § 7 AWG, § 33 Abs. 4 AWG dagegen Verstöße gegen Beschrän-
kungen aufgrund des EG-Zollkodex sowie gegen Beschränkungen aufgrund 
der dual-use Verordnung. 
Wegen der qualitativen Verschiebung der einzelnen Ordnungswidrigkeiten 
des § 33 Abs. 1 und 4 AWG hin zu Straftaten handelt es sich bei § 34 Abs. 2 
AWG um einen so genannten unechten Mischtatbestand.111 Ein solcher 
zeichnet sich dadurch aus, dass im Verhältnis von Ordnungswidrigkeit zu 
                                              
109 Die Straftaten waren zeitlich gesehen nicht durchweg als Mischtatbestand konzipiert. 

Zwar spielten sie im Devisenstrafrecht eine wichtige Rolle; in den ursprünglichen 
Regelungen des AWG von 1961 aber waren Zuwiderhandlungen entweder Ord-
nungswidrigkeiten oder Straftaten. 

110 Bieneck, in Bieneck, § 31 Rdnr. 9. 
111 Bieneck, in Bieneck, § 31 Rdnr. 9; Ricke, ZfZ 1990, 278, 281. 
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Straftat eine Überschneidung des Tatbestandes hinsichtlich der Grundtatbe-
standsmerkmale gegeben ist.112 Im vorliegenden Fall besteht diese Über-
schneidung in der doppelten Verwendung der Tathandlung. Sie kann sowohl 
den Ordnungswidrigkeitentatbestand des § 33 Abs. 1 oder 4 AWG ausfüllen 
oder aber auch gerade Tathandlung des Straftatbestandes nach § 34 Abs. 2 
AWG sein. Die Frage, wie die konkrete Tathandlung qualitativ einzuordnen 
ist, als Straftat oder Ordnungswidrigkeit, muss von den vom Gesetz vorge-
gebenen zusätzlichen tatbestandlichen Erschwerungsmerkmalen abhängig 
gemacht werden.113 Vorliegend handelt es sich bei der Herbeiführung der 
Gefährdung einer der drei Gefährdungsalternativen um diese Erschwe-
rungsmöglichkeiten. 
Hinsichtlich der Frage, auf welche Norm in erster Linie bei Verfolgung einer 
entsprechenden Handlung zurückzugreifen ist, gilt der Vorranggrundsatz des 
§ 21 OWiG. Dieser besagt, dass im Falle des Zusammentreffens von Straftat 
und Ordnungswidrigkeit vorrangig das Strafgesetz wegen des höheren Un-
rechtsgehaltes einer Straftat im Vergleich zu einer nur mit Geldbuße geahn-
deten Ordnungswidrigkeit anzuwenden ist. Daher sind die Ermittlungsbe-
hörden auch bei Mischtatbeständen gehalten, zunächst der Frage der Straf-
barkeit nachzugehen.114 
2. Blankettnorm 
Des Weiteren zeichnet sich der Tatbestand des Abs. 2 dadurch aus, dass er 
als Blankettstrafgesetz konzipiert ist. Er bestimmt die verschiedenen Tat-
handlungen nicht selbst, sondern bezieht sich auf einzelne Absätze des Ord-
nungswidrigkeitentatbestandes des § 33 AWG. Die einzelnen Ordnungswid-
rigkeitentatbestände wiederum verweisen ihrerseits auf mehrere Rechtsver-
ordnungen oder auch Rechtsakte der EG. 
Es handelt sich bei den verwendeten Verweisungen um so genannte dynami-
sche Verweisungen. 
Dynamische Verweisungen nehmen auf noch nicht bestehende oder nicht 
auf Dauer bestehende Ausfüllungsnormen Bezug. Grund der Verwendung 
dieser Regelungstechnik ist, wechselnde und mannigfaltige Einzelregelun-
gen mit in die Strafvorschrift einzubeziehen.115 Dynamisch kann zum einen 
auf eigene Vorschriften des gleichen Gesetzes Bezug genommen werden, 
wie dies bei der Verweisungen von § 34 Abs. 2 AWG auf § 33 Abs. 1 und 4 

                                              
112 Göhler, Vor. § 1 Rn. 36; Rogall, in KK, Vor. 1, Rdnr. 14. 
113 Göhler, Vor. § 1 Rn 36. 
114 Göhler, § 21 Rdnr. 25. 
115 Enderle, S. 180. 
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AWG der Fall ist. Zum anderen kann aber auch auf Vorschriften im Range 
unter dem formellen Gesetz, nämlich Rechtsverordnungen und sogar auf 
Verwaltungsakte, verwiesen werden116, wie beispielsweise bei der Verwei-
sung von § 33 Abs. 1 AWG auf die AWV. Letztlich kann eine dynamische 
Verweisung auch darin bestehen, dass der parlamentarische Gesetzgeber auf 
ein in Kraft gesetztes Recht eines eigenständig legitimierten Gesetzgebers 
Bezug nimmt117, wie etwa über § 33 Abs. 4 AWG zu § 70 Abs. 5 AWV zu 
der Verordnung (EWG) Nr. 2454/9 der Kommission. 
§§ 34 Abs. 2 i.V.m. 33 AWG i.V.m. den Vorschriften der AWV sind also nur 
dann anwendbar, wenn und soweit zur Tatzeit ein Ausfüllungsakt seitens der 
Verwaltung, also der Bundesregierung, vorliegt.118 
Sinn der Verwendung einer solchen Verweisungstechnik im konkreten Fall 
ist, dem Verordnungsgeber eine schnelle und flexible Möglichkeit zu geben, 
auf die sich stetig ändernde außen- und sicherheitspolitische Lage reagieren 
zu können, ohne zuvor das vor allem zeitlich trägere formelle Gesetzge-
bungsverfahren bemühen zu müssen. 
Die strafbaren Tathandlungen ergeben sich aus § 33 Abs. 1 und 4 AWG. § 33 
Abs. 1 sanktioniert Verstöße gegen nationales Recht, Abs. 4 dagegen Ver-
stöße gegen Rechtsakte der EG. § 33 Abs. 4 seinerseits ist wiederum Blan-
kettvorschrift, die der Ausfüllung bedarf. Sie wird nur in Verbindung mit der 
AWV, insbesondere mit deren § 70 AWV und dem Katalog von Außenhan-
delsbeschränkungen der AWV sowie den entsprechenden EG-Verordnungen 
verständlich. 
Dabei darf nicht übersehen werden, dass bei weitem nicht alle genehmi-
gungslosen Ausfuhren mit Strafe bedroht sind. Nur diejenigen genehmi-
gungslosen Ausfuhren, die auch im Katalog des § 70 AWV enthalten sind, 
stellen Ordnungswidrigkeiten bzw. bei Gefahrgeeignetheit Straftaten dar. 
Die Tathandlung, die sich dann aus § 33 Abs. 1 oder 4 AWG ergibt, muss 
nicht notwendigerweise in einer Ausfuhr bestehen, wenngleich dies meist 
der Fall sein wird. Sie kann auch ein Boykott, Einfuhrverstoß oder sonstiger 
Warenverkehr, eine Dienstleistung, Verfügung im Kapital- oder Zahlungs-
verkehr, ein Verstoß als Ausführer oder Anmelder gegen Vorschriften des 
Zollkodex oder Zuwiderhandlungen gegen die Durchführung-Verordnung 
hierzu, sein. 

                                              
116 Enderle, S. 180 f. 
117 Enderle, S. 181. 
118 Tiedemann, AT, Rdnr. 99, derselbe, BT, Rdnr. 62. 
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Die Verwendung einer derartigen Blanketttechnik ist einerseits dann verfas-
sungsrechtlich unbedenklich, wenn hinreichend deutlich gemacht ist, worauf 
sich die Verweisung bezieht.119 Auf der anderen Seite geht damit eine gewis-
se Selbstentmachtung des Gesetzgebers einher. Er entledigt sich zumindest 
teilweise der ihm durch Art. 103 Abs. 2, 104 Abs. 1 GG übertragenen Auf-
gabe, selbst über die Strafbarkeit eines Verhaltens zu entscheiden.120 
Aus diesem Grund müssen und sind die entsprechenden Vorschriften des 
§ 33 AWG, die auf die AWV verweisen, mit so genannten „Rückverwei-
sungsklauseln“ versehen. Diese statuieren das Erfordernis, dass die Rechts-
verordnungen für einen oder mehrere Tatbestände auf das Straf- bzw. Ord-
nungswidrigkeitenblankett zurückverweisen (sog. qualifizierte Blankett-
normen121), um einerseits den Willen des Verordnungsgebers zur Blankett-
ausfüllung deutlich werden zu lassen und andererseits Rechtssicherheit und 
Klarheit bezüglich der bewährten Ge- und Verbote zu schaffen.122 
In § 33 Abs. 1 AWG, also im förmlichen Gesetz, sind daher ausdrücklich die 
Verordnungsermächtigungen der §§ 2, 7 AWG angegeben, um Klarheit und 
Rechtssicherheit hinsichtlich der Verweisungsmöglichkeiten zu garantieren. 
In der auf Grund dieser Verordnungsermächtigungen erlassenen Rechtsver-
ordnung, z. B. der AWV, sind wiederum eingangs die Verordnungsermächti-
gungen des AWG aufgeführt. 

                                              
119 BVerfGE 51, 60, 74; 48, 48, 55; 14, 245, 252 f. 
120 Enderle, S. 113 ff., 180 ff.; Tiedemann, Tatbestandsfunktionen, S. 239 ff.; Winkel-

bauer, S. 32; Perschke, wistra 1996, 161, 163; Kühl, in FS für Lackner, S. 815, 832. 
 Das Bundesverfassungsgericht sieht allerdings Verweisungen auf Normen im Rang 

unter formellen Gesetzen als dynamische Verweisung verfassungsrechtlich unpro-
blematisch, da dann ein Delegationsmechanismus eingreife, der den Inhalt der Aus-
füllungsnorm begrenzt, BVerfGE 47, 285, 311 f. Siehe auch Kapitel 3 A. I. 

121 Diesem Begriff verwenden z.B. Volkmann, ZRP 1995, 220 ff; Kühl, in FS für 
Lackner, S. 820. 

122 Enderle, S. 26, 185; Göhler, Vor. 1 Rdnr. 18; Volkmann, ZRP 1995, 220, 221. 
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3. Gefährdungsdelikt 
Darüber hinaus zeichnet sich der Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG und neu-
erdings auch der des § 34 Abs. 6 Nr. 4 AWG durch seine Deliktsnatur als 
Gefährdungsdelikt aus. 
Er wird in der Literatur und Rechtsprechung wegen der tatbestandlichen 
Formulierung „wer … eine Handlung begeht, die geeignet ist, …, zu ge-
fährden“ unter unterschiedlichen Bezeichnungen geführt, so etwa als „po-
tentielles Gefährdungsdelikt“123, „Eignungsdelikt“124, besonderes abstraktes 
Gefährdungsdelikt125 oder auch „abstrakt-konkretes Gefährdungsdelikt“.126 
Wie der Rechtsanwender genau mit einem solchen Delikt umzugehen hat, 
ist in Rechsprechung und Literatur derzeit noch nicht abschließend geklärt 
und wird an anderer Stelle127 eingehend zu behandeln sein. 
Hier sei nur grundsätzlich schon einmal gesagt, dass es sich bei diesen De-
likten im Ergebnis jedenfalls nach ganz überwiegender Auffassung128 um 

                                              
123 Fischer, in Tröndle/Fischer, Vor. § 306 Rdnr.1; Kühl, in Lackner/Kühl, Vor. § 13 

Rdnr. 32; Holthausen/Hucko, NStZ 1998, 225; Epping, RIW 1991, 461, 462; Osten-
dorf, JuS 1982, 426, 433. 

124 Hoyer, S. 16; Dippel, in LK, § 166, Rdnr. 2; Fischer, GA 1989, 445, 446. 
125 Horn, in SK, Vor. 306 Rdnr. 18. 
126 BGH NJW 1999, 2129; Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3 Rdnr. 18; Bieneck, 

in Müller-Guggenberger/Bieneck § 62, Rdnr. 58; ders., in Bieneck, § 29, Rdnr. 2; 
Fuhrmann, in Erbs/Kohlhaas, § 34 Rdnr. 15; Weith/Wegner/Ehrlich, Rdnr. 25; zum 
neu eingeführten § 34 Abs. 6 Nr. 4 AWG vgl. Pottmeyer, AW-Prax 2006, 145, 148; 
Seelmann, NJW 1990, 1257, 1258. In dieser Arbeit wird im Folgenden „Eignungsde-
likt“ verwendet. 

127 S.u. Kapitel 3 C. 
128 BGH, wistra 1999, 304, 305; Beck, S. 87; Graul, S. 116 f.; Lübbig, S. 134; Dippel, in 

LK, § 166 Rdnr. 4; Heine, in Sch/Sch, Vor. §§ 306 ff. Rn. 3; Fischer, in Tröndle/Fi-
scher, Vor. § 13 Rdnr. 13a; Roxin, § 11 Rdnr. 135; Arzt/Weber, § 35 Rdnrn. 81 ff.; 
Albrecht/Heine/Meinberg, ZStW 96 (1984), 943, 953 f.; Bohnert, JuS 1984, 182, 183 
FN 16; Seelmann, NJW 1990, 1257, 1258; Winkelbauer, S. 49; wohl im Grundsatz 
auch Horn, in SK, Vor. § 306 Rdnr. 18; differenzierend Zieschang S. 197 ff, 346 ff., 
der das Merkmal der „Geeignetheit“ in einem Straftatbestand für sich genommen 
noch nicht ausreichen lassen will, um Rückschlüsse auf die Deliktsnatur der Strafbe-
stimmung zu ziehen. Es sei vielmehr nur im Einzelfall anhand des konkreten Delikts 
zu entscheiden, welche Art von „Gefährlichkeit“ bzw. „Gefährdung“ vorliegen muss. 
Hierzu entwickelte er Mischformen, die zwischen den abstrakten und konkreten Ge-
fährdungsdelikten anzusiedeln seien, nämlich potentielle Gefährdungsdelikte und 
konkrete Gefährlichkeitsdelikte; a.A. auch Hoyer, S. 201, der diesen Delikten eine 
selbständige Position zwischen abstrakten und konkreten Gefährdungsdelikten zu-
weist. 



Kapitel 1: Systematik und Grundlagen des Außenwirtschaftsrechts 

40 

abstrakte Gefährdungsdelikte handelt, die sich dadurch auszeichnen, dass 
der Gesetzgeber die „Gefahrgeeignetheit“ mit in den Tatbestand aufgenom-
men und damit dem Richter einen Beurteilungsspielraum eingeräumt hat, 
die Gefahrgeeignetheit nach generellen Grundsätzen zu beurteilen. 
Diese grundsätzliche Sichtweise der Deliktnatur als abstraktes Gefährdungs-
delikt schließt aber nicht aus, dass die Auslegung des in Frage stehenden 
Tatbestands auch ergeben kann, dass eine konkrete Gefahr vorausgesetzt 
ist.129 
Daher wird im Folgenden130 noch genau zu untersuchen sein, ob die Ver-
wendung des Merkmals der Gefahrgeeignetheit im Tatbestand des § 34 Abs. 
2, 6 Nr. 4 AWG nun eine abstrakt gefährliche Tathandlung beschreibt oder 
eine konkrete Gefährdung der Trias voraussetzt. 
4. Unbestimmte Rechtsbegriffe 
Typisch für das Wirtschaftsstrafrecht verwendet der Gesetzgeber auch im 
Außenwirtschaftsstrafrecht Generalklauseln.131 Im Zusammenspiel mit der 
Frage nach der Art des Gefährdungsdelikts enthält § 34 Abs. 2 AWG, nun 
auch § 34 Abs. 6 Nr. 4 AWG, als Gefährdungsobjekte die drei unbestimmten 
Rechtsbegriffe der äußeren Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, des 
friedlichen Zusammenlebens der Völker und der erheblichen Gefährdung 
der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland. 
§ 34 Abs. 6 Nr. 1 AWG enthält zwar auch diese unbestimmten Rechtsbegrif-
fe, verlangt jedoch als Erfolgsdelikt deren Störung. 
Es liegt auf der Hand, dass sowohl die Ausfüllung dieser Generalklauseln, 
aber auch deren verfassungsrechtliche Zulässigkeit unter dem Gesichtspunkt 
der Bestimmtheit nach Art. 103 Abs. 2 GG Schwierigkeiten bereiten. 
Sowohl Richter und Staatsanwalt im Strafverfahren als auch der einzelne 
Exporteur müssen im Vorfeld beurteilen, ob die vorgenommene Warenliefe-
rung in ein Land außerhalb der EU, die ohne z.B. die erforderliche Geneh-
migung vorgenommen worden ist und deshalb jedenfalls nach § 33 Abs. 1 
oder 4 AWG eine Ordnungswidrigkeit darstellt, geeignet war bzw. sein 
könnte, die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, das friedli-
                                              
129 Graul, S. 121; Zischang, S. 203 ff; Heine, in Sch/Sch, Vor. § 306 Rn. 3; Gallas, in FS 

für Heinitz, S. 181 f. 
130 S.u. Kapitel 4 C. 
131 Tiedemann versteht die Verwendung solcher Generalklauseln in einem strafrecht-

lichen Tatbestand als extreme Form von normativ unbestimmten Tatbestandsmerk-
malen, Tiedemann, Tatbestandsfunktionen, S. 95 f.; andere Bezeichungen: Blankett-
begriffe, offene Tatbestandselemente. 
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che Zusammenleben der Völker oder die auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland erheblich zu gefährden (§ 34 Abs. 2 AWG) 
oder sogar zu stören (§ 34 Abs. 6 Nr. 1 AWG). 
5. Faktische Abhängigkeit im Verfahren 
Konsequenz der Unsicherheit, die sich aus der Verwendung der unbestimm-
ten Rechtsbegriffe ergibt, ist, dass im Strafverfahren Staatsanwaltschaft und 
Richter mangels eigenen Wissens in der Regel vermeintlich Auskünfte des 
AA über die außen- oder sicherheitspolitische Lage, wie sie sich zum Zeit-
punkt der konkreten Ausfuhr darstellte, benötigen.132 
Wie diese schriftliche oder mündliche „Stellungnahme“ des AA strafprozes-
sual korrekt in das Verfahren einbezogen werden kann, sei es als Sachver-
ständigengutachten, sei es als Aussage eines sachverständigen Zeugen, ist 
freilich genauso unklar wie die Frage, ob diese Angewiesenheit des Gerichts 
zur Beurteilung einzelner strafbegründender Merkmale rechtsstaatlich noch 
vertretbar ist. 
Zu denken ist auch daran, dass die Ergebenheit der Justiz in die vorformu-
lierten, von den obersten Bundesbehörden aufbereiteten Tatsachen nur an 
deren mangelnden Selbstbewusstsein liegt. M.E. ist die autonome Beurtei-
lung eines Straftatbestandes durch ein Strafgericht unabdingbar und im vor-
liegenden Fall auch praktikabel. Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass 
der Strafrichter und auch schon die Ermittlungsbehörden sich das exakte 
Beweisthema vor Augen führen. Dies bedarf das konkrete Wissens um die 
Deliktsnatur des Straftatbestandes sowie des geschützten Rechtsgutes. 
Insgesamt gilt es also zu untersuchen, ob sich die Abhängigkeit der Justiz 
aus der mangelnden Beschäftigung mit den einzelnen Tatbestandsmerkma-
len ergibt, oder ob die Politikabhängigkeit des Tatbestandes tatsächlich so 
weit reicht, dass autonome Entscheidungen vom Richter nicht zu bewältigen 
sind. Wäre letzteres der Fall, so ergäben sich tief greifender Bedenken an 
der Verfassungsmäßigkeit des Tatbestandes.133 

                                              
132 Anders die Einschätzung Löffeler, wistra 1991, 121, 122 f. Nach dessen Einschät-

zung sollten die Stellungnahmen des AA nach der Umwandlung vom Erfolgs- zum 
Gefährdungsdelikt überflüssig werden, weil die Staatsanwaltschaft selbst die zur Ge-
fährdung notwendigen Tatsachen beurteilen kann. 

133 Vgl. dazu unten Kapitel 3 D und Kapitel 4 D. 
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Kapitel 2: 
Zielsetzung 

Ziel der Untersuchung wird es sein, diese seit ihrer Entstehung scharf kriti-
sierte Vorschrift zu analysieren, um dem Normadressaten und auch der Ju-
stiz den Umgang mit ihr zu erleichtern. Trotz der Expertenkritik wollte oder 
konnte der Gesetzgeber diese Strafvorschrift nicht ändern, sondern sah sich 
im Gegenteil dazu gezwungen, den von ihr (vermeintlich) ausgehenden 
Schutz beizubehalten. 
Schon bei genauerer Betrachtung der einzelnen Kritikpunkte wird deutlich, 
dass das Gebiet der Exportkontrolle und die damit einhergehende Sanktio-
nierung von Verstößen vielen unterschiedlichen Interessen gerecht werden 
soll. So sind die Erwartungen und Forderungen von Seiten der Exportwirt-
schaft an den Gesetzgeber von Grund auf andere, als die der Staatsanwälte 
und Richter im Strafverfahren. 
Seitens der Exportwirtschaft wird verständlicherweise vor allem der Ruf 
nach mehr Transparenz laut. Der Exporteur muss nämlich, will er eine Ware 
in ein Wirtschaftsgebiet ausführen, das außerhalb der EG134 liegt, deren Ge-
nehmigungsfähigkeit und -pflichtigkeit ermitteln und gegebenenfalls einen 
Genehmigungsantrag stellen. Er muss daher im Vorfeld beurteilen, ob seine 
Ware ein in der Ausfuhrliste gelistetes Gut darstellt. An dieser Stelle ergeben 
sich in den einzelnen Unternehmen Probleme durch die Tatsache, dass es 
keine Liste mit kontrollierten Produkten gibt, sondern sich die Ausfuhrliste 
dadurch auszeichnet, dass sie Parameter enthält, die festlegen, ob ein Pro-
dukt kontrolliert ist.135 
Hinsichtlich der einzelnen Produkte eröffnet sich dann oftmals das Problem, 
dass sie sich schnell zu Massenprodukten entwickeln, für die effektive Kon-
trollen nahezu unmöglich sind. Verstöße gegen das AWG seien vorpro-
grammiert, würde man auf einer Exportkontrolle beharren, die sich im Er-
gebnis nur noch als demotivierende bürokratische Hürde versteht.136 
Selbst wenn aber der Exporteur zu dem Ergebnis gelangt, dass seine Ware 
kein gelistetes Gut ist, so muss er darüber hinaus entscheiden, ob die Ware 
wegen des Empfängers unter eine catch-all-Klausel fällt. In diesem Bereich 

                                              
134 Nach Art. 23 ff. EG-Vertrag ist die Warenlieferung innerhalb der EG nicht genehmi-

gungspflichtig. 
135 Merkelbach, in Ehlers/Wolffgang, Seite 53. 
136 Merkelbach, in Ehlers/Wolffgang, Seite 54. 
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ist es nämlich der potentielle Kunde und das Wissen über dessen Unzuver-
lässigkeit, das den einzelnen Wirtschaftsunternehmen unterstellt wird. 137 
Berücksichtigt man insbesondere auch mittelständische Exportunternehmen, 
die sich keinen Exportkontrollexperten leisten können, so sollten die Ent-
scheidungen des BAFA im Interesse der Wirtschaft möglichst vorhersehbar 
und kalkulierbar sein, um den Unternehmen eine eigenverantwortliche Kon-
trolle zu ermöglichen und eine größere Akzeptanz für das Exportkontroll-
recht zu schaffen.138 Die konkreten Vorschläge aus der Wirtschaft, um dieses 
Ziel zu erreichen, sind vielfältig. 
Zum einen wird dafür plädiert, eine Begründungspflicht des BAFA für die 
jeweilige Erteilung oder Ablehnung der beantragten Genehmigung zu statu-
ieren, um das Verwaltungsverfahren auch für die Zukunft nachvollziehbar 
und transparent zu machen.139 Ein weiterer Vorschlag geht dahin, Wissen um 
etwaige Proliferationsgefahren in einer Datenbank zu bündeln und bekannt 
zu machen. Auf diese Datenbank sollte dann jedes Unternehmen Zugriff ha-
ben, um sich nicht der Gefahr aussetzen zu müssen, für Wissen, das im Un-
ternehmen vorhanden sein sollte, aber aus irgendwelchen Gründen beim 
konkreten Export nicht abrufbar war, zur Rechenschaft gezogen zu wer-
den.140 
Nicht zuletzt sei aus Gründen der immer weiter fortschreitenden Globalisie-
rung eine internationale Harmonisierung der einzelnen nationalen Export-
kontrollsysteme notwendig.141 
Die Probleme der Justiz mit dem Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG sind an-
derer Natur. Sie liegen eher im Beweisrecht, genauer gesagt im Umgang mit 
den im Tatbestand verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffen.142 Denn in 
der Regel herrscht insofern beim Rechtsanwender ein Wissensdefizit um die 
tatsächlichen wirtschafts- und außenpolitischen Verhältnisse gerade auch, 
wenn das AA in seinen „Stellungnahmen“ tatsächliche Vorkommnisse be-
schreibt oder andeutet, die zum Zeitpunkt des außenwirtschaftrechtlich rele-
vanten Verhaltens schlechtestensfalls noch nicht einmal durch die Medien 
publik gemacht wurden.143 In diesem Fall lässt sich nicht leugnen, dass der 

                                              
137 Merkelbach, in Ehlers/Wolffgang, Seite 55. 
138 Gerth, AW-Prax 2004, 95, 97; Rogowski, in FS für BAFA, S. 18. 
139 Rogowski, in FS für BAFA, S. 18. 
140 Merkelbach, S. 55 f. 
141 Merkelbach, S. 51. 
142 Zu diesem Problem eingehend: S.u. Kapitel 3 D. 
143 Von solchen Problemen war auch das Strafverfahren „Lerch“ vor dem Landgericht 

Mannheim geprägt. Dort wollten die Verantwortlichen des Geheimdienstes die maß-
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Strafrichter nicht unbeeinflusst zu seiner Überzeugung hinsichtlich des 
Schuldspruchs finden kann. 
Staatsanwälte fordern darüber hinaus zu Gunsten einer erfolgreichen Ermitt-
lungsarbeit mehr Berechenbarkeit, Übersichtlichkeit und Konstanz im Au-
ßenwirtschaftsstrafrecht, da selbst ihnen die rechtliche Einordnung von Aus-
fuhrvorgängen über einen längeren Zeitraum Schwierigkeiten bereitet.144 
Bedenkt man dabei noch, dass die einzelnen Warenlistenpositionen von 
technischen Parametern geprägt sind, lässt sich auch aus dieser Perspektive 
die Subsumtion einer konkreten Ausfuhr ohnehin nur mit entsprechenden 
Sachverständigen bewerkstelligen. Dies aber wiederum kostet sowohl Zeit 
als auch Geld und belastet eine Hauptverhandlung nicht unerheblich. 
Aus diesen Gründen erfolgt im Anschluss eine Untersuchung derjenigen 
punktuellen Problemfelder, die stets jedes für sich im Focus der Kritik ste-
hen. Es wird versucht, die Ursachen deutlich zu machen und die bereits vor-
handenen Lösungsansätze mit den damit verbundenen Konsequenzen aufzu-
zeigen. 
Daran anschließend wird versucht werden, sämtliche Probleme des Tatbe-
standes in einem geschlossenen Kontext zu lösen, vor allem mit dem Ziel, 
mehr Transparenz sowohl in das Ermittlungsverfahren als auch ins Haupt-
verfahren zu bringen. Zu lösen ist nämlich vorrangig derjenige Konflikt, der 
sich aus dem mangelnden Wissen des Rechtsanwenders um die wirtschafts- 
und außenpolitischen Verhältnisse, und damit aus den unbestimmten 
Rechtsbegriffen ergibt. Insbesondere wird an dieser Stelle eine Auseinander-
setzung mit dem Rechtsgut unerlässlich sein. 

                                                                                                                             
geblichen Informationen im Prozess nicht preisgeben, was letztlich zur Unterbre-
chung des Prozesses führte. 

144 Schelzig, AW- Prax 1999, 329, 330. 
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Kapitel 3: 
Dokumentation der Probleme  

um den Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG 

Im nachfolgenden Kapitel wird eine ausführliche Bestandsaufnahme derje-
nigen Probleme erfolgen, denen sich der mit dem Außenwirt-
schafts(straf)recht Befasste im praktischen Umgang mit der Vorschrift des § 
34 Abs. 2 AWG zu stellen hat. Zugleich wird aufgezeigt, wie die konkrete 
Rechtsanwendung im Einzelfall erfolgt und welche Differenzen sich bei 
Anwendung ein und derselben Vorschrift durch verschiedene erstinstanzli-
che Gerichte ergeben. Denn nur scheinbar besteht im praktischen Umgang 
mit § 34 Abs. 2 AWG eine Systematik, auf die zurückgegriffen werden 
könnte. Zwar haben sich mit der Zeit etwa Definitionen zur Ausfüllung der 
unbestimmten Rechtsbegriffe oder eine Rechtfertigung für die Bestimmt-
heitsfrage nach Art. 103 Abs. 2 GG herausgebildet. Jedoch zeigt sich im Ge-
gensatz zu diesen nur bei oberflächlicher Betrachtung gefestigten Aspekten 
eine Unsicherheit bei der konkreten Rechtsanwendung. Diese Unsicherheit 
ist nicht zuletzt auf die in rascher zeitlicher Folge vorgenommenen Geset-
zesänderungen zurückzuführen, auf die in der Praxis – wie zu zeigen sein 
wird – nur unzureichend reagiert worden ist. 

A. Blanketttatbestand 
Wie oben im Grundsatz bereits beschrieben, handelt es sich um einen Blan-
ketttatbestand, der vom Normadressaten das Zusammensuchen der jeweils 
zum Tatzeitpunkt einschlägigen Normenkette, bestehend aus dem formellen 
Gesetz, der Verordnungen oder/und auch Rechtsakten der EG fordert. Da es 
sich bei den ausfüllenden Normen zumeist um Zeitgesetze gem. § 2 Abs. 4 
StGB handelt, sind in jedem Einzelfall die jeweils zur Tatzeit geltenden Tat-
bestandsfassungen der Entscheidung zugrunde zu legen.145 
Bevor der Rechtsanwender sich aber dieser nicht immer ganz einfachen 
Aufgabe des Zusammensuchens von Normen stellt, sieht er sich mit der 
Frage der Verfassungskonformität dieser Gesetzgebungstechnik allgemein 
bei Straftatbeständen und im Besonderen bei § 34 Abs. 2 AWG konfrontiert. 
                                              
145 Daher sind im Urteil vom LG Bochum, Urteil vom 21.9.1992 - 12 KLs 35 Js 365/90 -, 

n.v. die angewendeten Strafvorschriften nur unzureichend mit §§ 33 Abs. 1, 34 Abs. 
1 Nr. 3 AWG genannt. Zu beurteilen waren Ausfuhren in einem Zeitraum von März 
bis Juni 1990. Zum Zeitpunkt des Urteils aber waren bereits sowohl das 5. und 6. als 
auch das 7. Änderungsgesetz in Kraft getreten. 
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Dabei sind zwei voneinander losgelöste Problemfelder zu unterscheiden: 
Formal geht es um die Frage der zulässigen Aufgabendelegation an die Exe-
kutive im Rahmen des Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG, also dem „Ob überhaupt“. 
Inhaltlich dagegen dreht es sich um das Problem der Bestimmtheit der Er-
mächtigungsnorm des § 7 AWG im Sinne der Art. 80 Abs. 1 Satz 2, 103 
Abs. 2, 104 Abs. 1 GG. 
Selbst wenn man die verfassungsrechtliche Zulässigkeit, prinzipiell in die-
sem Gebiet Blanketttatbestände als taugliches gesetzgeberisches Instrument 
einzusetzen, bejaht, müssen dennoch die einzelnen Ermächtigungsnormen 
dem Bestimmtheitsgrundsatz des Art. 103 Abs. 2 GG genügen. 
Da sich aber – eine Besonderheit des AWG – der Wortlaut der in § 7 Abs. 1 
AWG genannten Ermächtigungszwecke nahezu mit dem der Gefährdungs-
objekte des § 34 Abs. 2 AWG deckt, wird im Rahmen der Bestimmtheitsprü-
fung der unbestimmten Rechtsbegriffe zu letzterer Frage weiter Stellung ge-
nommen werden.146 
Nachfolgend soll vorrangig die Frage der Zulässigkeit des „Ob überhaupt“ 
erörtert werden. 

I. Verfassungskonformität 

Ausgangspunkt der verfassungsrechtlichen Problematik von strafrechtlicher 
Blankettgesetzgebung mit Verweisungen auf Rechtsverordnungen sind die 
Art. 80 Abs. 1 S. 2, 103 Abs. 2 sowie 104 Abs. 1 GG. 
Um den Bestimmtheitsanforderungen der Art. 103 Abs. 2, 104 Abs. 1 GG 
wegen des Gesetzesvorbehaltes im Strafrecht gerecht zu werden, bedarf es 
grundsätzlich eines formellen Gesetzes des parlamentarischen Gesetzgebers, 
das vor Begehung einer Tat die Anforderungen an die Straftat ausreichend 
bestimmt festlegt. 
Nach dem BVerfG147 geht es daher bei den Art. 103 Abs. 2, 104 Abs. 1 GG 
einerseits um den rechtsstaatlichen Schutz des Normadressaten. Jedermann 
solle vorhersehen können, welches Verhalten verboten und mit Strafe be-
droht ist. Andererseits soll sichergestellt sein, dass der Gesetzgeber selbst 
abstrakt-generell über die Strafbarkeit entscheidet und diese Entscheidung 
wegen des Grundsatzes der Gewaltenteilung nicht der Exekutive überlässt. 
Grundsätzlich ist der parlamentarische Gesetzgeber daher gehalten, sämtli-
che Straftatbestände in einem formellen Gesetz selbst zu normieren. 
                                              
146 S.u. Kapitel 3 B. II. 
147 BVerfGE 75, 329, 341; NJW 1989, 1663; NJW 1993, 1909, 1910. 
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Um dem Anspruch an das staatliche Sanktionssystem, kurzfristig und flexi-
bel auf Veränderungen reagieren zu können, gerecht zu werden, hat der par-
lamentarische Gesetzgeber aber auch die Möglichkeit, durch Ermächti-
gungsnormen im formellen Gesetz die Rechtssetzungsbefugnis auf den Ver-
ordnungsgeber zu übertragen. 
Dann muss er selbst im formellen Gesetz eine nach Inhalt, Zweck und Aus-
maß bestimmte Ermächtigung darüber statuiert haben (Art 80 Abs. 1 GG), 
welche Fragen durch Rechtsverordnung geregelt werden sollen und können. 
Von solchen Ermächtigungen hat der parlamentarische Gesetzgeber im 
AWG durch die §§ 2 und 7 AWG Gebrauch gemacht. 
Dabei normiert § 2 AWG Art und Ausmaß von Beschränkungen und Hand-
lungspflichten, § 7 dagegen die Zwecke für die Rechtsverordnungen, näm-
lich den Schutz der Sicherheit und der auswärtigen Interessen. 
Fast zwangsläufig ziehen die verschiedenartigen Ansprüche, nämlich nach 
flexiblen, gesellschaftsregulierenden Strafnormen einerseits und einem ver-
lässlichen, in sich geschlossenen Strafsystem des Staates andererseits, Kon-
flikte nach sich. 
1. Vorgaben des BVerfG 
Zur Beurteilung der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der strafrechtlichen 
Blankettgesetzgebung hat das BVerfG Vorgaben geliefert, innerhalb derer 
sich der Gesetzgeber bei Erlass eines Blanketttatbestandes, insbesondere 
hinsichtlich der Bestimmtheitsanforderungen, bewegen muss. 
Diese generellen Anforderungen ziehen sich nicht nur durch den Bereich des 
Außenwirtschaftsrechts, sondern vor allem auch durch andere populärere 
Gebiete wie das Betäubungsmittelrecht nach § 29 Abs. 1 Nr. 14 BtMG, das 
Lebensmittelstrafrecht nach § 58 Abs. 1 Nr. 17, 18 LFGB, das Gewerberecht 
nach § 148 Nr. 2 i.V.m. § 144 Abs. 2 Nr. 1 GewO, etc. 
Dabei lässt das BVerfG148 ausreichen, dass Strafgesetze durch rangniedrige-
re Normen ergänzt oder konkretisiert werden. 
Gesetz im Sinne des Art. 103 Abs. 2 GG sei nicht nur das förmliche Gesetz, 
sondern auch eine nach Maßgabe des Art. 80 Abs. 1 GG erlassene Rechts-
verordnung. Diese Rechtsverordnungen wiederum müssen dann ihrerseits 
den Bestimmtheitsanforderungen des Art. 103 Abs. 2 GG genügen. 
Zu den Anforderungen, die an die Bestimmtheit zu stellen sind, heißt es in 
anderen Entscheidungen weiter, dass sich der Grad rechtsstaatlich gebotener 
                                              
148 BVerfGE 32, 346, 362; NJW 1992, 2624. 
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Bestimmtheit nicht allgemein festlegen lässt.149 Einerseits dürften keine 
überzogenen Anforderungen an die Bestimmtheit gestellt werden, wenn ge-
wisse Regelungsmaterien es rechtfertigen, den wechselnden und mannigfal-
tigen Regelungsbedürfnissen durch tatbestandliche Spezifizierungen im 
Verordnungswege nachzugehen.150 
Insbesondere aber bei Straftatbeständen seien sie, schon im Hinblick auf 
Art. 103 Abs. 2 und Art. 104 Abs. 1 Satz 1 GG, höher als in Bereichen, die 
die Grundrechtsausübung weniger tangieren. 
Deshalb habe der Gesetzgeber nach Art. 103 Abs. 2 GG selbst die Voraus-
setzungen der Strafbarkeit sowie Art und Maß der Strafe zu bestimmen und 
darf diese Entscheidung nicht den Organen der vollziehenden Gewalt über-
lassen.151 
Nach Art. 104 Abs. 1 Satz 1 GG habe der Gesetzgeber beim Erlass einer 
Strafvorschrift, die Freiheitsstrafe androht, mit hinreichender Deutlichkeit 
selbst festzulegen, was strafbar sein soll und Art und Maß der Freiheitsstrafe 
im förmlichen Gesetz zu bestimmen; dem Verordnungsgeber dürften ledig-
lich gewisse Spezifizierungen des Tatbestandes überlassen werden.152 
Festgehalten werden kann daher bezüglich des „Ob überhaupt“, dass das 
BVerfG dem Gesetzgeber die Pflicht auferlegt, einen Straftatbestand so ge-
nau als möglich zu umschreiben, wobei aber dies auch durch die aufgrund 
eines formellen Gesetzes erlassene Rechtsverordnung geschehen darf. Not-
wendig ist dann nur, dass der formelle Gesetzgeber die Grenzen selbst hin-
reichend deutlich umreißt. 
Bei den Anforderungen an die Vorhersehbarkeit der Strafbarkeit soll es wie-
derum von der konkreten Regelungsmaterie abhängen, inwieweit diese beim 
typischen Rechtsunterworfenen noch möglich ist. 
Bedenken hinsichtlich der Einhaltung dieser Anforderungen ergeben sich im 
Rahmen des Straftatbestandes des § 34 AWG, insbesondere wegen dessen 
Abs. 2, deswegen, weil es durch die besondere Konzeption dem Verord-
nungsgeber übertragen ist, diejenigen Ein- bzw. Ausfuhren festzusetzen, die 
der Genehmigung bedürfen, und die dann bei Missachtung eines Genehmi-
gungsvorbehalts zu Ordnungswidrigkeiten bzw. zu Straftaten werden. Die 
konkreten Voraussetzungen der Strafbarkeit ergeben sich weder unmittelbar 
aus § 34 Abs. 2 AWG noch aus § 33 AWG. 
                                              
149 BVerfGE 62, 203, 210; NJW 1998, 669, 670. 
150 BVerfG, NJW 1993, 1909, 1910. 
151 BVerfGE 78, 374, 382; 75, 329, 342; NJW 1998, 669, 670. 
152 BVerfGE 75, 329, 342; 14, 174, 185 ff.; NJW 1993, 1909, 1910. 
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Es können beim Rechtsanwender durchaus Zweifel darüber aufkommen, ob 
allein wegen Ausmaß und Reichweite der Kompetenzübertragung an den 
Verordnungsgeber den Art. 103 Abs. 2, 104 Absatz 1, 80 Abs. 1 S. 2 GG ge-
nüge getan ist. 
Die Auseinandersetzung der Rechtsprechung mit diesem Problemfeld aber 
zeigt sich über Bedenken dieser Art erhaben. 
a) BGH, Urteil vom 19.1.1965 
Weniger als vier Jahre nach dem Inkrafttreten des Außenwirtschaftsgesetzes 
nahm der BGH153 noch vor dem BVerfG zu dieser Frage Stellung. 
Nach dieser frühen Entscheidung genügte § 34 Abs. 1 AWG a.F. den Be-
stimmtheitsanforderungen insofern, als dass der Gesetzgeber mit hinrei-
chender Deutlichkeit selbst umrissen habe, was strafbar sein soll. Er habe in 
den Vorschriften der §§ 2, 5-8, 22-24 AWG a.F. selbst zum Ausdruck ge-
bracht, dass die Ausfuhr nicht vollkommen frei ist, sondern unter bestimm-
ten Voraussetzungen gewissen Beschränkungen unterworfen werden kann. 
Dies sei schon aus § 34 Abs. 1 AWG a.F. i. V. m. § 7 AWG erkennbar und 
genüge damit den Bestimmtheitsanforderungen, die an ein Strafgesetz zu 
stellen sind. 
Erst in den 90er Jahren des vergangenen Jahrhunderts kam es dann zu zwei 
Kammerbeschlüssen des BVerfG. 
b) BVerfG, Beschluss vom 25.10.1991 
Im ersten aus dem Jahr 1991 hatte das BVerfG über den Blankettordnungs-
widrigkeitentatbestand des § 33 Abs. 1 AWG zu entscheiden: 

„Dadurch, dass es sich bei § 33 Abs. 1 AWG um ein Blankettbußgeldge-
setz handelt und der zu ahndende Bußgeldtatbestand sich im Einzelnen 
erst aus der Verbindung des Blankettgesetzes mit den Bestimmungen der 
Außenwirtschaftsordnung ergibt, wird Art. 103 Abs. 2 GG nicht verletzt. 
Gesetz i. S. von Art. 103 Abs. 2 GG ist nicht nur das förmliche Gesetz. 
Auch Rechtsverordnungen können Strafbestimmungen und deshalb auch 
Bestimmungen über Ordnungswidrigkeiten enthalten, wenn sie im Rah-
men von Ermächtigungen ergangen sind, die Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG 
genügen… § 33 Abs. 1 AWG i. V. m. §§ 2 und 7 AWG genügen diesen 
verfassungsrechtlichen Anforderungen.“154 

                                              
153 BGH, NJW 1965, 769 f. 
154 BVerfG, NJW 1992, 2624. 
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c) BVerfG, Beschluss vom 21.7.1992 
Knapp ein Jahr später hatte dann das BVerfG über die Verfassungsmäßigkeit 
des § 34 Abs. 1 AWG a. F. zu entscheiden und hielt sich dabei an seine wie-
derholt in anderen Zusammenhängen aufgestellte Formel155: 

„Dass die Präzisierung der genehmigungspflichtigen Waren erst im 
Rahmen einer Rechtsverordnung und nicht schon in einem förmlichen 
Gesetz erfolgt, unterliegt demnach im Hinblick auf Art. 103 Abs. 2 GG 
keinen durchgreifenden Bedenken, zumal eine detaillierte Regelung die-
ser Fragen das Gesetz starr und kasuistisch machen und die notwendige 
Anpassung an den raschen Wandel der Technik und der außenpolitischen 
Verhältnisse erschweren würde.“156 

In derselben Entscheidung urteilte das BVerfG zu der Frage, ob einem Ex-
porteur der Umgang mit der mehrstufigen Verweisungskette zumutbar ist, 
dass die Strafbarkeit eines bestimmten Verhaltens durch die geschlossene 
Verweisungskette in verfassungsrechtlich ausreichender Weise erkannt wer-
den kann. Auch könne von einem im Außenhandel tätigen Unternehmer ver-
langt werden, dass er sich über die einschlägigen Vorschriften unterrich-
tet.157 
Daraus ergibt sich, dass das BVerfG diese Regelungstechnik im Außenwirt-
schaftsstrafrecht vor allem wegen der Besonderheiten der zugrunde liegen-
den Regelungsmaterie zulässt, nämlich der zu regelnden außen- und sicher-
heitsrelevanten Verhältnisse, die einerseits eine – pauschal betrachtet – äu-
ßerst schützenswerte Bedeutung für die BRD haben; andererseits aber auch 
wegen der auf lange Sicht einer Berechnung für die Zukunft nicht zugängli-
chen Entwicklung dieser Materie. Andererseits wird – wie bereits in einer 
Entscheidung zu § 327 StGB158 sowie in Entscheidungen zu disziplinar- und 
standesrechtliche geregelten Berufen159 – auf den speziellen Adressatenkreis 
der Norm, den täterspezifischen Verständnishorizont, abgestellt. Insofern 
bestehen allein aus praktischen Gesichtspunkten keine alternativen Mög-
lichkeiten, als der Argumentation des BVerfG zu folgen. Die Forderung an 
den formellen Gesetzgeber, sämtliche Tatbestandsvoraussetzungen selbst im 
parlamentarischen Gesetz zu regeln, wäre wegen der Unkalkulierbarkeit der 

                                              
155 siehe FN 149, 150, 151. 
156 BVerfG, NJW 1993, 1909, 1910. 
157 BVerfG, NJW 1993, 1909, 1910; ebenso BVerfGE 48, 48, 57 zu § 240 Abs. 1 Nr. 4 

KO (in der bis zum 31.8.1976 geltenden Fassung). 
158 BVerfGE 75, 329, 345. 
159 BVerfGE 66, 337, 355; 63, 266, 288; 44, 105, 115 f.; 41, 251, 264; 26, 186, 204. 
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zu regelnde Materie und der Unflexibilität des langwieriges Gesetzgebungs-
verfahren kontraproduktiv. 
d) „Samarra“ Entscheidungen 
In der Folgezeit beschäftigten sich im so genannten „Samarra-Fall“ sowohl 
das BVerwG als auch das BVerfG mit der Frage der Bestimmtheit nach Art. 
80 Abs. 1 Satz 2 GG, wenngleich auch nicht aus Anlass des Straftatbe-
stands.160 
Nach dem BVerwG161 sind die Voraussetzungen des Art. 80 Abs. 1 Satz 2 
GG gewahrt. Es sei ausreichend, dass sich der Ermächtigungsnorm die Be-
stimmtheitsanforderungen durch Auslegung nach den allgemein gültigen 
Auslegungsmethoden entnehmen lassen. Welche Bestimmtheitsanforderun-
gen im Einzelnen erfüllt sein müssen, soll von den Besonderheiten des je-
weiligen Regelungsgegenstandes sowie der Intensität der Maßnahme abhän-
gig sein. 
Dort heißt es weiter, dass 

„der Gesetzgeber (hat) die Zwecke, die allein den Erlass von Rechtsver-
ordnungen zur Beschränkung des Außenwirtschaftsverkehrs rechtfertigen 
können, ausdrücklich selbst festgelegt … Er hat sich dabei zwar einiger 
etwas unscharfer Begriffe bedient, deren Bedeutung im Grenzbereich 
schwierig zu ermitteln sein mag. Keinem dieser Begriffe ist jedoch eine 
bloße Verweisung auf die jeweilige politische Einschätzung der zur 
Rechtsetzung ermächtigten Regierung zu entnehmen.“ 

Im Weiteren kam es dann hinsichtlich der Regelungstechnik in der Recht-
sprechung zu keinen vertieften Auseinandersetzungen mehr mit der Frage 
der Bestimmtheit im Sinne eines „Ob überhaupt“. Vielmehr gehen die Ent-
scheidungen – so weit sie überhaupt zu Bestimmtheitsfrage hinsichtlich des 
Blanketts Stellung nehmen – davon aus, dass den Voraussetzungen der Art. 
80 Abs. 1 Satz 2, 103 Abs. 2, 104 Abs. 1 GG Genüge getan ist.162 
Somit kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass nach einhelliger Mei-
nung in der gesamten Rechtsprechung die §§ 33, 34 Abs. 2 AWG den An-
                                              
160 Insgesamt waren mit diesem Fall neun Gerichte beschäftigt, zunächst Hess FG, NJW 

1985, 1726 ff, dann hob der BFH das Urteil durch Vorbescheid wegen Unzulässigkeit 
des Finanzrechtswegs vom 28.1.1986 auf; deshalb VG Darmstadt, NJW 1988, 2198 
ff; VGH Kassel, NJW 1988, 2198; BVerwGE 89, 121 ff; BVerfGE 91, 148 ff; straf-
rechtlich dann LG Augsburg, Urteil vom 3.12.1993 und 22.9.1993 und 19.7.1994, al-
le n.v.; OLG München, NStZ 1993, 243; BGHSt 41, 348 ff. 

161 BVerwG 89, 121, 131 f.; sich anschließend BVerfGE 91, 148, 163. 
162 So z. B. BGH, NJW 1992, 3114, 3115; OLG Hamm, ZfZ 1992, 291, 292. 



Kapitel 3: Dokumentation der Probleme um den Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG 

54 

forderungen des GG im Rahmen der Bestimmtheitsanforderungen nach Art. 
80 Abs. 1 Satz 2, 103 Abs. 2, 104 Abs. 1 GG gerecht werden. 
2. Literatur 
In der Literatur wird die Frage der Bestimmtheit im Sinne der Art. 80 Abs. 1 
Satz 2, 103 Abs. 2, 104 Abs. 1 GG des Blanketttatbestandes zum Teil kriti-
scher beurteilt, verbreitet aber stoßen die Aussagen des BVerfG auch auf 
Zustimmung. 
So schließt sich eine große Gruppe – zumeist ohne nähere Begründung – 
dem BVerfG an.163 
Dabei wird m.E. von dieser Meinung übersehen, dass zwei Problemkreise, 
die zwar beide die Bestimmtheitsfrage betreffen, unabhängig voneinander 
zu beurteilen sind. Zu differenzieren ist die Frage nach der Aufgabendelega-
tion an den Verordnungsgeber einerseits von der hinreichenden Bestimmt-
heit der Ermächtigungsnorm des § 7 Abs. 1 AWG bzw. der hinreichenden 
Bestimmtheit der Umschreibung der Gefährdungsobjekte in Form von unbe-
stimmten Rechtsbegriffen in § 34 Abs. 2 AWG andererseits. 
Dieser Vermengung zweier Problemfelder folgend kommt eine Gruppe im 
Zusammenhang mit der Frage der Aufgabendelegation an die Exekutive i. S. 
von Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG zu dem Ergebnis, der Straftatbestand genüge 
dem Bestimmtheitsgrundsatz, weil eine noch konkretere Fassung des § 7 
Abs. 1 AWG durch die Komplexität der internationalen Beziehungen und 
der Vielfalt der Konfliktmöglichkeiten nicht möglich sei.164 
Eine solche Begründung ist aber bei der Frage der Verfassungsmäßigkeit der 
Aufgabendelegation etwas vorschnell. 
Für die Legitimation des Straftatbestandes ist es nämlich von erheblicher 
Bedeutung, welcher Schutz und welches Ziel hinter den verwaltungsrechtli-
chen Verboten steht, die sich letztlich ihrerseits aus den Vorgaben der §§ 2 
und 7 AWG legitimieren.165 Abgesehen von der inhaltlichen Seite, nämlich 
dem nahezu gleichen Wortlaut von § 7 Abs. 1 AWG und § 34 Abs. 2 AWG, 
stellt sich die Frage nach der ausreichenden Bestimmtheit der Aufgabende-
legation an den Verordnungsgeber. 

                                              
163 Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3, Rdnr.24; Bieneck, in Müller-Guggenberger/ 

Bieneck, § 62 Rdnr. 12; John, in Hohmann/John, § 34 Rdnr. 183; Fuhrmann, in Erbs/ 
Kohlhaas, § 34 Rdnr. 2; Holthausen/Hucko, NStZ-RR 1998, 225, 227. 

164 Lübbig, S. 135; ähnlich auch Trouet, in FS für Krause, S. 419 f. 
165 So auch Nelles, in Ehlers/Wolffgang, S. 107. 
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a) Verwaltungsrechtliche Kritik 
So meint auch Epping166, dass den überwiegend, zumeist pauschal vertrete-
nen Ansichten, die gegen § 7 Abs. 1 AWG keine verfassungsrechtlichen Be-
denken aus Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG erheben, nicht zugestimmt werden 
kann. Übersehen in diesem Zusammenhang werde die Auseinandersetzung 
mit der Frage, wie die Ermächtigung im einzelnen Gesetz konzipiert ist, 
d.h., ob auch dann die Bestimmtheit gewahrt ist, wenn es sich um eine so 
genannte Kann-Ermächtigung handelt, der Erlass der Rechtsverordnungen 
also in das Ermessen des Verordnungsgebers gestellt ist. 
Zwar sieht Epping mit dem BVerfG167 solche Kann-Ermächtigungen dann 
als unbedenklich an, wenn die Anwendbarkeit des Gesetzes nicht davon ab-
hängt, ob von ihnen Gebrauch gemacht wird oder nicht. 
Werde dagegen die Anwendbarkeit des Gesetzes erst durch den Erlass der 
Verordnung ermöglicht, so sei es dem Gesetzgeber nicht gestattet, das Ge-
brauchmachen von der Ermächtigung allein der politischen Entscheidung 
des Verordnungsgebers anheim zu stellen. In diesem Falle sei der Zweck der 
erteilten Ermächtigung lediglich hinsichtlich der Modalitäten einer mögli-
chen Regelung, nicht jedoch auch hinsichtlich des „Ob überhaupt“ hinrei-
chend bestimmt.168 
Deshalb sei eben gerade nicht bestimmt, für welchen der Tatbestände der 
Gesetzgeber die Strafandrohung will, welche Tatbestände nach seinem Wil-
len von der Strafbarkeit ausgenommen werden können oder nach welchen 
Kriterien zwischen strafbaren oder straflosen Zuwiderhandlungen gegen die 
Verordnung unterschieden werden soll.169 
Um zu verhindern, dass ein qualifiziertes Blankettgesetz insoweit auf eine 
Blankovollmacht an den Verordnungsgeber hinausläuft, sei demnach zu for-
dern, dass bei der Frage des „Ob“ stärker der Parlamentsvorbehalt gewahrt 
werden muss.170 Denn bei einer politisch so wesentlichen und Grundrechte 
berührenden Entscheidung wie der „ökonomischen Kriegserklärung“ an ein 
anderes Land, sei es nach der Lehre vom Parlamentsvorbehalt Sache des 
Parlaments, über das „Ob“ der Verordnungsermächtigung zu entscheiden. 

                                              
166 Epping, S. 344. 
167 BVerfG 78, 249, 272 ff. 
168 Epping, S.343; ebenso Volkmann, ZRP 1995, 220, 224; Dolde, RIW 1992, 517, 

523 f. 
169 Volkmann, ZRP 1995, 220, 225. 
170 Epping, S. 344; Dolde, RIW 1992, 517, 524; soweit auch Bryde, in Achterberg/Pütt-

ner/Würtenberger, § 5 Rdnr. 30. 
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Um diesen Mangel an Bestimmtheit im Rahmen der Verordnungsermächti-
gung zu kompensieren, werden von einzelnen Stimmen in der Literatur Vor-
schläge unterbreitet. 
Epping will das Verhältnis von Gesetzgeber zu Verordnungsgeber rechts-
staatlich neu geklärt wissen. Idealerweise könnte dies durch eine Änderung 
des Art. 80 GG geschehen, indem die Zustimmungsverordnung als notwen-
dige dritte Form der Rechtsetzung ausdrücklich ins GG mit aufgenommen 
wird, um so die Ermächtigungen an die Exekutive hinreichend abzusichern. 
Weil er selbst aber diesem Modell keine Chancen in der praktischen Umset-
zung gibt, erscheine es als abgeschwächte Variante sinnvoll, die Mitwir-
kungspraxis als das rechtsstaatlich Erreichbare im Rahmen des § 27 Abs. 2 
AWG zu konstatieren und die Verordnungsermächtigungen des AWG unter 
einen Mitwirkungsvorbehalt zu stellen 171 
Zwar mit den gleichen Bedenken, aber auf einfacherem Weg versucht Bry-
de172, das Defizit bei § 7 Abs. 1 AWG mit Hilfe des bestehenden § 27 Abs. 2 
Satz 2 AWG verfassungsrechtlich zu retten, indem er annimmt, dass das dort 
vorgesehene Recht des Bundestages, binnen vier Monaten die Aufhebung 
von Verordnungen nach dem AWG zu verlangen, geeignet ist, zumindest in 
Eilfällen die Defizite hinsichtlich des Selbstentscheidungsrechts des Parla-
ments zu kompensieren. 
Anders als Epping sieht er diese Form der Kompensation schon als verfas-
sungsrechtlich ausreichend an. 

                                              
171 Epping, S. 377 ff, 427 ff. 
172 Bryde, in Achterberg/Püttner/Würtenberger, § 5, Rdnr. 30; dagegen Dolde, RIW 

1992, 517, 524. Nach ihm kommt eine solche Kompensation durch § 27 Abs. 2 AWG 
nicht in Betracht, weil dieser zum einen dem Parlament nur das Recht gibt, eine be-
reits erlassene Verordnung zu kassieren, nicht jedoch die Untätigkeit des Verord-
nungsgebers zu korrigieren. Zum anderen wurde das AWG mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen. Der Bund hat insoweit nach Art. 73 Nr. 5 GG die ausschließli-
che Gesetzgebungskompetenz. Auch wenn es sich nicht um ein Zustimmungsgesetz 
handelt, sind die Mitwirkungsrechte des Bundesrates und Gesetzgebungsverfahren zu 
beachten. Das Kassationsrecht des § 27 Abs. 2 AWG steht nur dem Bundestag zu, 
nicht dem Bundesrat, weshalb das Defizit an gesetzlicher Regelung allenfalls durch 
ein Kassationsrecht ausgeglichen werden kann, welches den Mitwirkungsbefugnis-
sen des Bundesrates beim Gesetzgebungsverfahren Rechnung trägt. 

 Dagegen wiederum Epping, S. 414 ff, der wegen der fehlenden Mitwirkung des Bun-
desrates (im Rahmen des Art. 80 GG) im Ergebnis keine Bedenken hat, da der Bun-
desrat gerade trotz Bedenken und um Wissen um die Konsequenzen des § 27 Abs. 2 
AWG im Gesetzgebungsverfahren hat passieren lassen. 
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Im Ansatz anders geht Ipsen173 vor. Nach ihm müsse durch Auslegung des 
gesamten § 7 AWG ein Weg gefunden werden, diese Ermächtigungsnorm in 
einer mit Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG konformen Weise zu bereinigen. Anson-
sten bestünde die Gefahr, dass z.B. als erhebliche Gefährdung der auswärti-
gen Beziehungen (zum Erlass einer Rechtsverordnung) jeweils das gelten 
werde, was nach der Entscheidung des für die Außenpolitik Verantwortli-
chen im Hinblick auf die von ihm gewünschte Ordnung unerwünscht sei. 
Was wiederum die Ordnung der Außenpolitik ausmache, könne das nur je-
ner Zustand sein, den die politisch Verantwortlichen als ordnungsgemäß er-
achteten.174 
Gerade weil die normierten Anwendungsvoraussetzungen des § 7 Abs. 1 
AWG ausdrücklich nur auf die für Beschränkungen vorausgesetzten Zwecke 
abstellen, sei die Erkenntnis wesentlich, dass sie nichts bestimmen über In-
halt und Ausmaß der Beschränkungsermächtigungen i. S. des Art. 80 Abs. 1 
Satz 2 GG. 
Folge davon sei, dass § 7 AWG isoliert betrachtet als gesetzliche Program-
mierung mit Vorausbestimmung der Ermächtigungsanwendung nur dann 
den verfassungsrechtlichen Vorgaben entspricht, wenn der Abs. 2 des § 7 
AWG trotz seiner „insbesondere“-Fassung zu Hilfe genommen wird, um die 
Zweckverfolgung im Sinne der Nrn. 2 und 3 des Abs. 1 tatbestandlich und 
tendenziell einzugrenzen. § 7 Abs. 2 AWG wiederum sei dahingehend zu 
korrigieren, dass das Wort „insbesondere“ durch „nur“ ersetzen werden 
muss. Dessen Abs. 2 könne nämlich entnommen werden, was der Gesetzge-
ber insgesamt bedacht und gewollt habe. Aus diesem Grund könne dahinge-
stellt bleiben, ob § 7 Abs. 1 AWG für sich allein betrachtet den Anforderun-
gen des Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG entspricht.175 
Nach diesen Ansichten würde die Ermächtigungsnorm des § 7 Abs. 1 AWG 
und damit konsequenterweise auch der Straftatbestand des § 34 AWG den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen nach Art. 80 Abs. 1 Satz 2, 1 103 
Abs. 2, 1 104 Abs. 1 GG mangels hinreichender Bestimmtheit der Aufga-
bendelegation jedenfalls nicht ohne weiteres genügen. Vielmehr bedarf es 
Bemühungen, die die Verfassungskonformität des § 7 Abs. 1 AWG erst her-
stellen. Ob diese Bemühungen dann auch ausreichend sind, den strafrechtli-
chen Bestimmtheitsanforderungen im Rahmen der §§ 33, 34 AWG gerecht 

                                              
173 Ipsen, S. 34 f.; sich anschließend Putzier, S. 60 f. 
174 Ipsen, S. 36. 
175 Ipsen, S. 41. Gegen eine solche Auslegung OLG Hamburg, NJW 1076, 1046; Ep-

ping, S. 366 ff.; v. Schenk, ZaöRV 29 (1969), 255, 287 ff. 



Kapitel 3: Dokumentation der Probleme um den Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG 

58 

zu werden, oder ob sie „nur“ staats- bzw. verwaltungsrechtliche Hürden zu 
nehmen vermögen, kann an dieser Stelle noch dahingestellt bleiben. 
b) Strafrechtliche Kritik 
Auch von strafrechtlicher Seite wird die Verfassungskonformität des § 34 
AWG im Hinblick auf Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG in Frage gestellt. 
Eine Ansicht176 bezweifelt, dass die Verfassungsgerichtsentscheidungen aus 
den 90er Jahren auf den heutigen Gesetzeszustand übertragen werden kön-
nen. Vielmehr müsste das BVerfG, insbesondere mit Blick auf § 34 Abs. 1 
AWG, danach heute zur gegenteiligen Auffassung kommen. Gerade weil in 
§ 34 Abs. 1 AWG nicht mehr Voraussetzung ist, dass die strafbewährte Zu-
widerhandlung gegen die einbezogenen (verwaltungsrechtlichen) Normen 
des AWG auch geeignet sein muss, die Rechtsgüter zu gefährden, werde 
Verwaltungsungehorsam bestraft, der jedoch nicht den mit Strafe bedrohten, 
erforderlichen Grad an Sozialschädlichkeit zu legitimieren vermag.177 
Herzog178 erklärt sich mit der Aussage des BVerfG insofern einverstanden, 
als dass er im Gebiet des Außenwirtschaftsrechts Regelungsbedürfnisse 
durch tatbestandliche Modifizierungen auf dem Verordnungswege aner-
kennt. Er sieht Grenzen aber dann erreicht, wenn die Aufgabendelegationen 
als Freibrief dafür verstanden wird, in rascher zeitlicher Folge und den stän-
digen außenpolitischen Umorientierungen folgend Straftatbestände in einer 
Weise auszufüllen, dass zu guter Letzt durch die exzessive Nutzung der 
Rechtsetzungsbefugnisse der Exekutive ein nicht mehr überschaubarer spe-
zifischer Regelungsgehalt des Blankettstrafgesetzes entsteht. Dies sei insbe-
sondere mit Blick auf die Vorhersehbarkeitsformel des BVerfG zu Art. 80 
Abs. 1 Satz 2 GG bedenklich. 
Da in § 7 Abs. 1 AWG gerade die in Bezug auf Inhalt, Zweck und Ausmaß 
(Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG) auch die unbestimmten Rechtsbegriffe der Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland, die Störung des friedlichen Zu-
sammenlebens der Völker und die auswärtigen Beziehungen der Bundesre-
publik Deutschland verwendet werden, erscheint es nahe liegend, an einer 
verfassungskonformen Gesetzgebung zu zweifeln. So meint Herzog179 (im 
Zusammenhang mit den jugoslawischen Sezessionskriegen), dass insbeson-
dere aus dem Topos der Gefährdung der auswärtigen Beziehungen in keiner 
vorhersehbaren Weise ersichtlich ist und war, ob man an die von der serbi-

                                              
176 Nelles, in Ehlers/Wolffgang, S. 108. 
177 Nelles, in Ehlers/Wolffgang, S. 107. 
178 Herzog, wistra 2000, 41, 43. 
179 Herzog, wistra 2000,41, 43. 
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schen Aggression betroffenen Völker Güter der beschriebenen Art liefern 
durfte oder nicht, respektive, ob dies gar als derart gefährdend für die aus-
wärtigen Beziehungen angesehen würde, dass man mit einer Kriminalstrafe 
zu rechnen hatte. Ein derartiger Einfluss wechselnder und in ihrem Wechsel 
kaum berechenbarer politischer Einschätzungen auf die Gestalt von Straftat-
beständen im Wege exekutivischer Ausfüllung sei mit der Garantiefunktion 
des Gesetzlichkeitsprinzips nicht vereinbar. 
3. Stellungnahme 
Das BVerfG liefert in keiner der beiden Entscheidungen zum Straf- bzw. 
Ordnungswidrigkeitentatbestand ausdrücklich Antworten auf die Frage, ob 
die dem Verordnungsgeber durch das Blankett eingeräumte Möglichkeit, die 
Sanktionierung erst zu ermöglichen, mit der in Art. 103 Abs. 2 GG180 enthal-
tenen Kompetenzzuweisung an den Gesetzgeber vereinbar ist. 
Dies erweckt für den Rechtsanwender zunächst den Eindruck, als ob der 
Tatbestand ausreichend bestimmt im Sinne der Art. 80 Abs. 1 Satz 2, 103 
Abs. 2, 104 Abs. 1 GG ist. Allerdings kann aus dem Übergehen dieser über-
geordneten Fragestellung nicht zwingend der Schluss gezogen werden, das 
Gericht hätte diesen Punkt als selbstverständlich bejaht und ihm deshalb 
keine Beachtung geschenkt. 
Die Argumente der Literatur sind gerade wegen der nicht gesicherten Positi-
on des BVerfG umso mehr geeignet, tief greifende Bedenken zu wecken. 
Berücksichtigt werden muss allerdings stets der thematische Ausgangspunkt 
des einzelnen Verfasser. Denn je nach dem, ob die Kritik von verwaltungs- 
oder strafrechtlicher Seite laut wird, werden unterschiedliche Erwartungen 
gesetzt. 
Einerseits kann natürlich vor allem im Strafrecht die verfassungsrechtlich 
gebotene Bestimmtheit nach Art. 80 Abs. 1 Satz 2, 103 Abs. 2 GG in den 
Vordergrund der Überlegungen gestellt werden.181 
Andererseits aber kann oder muss gar bei einem Gebiet wie dem Außenwirt-
schaftsrecht die spezielle Regelungsmaterie im Auge behalten werden. Denn 
würde man die Anforderungen an die Bestimmtheit dieser speziellen Straf-
normen, deren Adressat nicht unbedingt jeder Bürger ist und mit deren Pro-
blematik sich nicht jedermann tagtäglich ausgesetzt sieht, an denjenigen des 
Kernstrafrechts messen, so verlören die Straftatbestände des AWG höchst-
wahrscheinlich den ihnen zugedachten Sinn. Gerade das hier zugrunde lie-

                                              
180 So auch Volkmann, ZRP 1995, 220, 222. 
181 Volkmann, ZRP 1995, 220, 225. 



Kapitel 3: Dokumentation der Probleme um den Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG 

60 

gende einzigartige Spannungsfeld zwischen Wirtschaft und Politik macht 
deutlich, dass flexible Normen gefragt sind, die einer dem ständigen Wandel 
unterliegenden Materie nicht hinterherhinken, sondern vielmehr stetig den 
Bedürfnissen des Zeitgeschehens angepasst werden können. Eine solche 
Anpassung aber wird durch die Blankettgesetzgebungstechnik, die Kompe-
tenzen auf den Verordnungsgeber verlagert, erst ermöglicht. Nur durch die-
sen ist es letztlich überhaupt realisierbar, schnell und flexibel auf Verände-
rungen tatsächlicher Art zu reagieren, ohne dem langwierigen formellen Ge-
setzgebungsverfahren zu unterliegen.182 Zudem entspricht es zumindest 
auch dem Sinn und Zweck der Blanketttechnik, sachnahe und sachgerechte 
Regeln zu gestalten. Modernes Strafrecht hätte wohl in diesem Bereich sei-
nen Sinn verfehlt, würde man dem Gesetzgeber die Möglichkeit nehmen, 
funktionale Normen zu schaffen, um der zu regelnden Materie gerecht zu 
werden. 
Dem entspricht auch die Intention des Gesetzgebers bei Normierung des 
Außenwirtschaftsrechts. Sein Anliegen war es, dieses Rechtsgebiet so flexi-
bel handhabbar wie möglich auszugestalten, um ein wirksames Mittel zur 
Seite zu haben, auf rasche Veränderungen tatsächlicher Art zu reagieren.183 
Nicht ohne Grund hat das BVerfG für gewisse Regelungsbereiche in ständi-
ger Rechtsprechung Topoi geprägt. 
So hängt nach dem BVerfG die erforderliche Gesetzesbestimmtheit von den 
Besonderheiten des jeweiligen Straftatbestandes und von den Umständen ab, 
die zu einer gesetzlichen Regelung führen.184 Geringere Anforderungen sei-
en vor allem bei vielgestaltigen Sachverhalten zu stellen oder wenn zu er-
warten ist, dass sich die tatsächlichen Verhältnisse alsbald ändern werden.185 
Es liege in der „Natur der Sache“186 sowie an der Komplexität der zu erfas-
senden Waren und des Umstandes, dass diese einem ständigen Wandel durch 
Fortschritte in Forschung und Technik unterliegen. Daher seien wechselnde 
und mannigfaltige Einzelregelungen unumgänglich.187 

                                              
182 Dagegen Volkmann, ZRP 1995, 220, 225, der in solchen Zweckmäßigkeitserwägun-

gen keine ausreichende Deckung des verfassungsrechtlich schrankenlos aufgestellten 
Bestimmtheitsgebots sieht. 

183 So auch Bieneck, wistra 1994, 173. 
184 Zum AWG: BVerfG, NJW 1993, 1909, 1910; 1992, 2624; aber auch BVerfGE 75, 

329, 342; 28, 175, 183. 
185 BVerfGE 76, 130, 142 f.; 58, 257, 278 f. 
186 BVerfG, NJW 1993, 1909, 1910. 
187 BVerfG, NJW 1992, 2624. 



A. Blanketttatbestand 

61 

Demzufolge erscheint nur eine Argumentation, die sich aus der tatsächlich 
zu regelnden Materie entwickelt, diesem Problem gerecht zu werden. 
Betrachtet man dagegen die verfassungsrechtlichen Ansätzen, die die Be-
stimmtheit nach Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG zum Maß aller Dinge machen, so 
ist selbst danach kein dringender Handlungsbedarf des Gesetzgebers ange-
zeigt. Vielmehr zielen die Lösungsvorschläge etwas über § 27 Abs. 2 AWG 
darauf ab, das Bestimmtheitsdefizit mittels eines bestimmten Verfahrens zu 
kompensieren. 
Nach den Vorschlägen von Bryde und Ipsen wäre noch nicht einmal zwin-
gend eine Gesetzesänderung, geschweige denn eine Änderung der Verfas-
sung notwendig. Sie kommen allein zum einen durch die Gesetzessystema-
tik des AWG (§ 27 Abs. 2 AWG) bzw. zum anderen durch Auslegung zu ei-
ner verfassungskonformen Lösung. 
Die beste und einfachste Art, diesem Problem Herr zu werden, wäre eine 
Änderung des GG dahingehend, der Verwaltung unter Durchbrechung des 
Gewaltenteilungsgrundsatzes – wie bereits in Art. 80 GG angelegt – eine 
eigene Rechtsetzungsbefugnis zu Regelung bestimmter, näher zu bezeich-
nender Sachverhalte zuzubilligen. Nicht wirklich herrscht nämlich Uneinig-
keit darüber, dass es Aufgabe des Verordnungsgebers sein soll, die ihm be-
reits jetzt zugebilligten Regelungsmaterien zu normieren. Dies gilt insbe-
sondere mit Blick auf die Rechtssetzungsbefugnis der EU, von der gerade 
im Bereich des Außenwirtschaftrechts starker Gebrauch gemacht wird. Pro-
blematisch ist lediglich, diese Aufgabe in Einklang mit den verfassungs-
rechtlichen Vorgaben zu bringen. So behilft sich das BVerfG eben auch nur 
mit den oben dargestellten Topoi. 
Hinsichtlich des Strafrechts allerdings spielt dieses Problem eher eine unter-
geordnete Rolle. Denn wird der Verordnungsgeber aufgrund der Kann-
Ermächtigung nicht tätig, so ist mangels blankettausfüllender Verordnung 
keine Strafbarkeit gegeben. Wird er dagegen tätig, so erfolgt die Legitimati-
on der Verordnungen durch die Nichtausübung des Kassationsrechts des 
Bundestages nach § 27 Abs. 2 AWG. 

II. Praktische Probleme im Umgang mit der Blankettnorm 

Ist man als Rechtsanwender gewillt, diese verfassungsrechtlichen Hürden zu 
nehmen, so ist für den praktischen Umgang mit den einzelnen Verweisungen 
noch nicht viel getan. 
Zum einen werden die Vielzahl der zu beachtenden Verweisungen Schwie-
rigkeiten bereiten, zum anderen aber auch die äußerst kurzen Zeiträume, die 
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zwischen den einzelnen Änderungen der blankettausfüllenden Verordnun-
gen, hauptsächlich der AWV und den Rechtsakten der EG, insbesondere der 
dual-use Liste, liegen. 
Noch überschaubar sind die Änderungsgesetze zum AWG selbst188, was al-
lerdings für das Problem der Blankettausfüllungsnormen ohnehin nicht die 
wichtigste Rolle spielt. 
Relativ einfach gestalteten sich auch die Änderungen der Einfuhrliste. Je-
weils zu Beginn eines Jahres wird sie aufgrund von Änderungen und Neure-
gelungen der EU als nationale Rechtsvorschrift neu gefasst.189 
Unübersichtlicher wird es dann schon bei den Änderungen der AWV samt 
dazugehöriger Ausfuhrliste. Denn die Ausfuhrliste als Anlage zur AWV 
wurde gerade dazu konzipiert, um, wann immer auch eine Anpassung der 
dort beschriebenen Waren als notwendig erscheint, eine solche durchzufüh-
ren, sei es, um eine erst nachträglich aufgefallene Lücke zu schließen, sei es, 
um dem technischen Fortschritt gerecht zu werden. 
Die Gewährleistung und auch Durchführung der jederzeitigen Listenanpas-
sung erscheint auf der einen Seite wegen des ständig im Wandel begriffenen 
Fortschritts unumgänglich. Die Kehrseite der Medaille zeigt dagegen die 
Schwierigkeiten auf, nämlich deren Handhabung und nicht zuletzt deren Be-
schaffung in der zum Tatzeitpunkt geltenden Fassung. 
So berichtet ein Vorsitzender Richter der Wirtschaftsstrafkammer des LG 
Stuttgart, die Ausfuhrliste wurde in einem von ihm zu beurteilenden Fall, 
der sich über den Zeitraum von Juli 1988 bis Oktober 1993 erstreckte, durch 
die 60. bis 85. Änderungsverordnung nicht weniger als 26-mal geändert.190 
Er kenne kein anderes Rechtsgebiet, in dem ein Richter auch nur annähernd 
so viel Mühe hat, die Texte der von ihm benötigten Rechtsnormen zu be-
schaffen und zusammenzustellen.191 Außerdem sei es ein seltsames Empfin-
den, einen Angeklagten zu einer Freiheitsstrafe zu verurteilen, wenn das er-
kennende Gericht zuvor tagelang damit beschäftigt war, die der Verurteilung 
zu Grunde liegenden Rechtsvorschriften zusammenzusuchen.192 

                                              
188 Oben Kapitel 1, D. I. 
189 AW-Prax 2006, 48; aktuell: 152. Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste, BAnz. 

Nr. 248, S. 17325, 17328 vom 31.12.2005, in Kraft getreten am 1.1.2006. 
190 Müller, AW-Prax 1999, 370, 371. 
191 Müller, AW-Prax 1999, 370, 371; so auch die Kritik Bienecks im Rahmen einer Prak-

tikeranhörung des BMWi, veröffentlicht in AW-Prax 1999, 292, 293. 
192 Müller, AW-Prax 1999, 370, 371. 
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Dies macht deutlich, in welche „Gewissenkonflikte“ der Praktiker kommen 
kann. 
In ähnlicher Weise werden die Klagen der Ermittler193 laut. Auch ihnen be-
reitet die rechtliche Einordnung von Ausfuhrvorgängen über einen längeren 
Zeitraum Schwierigkeiten. Führt man sich den Fall vor Augen, in dem über 
einen Zeitraum (konkret: 1987 bis 1992) Teilausfuhren über Jahre hinweg 
vorgenommen wurden, sich aber gleichzeitig in diesem Zeitraum die Recht-
sprechung des BGH zum Fortsetzungszusammenhang geändert hat, so 
konnte man sich über letzteres zwar mit der natürlichen Handlungseinheit 
hinweghelfen. Damit ist aber noch nicht die Frage beantwortet, welche 
blankettausfüllenden Vorschriften zu gelten haben: diejenigen der ersten 
oder der letzten Ausfuhr. 

III. Vorhandene Lösungsvorschläge zum Blankett 

Um die gerade auf diesem Gebiet verworrenen Verweisungsketten zu ent-
mystifizieren, wurde in der Vergangenheit hauptsächlich ein Vorschlag zur 
Änderung des Tatbestandes bezüglich seiner Blanketteigenschaft gemacht. 
Dieser geht im Anschluss an die oben dargestellten Probleme in der straf-
richterlichen Praxis in die Richtung, die gesamten strafrechtlichen Bestim-
mungen des AWG von der AWV und damit auch von der Ausfuhrliste abzu-
koppeln. Stattdessen soll die Genehmigungspraxis vollständig über catch-all 
Klauseln nach dem Vorbild der §§ 5 c und d AWV bzw. Art. 4 dual-use Ver-
ordnung gehandhabt werden. 194 
Gewonnen wäre dadurch, dass die für die Ausfüllung des Tatbestandes er-
forderliche Normenkette entfallen würde. Durch die Verwendung solcher 
generalklauselartigen Bestimmungen würde jedenfalls die strafrichterliche 
Praxis erheblich vereinfacht. Denn einerseits hätte man im Verfahren nicht 
mehr das Problem, dass sich die Ausfuhrliste im zu beurteilenden Zeitraum 
gegebenenfalls mehrfach ändern kann und die Beurteilung der Strafbarkeit 
davon abhängt.195 Andererseits würden die im Zweifel beim BAFA einzuho-
lenden Gutachten über die Fragen der Genehmigungsfähigkeit und -
pflichtigkeit in dem durch die AWV vorgegebenen Rahmen entfallen. 

                                              
193 Schelzig, AW-Prax 1999, 329. 
194 Bieneck, in Ehlers/Wolffgang, S. 80; ders., wistra 2000, 441, 444; Müller, AW-Prax 

1999, 370, 372; Bieneck, AW-Prax 1999, 292, 294 dahingehend relativiert, dass die 
Ausfüllungsnormen zumindest zahlenmäßig stark verringert werden könnten. 

195 Müller, AW-Prax 1999, 370, 372. 
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Die gesamte Beurteilung würde stets auf eine Einzelfallprüfung hinauslau-
fen, die über das Problem mit dem Umgang des Blanketts hinaus nach eini-
gen Stimmen die erfreuliche Nebenfolge hätte, dass § 34 Abs. 1 und Abs. 2 
AWG wieder zu einem Tatbestand zusammengefasst werden könnten. Auf 
das Tatbestandselement der Eignung zur Gefährdung könnte nämlich gerade 
wegen der notwendigen Einzelfallbeurteilungen verzichten werden.196 
Die Kritik an diesem Lösungsvorschlag liegt auf der Hand. Bei einer Lö-
sung über catch-all Klauseln würde zwar in der Tat das Problem der Ausfül-
lungsnormen und vor allem der Warenlisten197 entfallen. Jedoch würde man 
dann den für das Strafrecht recht sonderbaren Zustand schaffen, dass die von 
subjektiven Merkmalen geprägte catch-all Klausel – Kenntnis des militäri-
schen Verwendungszwecks oder bestimmter Käufer oder Bestimmungsland 
– allein den objektiven Straftatbestand des § 34 Abs. 1 und gegebenenfalls 
auch den jetzigen Abs. 2 AWG ausfüllt. 
Um nur einige der neu entstehenden Probleme zu nennen: 
Bislang nicht (abschließend) geklärt ist, was „Kenntnis“ in diesem Sinn für 
Anforderungen stellt.198 Von dieser Lücke ausgehend scheint sich dann die 
strafrechtliche Irrtumsproblematik geradezu aufzudrängen. 
Den strafrechtlichen Vorwurf allein auf die subjektive Seite zu verlagern, 
würde aber nicht nur materiell-rechtliche Probleme hervorbringen oder ver-
stärken, sondern voraussichtlich auch prozessual nur neue (vielleicht 
schwerwiegendere) Probleme schaffen. Absehbar wären wohl wiederum 
Nachweisschwierigkeiten der nunmehr allein maßgeblichen subjektiven Sei-
te. Denn auch mit diesem Modell müssten Kriterien gefunden werden, die 
als Indiz zum Vorliegen der erforderlichen Kenntnis dienen. Alle Fäden be-
züglich der Genehmigungsfähigkeit bzw. -pflichtigkeit eines Gutes würden 
– wenn auch abgekoppelt von der AWV – beim BAFA als zuständiger Beur-
teilungs- und Genehmigungsbehörde zusammenlaufen. Im Strafverfahren 
wäre im Ergebnis damit gewonnen, dass das AA nicht mehr zu der Frage 
Stellung nehmen müsste, ob die Ausfuhr außen- oder sicherheitspolitische 
Relevanz gehabt hat. Jedoch käme dem BAFA die leidliche Aufgabe zu, zu 
beurteilen, ob der jeweilige Ausführer Kenntnis im Sinne einer catch-all 
                                              
196 Bieneck, in Ehlers/Wolffgang, S. 81; ders., AW-Prax 1999, 292, 294. 
197 Wegen der Beschreibung der Güter in der Ausfuhrliste wird die Struktur des AWG 

und der AWV ab und an als „Warenlistenmentalität“ bezeichnet, vgl. Bieneck, in Eh-
lers/Wolffgang, S. 80; Hölscher, ZfZ 2000, 152, 154. 

198 Bieneck halt eine Objektivierung der catch-all Klauseln bei einer solchen Umgestal-
tung für notwendig, Bieneck, AW-Prax 1999, 292, 294. Wie diese allerdings ausse-
hen soll, bleibt offen. 
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Klausel hatte oder zumindest haben konnte. Angesichts der bereits jetzt vom 
BAFA zu bewältigenden Masse an Anfragen und Genehmigungsanträgen199 
wäre eine solche Lösung nicht ohne personelle Aufstockung durchführbar. 
Damit einher ginge die vollständige Abwälzung der Verantwortung für die 
im Einzelfall notwendigen und erforderlichen Anfragen beim BAFA auf den 
Exporteur. Unterlässt er es im Vorfeld, eine entsprechende Anfrage beim 
BAFA zu stellen, so kann dies im Nachhinein den strafrechtlichen Vorwurf 
seines Verhaltens begründen. 
Auch müssten die catch-all Klauseln natürlich in ihren Anwendungsbereich 
erweitert werden. Wahrscheinliche Folge einer derartigen Änderung wäre es 
wohl, dass sich im Laufe der Zeit eine „versteckte Liste“ herausbildet, näm-
lich orientiert an der Genehmigungs- und Beurteilungspraxis des BAFA. 
Meiner Ansicht nach wäre mit einem solchen Änderungsvorhaben nur er-
reicht, dass die bestehenden Schwierigkeiten im Umgang mit dem mehrstu-
figen Blankett durch andere, zum Teil schwerwiegendere strafrechtliche Un-
sicherheiten ersetzt würden. Wenngleich der Umgang mit einer solchen 
Blankettvorschrift umständlich und zeitaufwendig ist, so bietet sie doch eine 
relativ gesicherte Basis der Rechtsanwendung. 

B. Unbestimmte Rechtsbegriffe im Tatbestand 
Ein weiteres Problemfeld, das sich aus der Tatbestandsfassung des § 34 Abs. 
2, Abs. 6 Nr. 1 und 4 AWG ergibt, ist die Verwendung der drei unbestimm-
ten Rechtsbegriffe Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, friedliches 
Zusammenleben der Völker und auswärtige Beziehungen der Bundesrepu-
blik Deutschland. 
Diese Straftatbestände sind jedoch nicht die einzigen Normen des AWG, in 
denen die unbestimmten Rechtsbegriffe zu entdecken sind. Auch in § 7 Abs. 
1 AWG finden sie sich fast wortgleich als Ermächtigungszwecke zum Erlass 
von Rechtsverordnungen wieder. Einziger Unterschied im Wortlaut ist, dass 
§ 34 Abs. 2, Abs. 6 Nr. 1 und 4 AWG den Schutz auf die äußere Sicherheit 
begrenzen, wo hingegen § 7 Abs. 1 Nr. 1 AWG das Merkmal durch Sicher-
heitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland umschreibt. Gerade hierin 
liegt auch eine Besonderheit des Außenwirtschaftsstrafrechts, die zur Ver-
mengung beider Normen hinsichtlich der Auslegung der Begriffe verleitet. 
Nicht zuletzt soll in diesem Zusammenhang bereits erwähnt werden, dass 
nach einer verbreiteten Auffassung auch das Schutzgut des gesamten Au-

                                              
199 Oben Kapitel 1 D. III. 
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ßenwirtschaftsrechts, insbesondere aber auch das strafrechtliche, aus dieser 
Trias besteht.200 
In Literatur und Rechtsprechung wird zumeist wegen der fast wortgleichen 
Verwendung dieser Begriffe hinsichtlich deren inhaltlicher Ausfüllung und 
auch hinsichtlich der Frage der Bestimmtheit nach Art. 103 Abs. 2 GG zwi-
schen der Vorschrift des § 7 Abs. 1 AWG und der des § 34 Abs. 2 AWG201 
kein Unterschied gemacht. Dies gilt umso mehr, weil der vormalige Wort-
laut von § 7 Abs. 1 Nr. 1 AWG202 noch von der Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland sprach. 
Es ist zu vermuten, dass wohl allesamt von einer so genannten Verwaltungs-
begriffsakzessorietät ausgehen, bei der die Verwendung eines Begriffs und 
dessen (verwaltungsrechtlicher) Definition zugleich Indizwirkung für die 
Auslegung desselben Begriffs im dazugehörigen Straftatbestand hat.203 
Es soll aber nochmals deutlich gemacht werden, dass auch bei gleichem 
Wortlaut der beiden Vorschriften deren verschiedene Aufgaben und Ziele 
nicht aus den Augen verloren werden dürfen. 
Der vom Gesetzgeber mit § 7 AWG intendierte Zweck war, eine Ermächti-
gungsnorm zum Erlass von Rechtsverordnungen zu schaffen. Die darin ver-
wandten unbestimmten Rechtsbegriffe sollen dem Verordnungsgeber einen 
Rahmen vorgegeben, innerhalb dessen er präventiv, von der jeweiligen au-
ßen- und sicherheitspolitischen Lage ausgehend, die internationalen Ent-
wicklungen für das Interesse der BRD beurteilen und festlegen kann. 
Anders jedoch der Zweck des Straftatbestandes: dort soll ein Verhalten mit 
Strafe unter Zugrundelegung derselben unbestimmten Rechtsbegriffe, dies-
mal als Tatbestandsmerkmale verwendet, sanktioniert werden. An dieser 
Stelle hat die Verwendung der unbestimmten Rechtsbegriffe zwar auch den 
Sinn, einen Rahmen zu schaffen, allerdings zur Eingrenzung der Strafbar-
keit. Während in § 34 Abs. 1 AWG bereits der Verstoß gegen die in Rechts-
verordnungen vorgegebenen Genehmigungspflichten zur Strafbarkeit aus-
reicht, ist es in dessen Abs. 2 und Abs. 6 Nr. 1 und 4 gerade nicht das bloße 
Verwaltungsunrecht, das sanktioniert werden soll. Vielmehr hat der Gesetz-
geber diese für sich genommen zwar abstrakt gefährliche Handlungen durch 
Blankettgesetzgebung bestimmt, zusätzlich aber die Gefährdungseignung 

                                              
200 Eine eingehende Auseinandersetzung mit dem strafrechtlichen Rechtsgut des Straf-

tatbestandes erfolgt unter Kapitel 4, A. 
201 Wohl in Zukunft auch hinsichtlich § 34 Abs. 6 Nr. 1 und 4 AWG. 
202 S.o. Kapitel 1 C. I. 
203 Vgl. nur Winkelbauer, S. 11 f. 
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bzw. in Abs. 6 Nr. 1 sogar wieder neu eingeführt, die Störung der Trias, aus 
Sicht eines bestimmten Zeitpunkts gefordert. 
Staatsanwalt und Richter müssen im Strafverfahren die Trias auslegen und 
beurteilen, ob die in Frage stehende Ausfuhr geeignet war, die Gefährdung 
bzw. Störung zumindest eines der Merkmale hervorzurufen. 
Auf der einen Seite sind diejenigen Belange, die zur Beurteilung der Trias 
notwendig sind, unbestreitbar zumindest im Rahmen der Ermächtigungs-
norm ureigenste Aufgabe des Staates bzw. dessen (eigens dafür eingerichte-
ten) obersten Bundesbehörden. Daraus folgt, dass es zur Beurteilung des 
konkreten Einzelfalls über die Frage des Vorliegens eines der Merkmale na-
turgemäß auch zur Ausfüllung der Merkmale im Straftatbestand des Wissens 
des Staates über die tatsächlichen Geschehnisse bedarf. 
Auf der anderen Seite kann eben diese Konstruktion strafrechtlich in die 
„Bestimmtheitsfalle“ führen und zusätzlich eine faktische Abhängigkeit der 
Justiz von der Politik bzw. der zur Beurteilung zuständigen Ministerien, in 
der Regel dem AA und BAFA, aber auch dem Wirtschafts- oder Verteidi-
gungsministerium204, nach sich ziehen. 
Daher ist zunächst zu untersuchen, ob die drei in den einzelnen Straftatbe-
ständen verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffe tatsächlich so konturlos 
sind, dass sie einer Einzelfallbeurteilung durch externen, d.h. außerhalb der 
Justiz angesiedelten Sachverstand bzw. Wissen bedürfen. Immerhin haben 
sich durch jahrzehntelange Subsumtion in der Praxis Definitionen entwik-
kelt, die von der Literatur teils akzeptiert teils heftig kritisiert wurden. 
Im Folgenden gilt es diese Definitionen auf ihre Gemeinsamkeiten bzw. Un-
terschiede zu untersuchen, um sodann die Vereinbarkeit mit Verfassungs-
recht insbesondere wieder Art. 103 Abs. 2, 104 Abs. 1 GG zu überprüfen. 

I. Herkömmliche Definitionen 

Erst in den 1980er Jahren kam es zu vermehrten Verurteilungen wegen 
Straftaten nach dem AWG. Damals, als § 34 Abs. 1 AWG a.F. noch eine Stö-
rung der Trias voraussetzte, war auch der Beginn der Entwicklung von De-
finitionen innerhalb des Straftatbestandes. Wegen des mehr oder weniger 
überraschenden Aufschwungs der Außenwirtschaftsstraftaten durch die auf-
gedeckten Vorkommnisse und der damit einhergehenden Überforderung der 
Justiz, sich diesen unbestimmten Rechtsbegriffen zu stellen, deren Ausfül-
lung nicht gerade zum Alltagsgeschäft gehört, ist es nicht verwunderlich, 

                                              
204 Insbesondere bei Beurteilung der Gefahr für die äußere Sicherheit der BRD. 
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dass sich Rechtsprechung und Literatur an den bereits zu § 7 Abs. 1 AWG 
zuvor entwickelten Definitionen orientiert haben. Immerhin hat sich mit der 
Ermächtigungsnorm des § 7 Abs. 1 AWG die Wissenschaft schon früh, 
wenngleich in anderem Zusammenhang, eingehend beschäftigt.205 So ist es 
weder erstaunlich noch bedenklich, dass auch heute die Definitionen zu § 34 
Abs. 2 AWG und zu § 7 Abs. 1 AWG in aller Regel zusammen überdacht 
werden. 
Vielmehr könnte man annehmen, dass dadurch der sogar wünschenswerte 
Zustand herbeigeführt wird, die Einheitlichkeit der Auslegung des Verord-
nungsgebers im Rahmen des § 7 Abs. 1 AWG und der Justiz im Rahmen des 
§ 34 Abs. 2 AWG zu gewährleisten. Eine solche Annahme kommt allerdings 
nur dann in Betracht, wenn eine stabile Basis der Definitionen besteht, unter 
die von der einen wie von der anderen Seite die verschiedenen Sachverhalte 
zuverlässig subsumiert werden können. 
Weniger Probleme bereitet dies bei den ersten beiden Varianten, die noch 
recht eindeutig definiert sind; erhebliche Schwierigkeiten allerdings bei der 
dritten, die – vielleicht gerade wegen ihrer „offenen“ Auslegung – oft als 
Auffangtatbestand gehandelt wird. 
1. Äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
Das Merkmal der äußeren Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ist 
dasjenige, das in Literatur, vor allem aber in der Rechtsprechung die wenig-
ste Beachtung gefunden hat. 
Hintergrund für die Verwendung dieses Merkmal 1961206 war die Bedro-
hung der BRD und des atlantischen Bündnisses durch die Sowjetunion und 
den Warschauer Pakt. 
Aber auch nach Wegfall des „traditionellen“ Ost-West-Konflikt sah sich der 
Gesetzgeber nicht veranlasst, § 34 Abs. 2 Nr. 1 AWG zu streichen. Grund 
hierfür dürfte die Entwicklung im nahen und mittleren Osten sein, also dem 
Nord-Süd-Verhältnis, von dem eine Gefährdung der Sicherheit der BRD be-
fürchtet wird.207 

                                              
205 So hat sich Ipsen bereits 1967 in seinem Rechtsgutachten zum Rhodesien-Embargo 

mit dieser Frage beschäftigt. 
206 So auch die amtliche Begründung zum Gesetz von 1961, abgedruckt bei Langen, § 7, 

Rdnr. 1. In der Tatbestandsfassung von 1961 war die „Sicherheit“ nicht auf die äu-
ßere beschränkt, sondern bezog sich ebenso wie in § 7 AWG auch auf die innere Si-
cherheit. 

207 Vgl. Dahlhoff, NJW 1991, 209, 210. 
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Auch in Zeiten, in denen Angriffe von terroristischen Vereinigungen Be-
sorgnis erwecken, könnte dieses Merkmal an Aufschwung und Aktualität 
gewinnen.208 
Was die Definition angeht, herrscht in der Literatur zum Teil in Feinheiten 
des Grenzbereichs Streit. 
Nach allgemeiner Ansicht umfasst das Merkmal der äußeren Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland die Fähigkeit, sich gegen Angriffe und Störun-
gen von außen zu wehren.209 
Hierzu gehören in erster Linie militärischer Angriffe aller Art gegen den Be-
stand der BRD als solchen, also gegen die konstituierenden Elemente 
Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt. 
Diese könnten im Rahmen des § 34 Abs. 2, Abs. 6 Nr. 1 AWG beispielswei-
se dann tangiert werden, wenn aus der BRD Waffen an andere Länder gelie-
fert werden, die willens sind, die BRD anzugreifen und hierfür durch eben 
diese Waffenlieferungen dazu in die Lage versetzt worden sind.210 
Ebenso in diesen Zusammenhang gehören wirtschaftliche Sanktionen aus-
ländischer Staaten oder Staatengruppen, die die Verteidigungsfähigkeit der 
BRD schwächen würden.211 Würde etwa gegen die BRD ein Ölembargo 
verhängt werden, so wäre dadurch ihre Verteidigungsfähigkeit nach außen 
hin auf Dauer in Gefahr. 
Da die BRD in internationale Sicherheitssysteme wie die NATO einbezogen 
ist, muss bei Auslegung dieses Merkmals auch bedacht werden, dass die mi-
litärische Bedrohung oder schwerwiegende wirtschaftliche Schwächung ei-
nes anderen Mitgliedstaates ebenfalls zu einem Sicherheitsrisiko für sie 
werden kann.212 

                                              
208 In erster Linie wird allerdings versucht, sich gegen terroristische Angriffe bereits 

durch die Verhängung von Embargos gegen einen Staat bzw. auch gezielt gegen eine 
natürliche oder juristische Person oder sonstige Organisation, die einer terroristischen 
Gruppe zugerechnet werden kann, zu schützen, so dass eine Strafbarkeit nach § 34 
Abs. 4 AWG in Betracht kommt und § 34 Abs. 2 AWG verdrängt wird, vgl. hierzu 
Bieneck, AW-Prax 2002, 253 ff. 

209 Epping, S. 342; Trouet, in FS für Krause, S. 415. 
210 Bieneck, in Müller-Gugenberger/Bieneck § 62 Rdnr. 73; ders., in Bieneck, § 29 Rdnr, 

20; Weith/Wegener/Ehrlich, H. Rdnr. 28. 
211 Bieneck, in Müller-Guggenberger/Bieneck, § 62 Rdnr. 73; Ogiermann, in Achenbach/ 

Ransiek, IV 3 Rdnr. 19; Dahlhoff NJW 1991, 208, 209; Trouet, in FS für Krause, 
S. 415. 

212 Epping, S. 342; Bieneck, in Müller-Gugenberger/Bieneck § 62 Rdnr. 74; ders., in 
Bieneck, § 29 Rdnr. 20; Dahlhoff, NJW 1991, 208, 209. 



Kapitel 3: Dokumentation der Probleme um den Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG 

70 

Denn nach Art. 5 des Nordatlantikvertrags vom 4.4.1949213 sind sich die 
vertragsschließenden Staaten darüber einig, dass ein bewaffneter Angriff ge-
gen einen oder mehrere von ihnen in Europa oder Nordamerika als Angriff 
gegen sie alle betrachtet wird und sichern sich gegenseitige Unterstützung 
zu, mit dem Zweck, die Sicherheit des nordatlantischen Gebiets wiederher-
zustellen und aufrecht zu erhalten. 
Umstritten ist lediglich, ob dieses Merkmal eine Grenze findet, wenn es um 
die Machtinteressen der BRD bzw. die Machtstellung im internationalen 
Verkehr oder Bündnissystem geht. 
Nach einer Ansicht in der Literatur soll die Machtstellung der BRD bei § 34 
AWG keine vorrangige Rolle spielen.214 Allenfalls könnten in einem solchen 
Fall die auswärtigen Interessen tangiert sein.215 
Für andere beinhaltet das Merkmal weitergehend gerade auch die Machtpo-
sition und die Wahrung der damit verbundenen Interessen.216 
In der Rechtsprechung kam es bislang – jedenfalls soweit ersichtlich – nur 
zu einer Entscheidung, die auf § 34 Abs. 1 Nr. 1 AWG a.F. gestützt ist.217 
Zugrunde lag der Sachverhalt, dass der Angeklagte einer geheimdienstlichen 
Tätigkeit für den damaligen Ostblock nachgegangen ist und im Zuge dessen 
Beschaffungsaufträge übernommen und ausgeführt hat. So transferierte er 
Technologie und das entsprechende Know-how von erheblichem wirtschaft-
lichem und sicherheitspolitischem Wert in den Ostblock. Aus diesem Grund 
sah das OLG Koblenz das Merkmal der Störung der Sicherheit der BRD als 
erfüllt an. Der Angeklagte ermögliche durch sein Verhalten dem Osten die 
Gewinnung neuer Erkenntnisse über den technischen Stand des Westens so-
wie eine Verringerung des technischen Vorsprungs. Insbesondere die Samm-
lung weiterer Erkenntnisse auf dem militärischen Gebiet durch verbesserte 
Möglichkeiten der Aufklärung des gegnerischen Fernmeldewesens sowie 
der Funkmessung und -überwachung werde nach den Darlegungen des 
Sachverständigen durch die Lieferung des Angeklagten erleichtert. 

                                              
213 In Kraft getreten am 24.8.1949, Beitritt Deutschlands durch das Protokoll vom 

23.10.1954 mit Wirkung vom 6.11.1955, BGBl. II, S. 630 oder auch unter 
www.staatsvertraege.de/natov49.htm. 

214 Dahlhoff, NJW 1991, 208, 209. 
215 BVerfG, NJW 1999, 3325; Bieneck, in Müller-Gugenberger/Bieneck § 62 Rdnr. 74; 

ders., in Bieneck, § 29 Rdnr. 21; sich anschließend John, in Hohmann-John, § 34 
Rdnr. 172. 

216 Lübbig, S. 126; Epping, S. 342; Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3 Rdnr. 19; 
Harder, in Wabnitz/Janovski, 9 X Rdnr. 165. 

217 OLG Koblenz ZfZ 1991, 86, 87 f. mit Anm. Ricke, ZfZ 1991, 88. 
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Meiner Ansicht nach ist dieses Ergebnis wenig überzeugend, denn eine Stö-
rung der äußeren Sicherheit der BRD wurde nicht nachgewiesen. Allein der 
Hinweis auf die durch die Lieferung erleichterte Möglichkeit der (zukünfti-
gen) Aufklärung des gegnerischen Fernmeldewesens sowie der Funkmes-
sung und -überwachung reicht hierfür mangels Vorliegens eines – damals 
vom Tatbestand geforderten – konkreten Deliktserfolgs nicht aus. 
Ein Begründungsansatz wäre allenfalls gewesen, das Vorliegen des Merk-
mals mit der Wahrung der Machtposition und den damit verbundenen Inter-
essen zu stützen.218 
2. Friedliches Zusammenleben der Völker 
In der Literatur wird das Merkmal des Völkerfriedens in Anlehnung an Art. 
26 Abs. 1 GG und an die Charta der Vereinten Nationen219 beurteilt. 
Art. 26 GG bildet für die BRD den normativen Kern ihrer Friedensbereit-
schaft. Motiviert durch die Kriegsschulddiskussionen im Anschluss an die 
beiden Weltkriege, erhebt Art. 26 GG das friedliche Zusammenleben der 
Völker zum innerstaatlichen Rechtsgut und damit zu einer verbindlichen 
Rechtsnorm für die gesamte Rechtsordnung.220 
Im Rahmen des § 34 Abs. 2, Abs. 6 Nrn. 1 b, 4 b AWG und damit im Ein-
flussbereich der BRD, kommt dieses Merkmal immer dann zum Zuge, wenn 
ein Angriffskrieg vorbereitet wird221 und geht somit weit über den Schutz 
der äußeren Sicherheit der BRD hinaus. 
Der Angriffskrieg wiederum soll gemäß UNO-Beschluss vom 14.12.1974 
nach dem formalen Kriterium des ersten Schusses beurteilt werden222, d.h. 
jede grenzüberschreitende militärische Aktion, die nicht völkerrechtlich un-
ter dem Gesichtspunkt der Verteidigung gerechtfertigt ist. 
Aber nicht nur kriegerische Auseinandersetzungen zwischen einzelnen Staa-
ten gehören hierher, sondern auch Konflikte zwischen ethnischen Gruppen 
oder Bürgerkriege.223 

                                              
218 Jedoch streitig, s. vorherige Seite. 
219 BT-Drs. 3/1285, S. 1 ff. 
220 BVerfG, NJW 1999, 3325, 3326; Hernekamp, in v. Münch, Art. 26 Rdnr. 1. 
221 Epping, S. 345; Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3 Rdnr. 20; Harder, in Wab-

nitz/Janovski, X 9 Rdnr. 166; Trouet, in FS für Krause, S. 416. 
222 Trouet, in FS für Krause, S. 416. 
223 Lübbig, S. 127; Epping, S. 346; Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3 Rdnr. 20; 

Bieneck, in Müller-Gugenberger/Bieneck, § 62, Rdnr. 76; Weith/Wegener/Ehrlich, H. 
Rdnr. 28. 
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§ 34 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 6 Nrn. 1 b, 4 b AWG wollen verhindern, dass deut-
sche Zulieferungen in Regionen erfolgen, in denen kriegerische Auseinan-
dersetzungen zwischen Staaten oder ethnischen Gruppen stattfinden bzw. 
stattzufinden drohen. 
Begrenzt ist dieses Merkmal durch innerstaatliche Auseinandersetzungen 
oder auch revolutionäre Veränderungen in den einzelnen Staaten selbst.224 
Soweit es sich nicht um ethnische Konflikte handelt, fallen solche Ausein-
andersetzungen nicht mehr unter das Merkmal des Völkerfriedens.225 
In der Rechtsprechung kam es wegen des seit 1980 geherrschten Krieges des 
Irak gegen den Iran zu einer eindeutigen Einstufung dieses Geschehens un-
ter das Merkmal des Völkerfriedens.226 Ebenso tangieren die Geschehnisse 
um die jugoslawischen Sezessionskriege dieses Merkmal.227 
3. Auswärtige Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
Das Merkmal der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch-
land ist dasjenige, auf welches Verurteilungen in der Praxis am häufigsten 
gestützt worden sind und von dem zu erwarten ist, dass es auch in Zukunft 
die Hauptrolle bei der Sanktionierung von Verstößen im Rahmen des § 34 
AWG spielen wird. 
Das mag daran liegen, dass die ersten beiden Varianten vergleichsweise ho-
he Anforderungen stellen und die dritte Variante so gesehen als eine Art Auf-
fangtatbestand gelten kann. Dafür verlangt die dritte Variante zusätzlich die 
Erheblichkeit der Gefährdung bzw. Störung. Allein schon daran ist ersicht-
lich, dass der Gesetzgeber selbst die Schwelle zur Erfüllung dieses Merk-
mals anheben wollte, wahrscheinlich, um Parität zu den beiden anderen her-
zustellen.228 
Es mag aber auch daran liegen, dass in tatsächlicher Hinsicht Tathandlungen 
mit Sicherheitsrelevanz für die BRD so gut wie nie, Tathandlungen im Zu-
sammenhang mit dem Völkerfrieden weniger häufig vorkommen. 
Daher hat sowohl die Literatur als auch die Rechtsprechung ihr Hauptau-
genmerk auf das Merkmal der auswärtigen Beziehungen der BRD gerichtet. 

                                              
224 Anders John, in Hohmann/John, § 34 Rdnr. 173, der auch landesinterne Konflikte die 

Revolutionen von § 34 Abs. 2 Nr. 2 AWG erfasst sehen will. 
225 Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3 Rdnr. 20. 
226 LG Augsburg, Urteil vom 19.7.1994 - 1 Kls 501 Js 20894/90 - n.v. 
227 BGH, Beschluss vom 19.11.1998 - 4 StR 490/98 - n.v. 
228 Ähnlich auch Langen, § 7, Rdnr. 10. 
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Problematisch an den hierzu entwickelten Definitionen ist, dass oftmals der 
Begriff der „auswärtigen Beziehungen“ und der der „Erheblichkeit“ vor al-
lem in der Rechtsprechung nicht scharf getrennt werden von der Frage, 
wann eine Störung bzw. die Gefährdung der auswärtigen Beziehungen vor-
liegt. Im Gegenteil findet nicht selten eine Vermischung dieser drei Fragen 
statt. 
Die Sichtung der mir vorliegenden Urteile und Beschlüsse jedenfalls hat 
nicht ergeben, dass Definitionen der Begriffe „auswärtige Beziehungen“ und 
„Erheblichkeit“ zur Verfügung stehen, die dem Rechtsanwender eine klare 
Subsumtion ermöglichen. 
Im Folgenden soll nun zuerst dem Merkmal der „auswärtigen Beziehungen“ 
anhand der bereits bestehenden Definitionen Kontur verliehen werden, in-
dem versucht wird, die Anforderungen aus den einzelnen bestehenden Defi-
nitionen herauszufiltern. 
Für den Umgang damit erscheint es notwendig zu erforschen, ob durch das 
Wort „Beziehungen“ zwangsläufig ein (mitgeschütztes) Gegenüber vorhan-
den sein muss und auf welche Art die geschützten Beziehungen ausgestaltet 
sein können. 
a) Rechtsprechung 
In der Rechtsprechung wird das Merkmal der „erheblichen Störung“ bzw. 
„erhebliche Gefährdung“ kaum trennbar von dem Merkmal der „auswärti-
gen Beziehungen“ in einer gemeinsamen Definition abgehandelt. 
Zur Verdeutlichung dessen zwei Beispiele von oft in gleicher oder ähnlicher 
Weise verwendeten Ausführungen: die erste betrifft die Störung, die zweite 
dann die Gefährdung. 
So war z.B. eine gängige Definition des Merkmals der erheblichen Störung 
der auswärtigen Beziehungen im Sinne des § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWG a.F., von 
der nunmehr zu erwarten ist, dass sie zur Bestimmung des neuen § 34 Abs. 6 
Nr. 1c AWG herangezogen werden wird, „in- oder ausländische Reaktionen, 
auf Grund derer die Bundesrepublik Deutschland in eine Lage versetzt wor-
den ist, die es ihr unmöglich macht oder ernsthaft erschwert, ihren Interes-
sen an den Beziehungen zu anderen Staaten gerecht zu werden.“229 
Die sich hiervon inhaltlich nur hinsichtlich des nicht verlangten Erfolges un-
terscheidende Definition der erheblichen Gefährdung der auswärtigen Be-
ziehungen im Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG verlangt, dass die BRD 
                                              
229 LG Bonn, Urteil vom 25.6.1998 - 27 W 9/92 - n.v.; LG Bochum, Urteil vom 21.9. 

1992 - 12 Kls 35 Js 365/90 - n.v. 
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durch die in Frage stehende außenwirtschaftliche Handlungen in eine Lage 
gebracht werden kann, die es ihr unmöglich macht oder zumindest ernstlich 
erschwert, ihre außenpolitischen Interessen zur Geltung zu bringen oder 
glaubhaft zu vertreten.230 
Die Vermengung dreier grundsätzlicher Fragen in diesen Definitionen ist 
letztlich meiner Ansicht nach mit ein Grund dafür, dass § 34 Abs. 2 AWG so 
schwer handhabbar ist. Würde der Rechtsanwender die beiden unbestimm-
ten Rechtsbegriffe der „Erheblichkeit“ und „auswärtigen Beziehungen“ iso-
liert betrachten von der Frage, wann der Erfolg in Form der Störung bzw. 
konkreten Gefährdung eintritt bzw. wann die abstrakt gefährliche Tathand-
lung vorliegt, wäre die Subsumtion klarer und einfacher. 
Ausgangspunkt soll also die Frage sein, wessen Interessen und wie weitge-
hend diese vom Begriff der „auswärtigen Beziehungen“ geschützt werden. 
In erster Linie sind selbstverständlich die eigenen Interessen der BRD an 
den Beziehungen zu anderen Staaten geschützt.231 
Darüber hinaus besteht wohl weitestgehend Übereinstimmung, dass nicht 
nur andere Staaten als Bezugsobjekte in Betracht kommen, sondern auch 
Beziehungen zu internationalen Organisationen wie zum Beispiel den Ver-
einten Nationen gemeint sind.232 
Zu klären bleibt, ob der durchweg betonte Schutz der „eigenen Interessen“ 
in den verwendeten Definitionen nicht doch zumindest eine Reflexwirkung 
enthält, die den (Mit-) Schutz der Interessen anderer Staaten gewährleistet. 
Unterschieden werden müssen zur Beantwortung dieser Frage grundsätzlich 
zwei Konstellationen in tatsächlicher Hinsicht: 
Zum einen diejenige, in der sich der Konflikt in einem Zwei-Staaten-
Verhältnis ausdrückt, beim dem der Export problematische Folgen außen- 
oder sicherheitspolitischer Art im Verhältnis der BRD zum Empfängerland 
nach sich zieht. Dann zumindest kann es nur auf die Interessen der BRD, ob 
innerstaatlich selbst gesetzt durch politische Zielvorgaben oder auch festge-
                                              
230 So in einer vom AA abgegebenen „Stellungnahme“ vom 31.7.1997 zu § 34 Abs. 2 

Nr. 3 AWG. 
231 BVerfG, NJW 1993 1909, 1910; OLG Hamm, ZfZ 1992, 291, 292; LG Bonn, Urteil 

vom 25.6.1998 - 27 W 9/92 -, S. 13, n.v.; LG Bochum, Urteil vom 21.9.1992 - 12 Kls 
35 Js 365/90 -, S. 72, 75, n.v.; LG Münster, Urteil vom 24.6.1994 - 11 Kls 6 Js 
157/91 -, S. 34, n.v. 

232 LG Karlsruhe, Urteil vom 5.12.1994 - 12a AK 2/94 -, S. 9, n.v.; LG Münster Urteil 
vom 24.6.1994 - 11 Kls 6 Js 157/91 -, S. 34, n.v.; LG Bochum, Urteil vom 21.9.1992 
- 12 Kls 35 Js 365/90 -, S. 72, n.v; LG Düsseldorf, NStZ 1988, 231, 323. 
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legt durch zwischenstaatliche Abkommen, ankommen. Auch beim Beitritt 
zu zwischenstaatlichen Abkommen bringt die BRD ihre eigenen, zunächst 
selbst gesetzten (politischen) Interessen zum Ausdruck. 
Zum anderen aber ist diejenige Situation zu berücksichtigen, in der sich die 
Verwicklungen nicht unmittelbar mit dem Empfängerland auftun. Diesem 
kann die Warenlieferung sogar willkommen sein. Nicht einverstanden mit 
der Ausfuhr aus der BRD bzw. der EU können aber andere, dritte Staaten 
sein, weil die Ausfuhr gegen deren (politische) Interessen verstößt. Inwie-
weit die Interessen des Drittstaates unabhängig von denen der BRD zu be-
trachten sind, gilt es zu überprüfen. 
In manchen Entscheidungen wird auf die gemeinsamen Interessen der BRD 
mit befreundeten Staaten abgestellt. Sie sollen in den Schutz mit einbezogen 
sein, gerade damit die BRD die Möglichkeit hat, ihre Interessen gegenüber 
anderen (dritten) Staaten durchsetzen zu können.233 
Allein der Wortlaut „gemeinsame Interessen“ zur Definition von „Bezie-
hungen“ legt den Schluss nahe, dass stets ein Bezugsobjekt vorhanden sein 
muss, welches dann in den Schutz mit einbezogen werden kann. 
Daher klingt eine solche Formulierung zunächst nach dem Schutz der Inter-
essen der Drittstaaten, wenn sie kongruent mit denen der BRD verlaufen. 
Konsequenz dieser Annahme ist es aber, dass es letztlich auf den Schutz der 
Interessen des Drittstaates nicht ankommen kann. Wenn sich die Interessen 
der BRD mit denen des Drittstaates in einem Punkt nicht mehr decken wür-
den, dann wären es nicht mehr die gemeinsamen Interessen und der Dritt-
staat wäre insoweit auch nicht mehr in den Schutz integriert. 
Folglich müsste auch nicht geklärt werden, was unter den „gemeinsamen 
Interessen“ zu verstehen ist und das zusätzlich zu den „eigenen Interessen“ 
verwendete Element der „gemeinsamen Interessen“ wäre zur Begriffserklä-
rung der „auswärtigen Beziehungen“ überflüssig. 
So wird dann auch in keinem der Urteile explizit dazu Stellung genommen, 
was unter den „gemeinsamen Interessen mit befreundeten Staaten“ zu ver-
stehen sein soll bzw. wie diese nach außen hin erkennbar und damit subsu-
mierbar werden. 
Nahe liegen würde es, den Inhalt der „gemeinsamen Interessen“ an objekti-
ven, nach außen zu Tage tretenden Umständen festzumachen. Hierfür bieten 
sich zwischenstaatliche Vereinbarungen oder ähnliches als Anhaltspunkte 
an. Das wiederum hat zur Folge, dass es ebenfalls überflüssig ist, zu unter-
                                              
233 OLG Hamm, ZfZ 1992, 291, 292; LG Düsseldorf, NStZ 1988, 231, 232. 
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suchen, wo die genauen Grenzen des Merkmals „gemeinsame Interessen“ 
verlaufen, weil keine von der BRD unabhängigen, dritten Interessen ge-
schützt sind. 
Und dementsprechend wird dann auch in einem Urteil bei der Subsumtion 
auf ein von der UNO 1963 beschlossenes freiwilliges Waffenembargo und 
auf eine von der Bundesregierung mitgetragene UNO-Resolution abge-
stellt.234 
Die auswärtigen Beziehungen seien deshalb schwerwiegend beeinträchtigt 
worden, weil die Bundesregierung in Verdacht kam, die eben genannten Ab-
kommen unterlaufen zu haben. 
Allerdings ist das Element der „gemeinsamen Interessen“ für diese Begrün-
dung, wie oben gezeigt, nicht notwendig. Eine solche ließe sich auch ohne 
weiteres allein auf die „eigenen Interessen“ der BRD stützen, da sie durch 
den freiwilligen Beitritt zu der in Frage stehenden Absprache oder Vertrag 
bereits deutlich gemacht hat, welches ihre (momentanen) politischen Ziele 
sind und sich solange daran festhalten lassen muss, bis sie anderes gegen-
über ihren Bündnispartnern kundtut. 
Einen nur scheinbar anderen Aspekt bringen m.E. diejenigen Entscheidun-
gen ins Spiel, die als Element zur Ausfüllung und Begründung des Begriffs 
der „auswärtigen Beziehungen“ hauptsächlich die Glaubwürdigkeit der 
BRD hinsichtlich ihrer restriktiven Rüstungspolitik in den Vordergrund stel-
len.235 Dort wird zwar auch nicht ausdrücklich dazu Stellung genommen, 
was unter „auswärtige Beziehungen“ fällt. Jedoch trägt die Begründung und 
Subsumtion des „Glaubwürdigkeitselements“ im Wesentlichen denselben 
Inhalt in sich wie die gerade dargestellten Entscheidungen, die auf die „ge-
meinsamen Interessen“ abstellen. 
So meint das LG Karlsruhe236, die auswärtigen Beziehungen seien deshalb 
erheblich gefährdet, weil die illegale Ausfuhr den Versicherungen der Bun-
desregierung gegenüber ihren internationalen Partnern zuwiderliefe, sich an 
die Embargo-Beschlüsse der Vereinten Nationen zu halten und alles zu un-
ternehmen, deren Einhaltung sicherzustellen. Gerade aber die Umgehung 
des Embargos durch die illegale Ausfuhr ließe die Bemühungen der BRD, 

                                              
234 LG Düsseldorf, NStZ 1988, 231, 233. 
235 LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 13.3.1997 - 12 Kls 152 Js 439/93 -, S. 3, CD; LG 

Hildesheim, Urteil vom 7.6.1996 - 15 Kls 95 Js 29458-91 -, S. 9, 15, CD; LG Karls-
ruhe, Urteil vom 5.12.1994 - 12a AK 2/94 -, S. 9, n.v.; LG Bochum, Urteil vom 
21.9.1992 - 12 Kls 35 Js 365/90 -, S. 58, n.v. 

236 LG Karlsruhe, Urteil vom 5.12.1994 - 12a AK 2/94 -, S. 9, n.v. 
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die auf die Durchsetzung des Embargos gerichtete Politik voranzutreiben, 
im Ausland als unglaubwürdig erscheinen. 
Auch das LG Hildesheim237 stellt darauf ab, dass die westlichen Partner die 
BRD drängten, in ihrer Exportpolitik noch restriktiver zu verfahren. Illegale 
Ausfuhren dienten regelmäßig als Nachweis dafür, dass es sich bei den Ex-
portbeschränkungen lediglich um staatliche Lippenbekenntnisse handele, 
hinter denen – zumindest durch Ausführung einer mangelhaften Ausfuhr-
kontrolle – illegale Ausfuhrhandlungen nach wie vor möglich seien. So biete 
jede illegale Ausfuhr ein erhebliches Gefahrenpotenzial für die Glaubwür-
digkeit der Ausfuhrpolitik der BRD. 
In anderen Entscheidungen wird die Glaubwürdigkeitsfrage dann direkt im 
Zusammenhang mit der Einhaltung zwischenstaatlicher Vereinbarungen er-
örtert.238 
Diese Argumentation erscheint schon deshalb nahe zu liegen, weil Glaub-
würdigkeit immer nur in Beziehung zu jemandem bzw. einem anderen Völ-
kerrechtssubjekt beurteilt werden kann. Ohne entsprechendes Gegenüber 
verlöre eine solche Argumentation ihren Aussagewert. 
So sind die „auswärtigen Beziehungen“ nach dem LG Nürnberg-Fürth239 
gefährdet, weil durch die ungenehmigte Ausfuhr die Wirksamkeit der Aus-
fuhrkontrollen und damit die Glaubwürdigkeit der die Nichtverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen verfolgenden Politik der BRD in Frage gestellt 
werde. Sie gehöre schließlich zu den Mitunterzeichnern des Nuklearen 
Nichtverbreitungsvertrages (Atomwaffensperrvertrag). 
Auch das LG Bochum240 stützt seine Begründung unter anderem mit der 
Einhaltung zwischenstaatlicher Vereinbarungen. 
Stellt man, wie die gerade beispielhaft zitierten Entscheidungen, auf die 
Glaubwürdigkeit als Begründung der Gefährdung oder Störung der auswär-
tigen Beziehungen ab, so macht man zwar sprachlich einen Unterschied; im 
Ergebnis ist jedoch für eine inhaltliche Ausfüllung nichts hinzugewonnen. 
Insgesamt haben die Definitionselemente der „gemeinsamen Interessen“ und 
der „Glaubwürdigkeit“ daher nur scheinbar einen unterschiedlichen Ansatz. 

                                              
237 LG Hildesheim, Urteil vom 7.6.1996 - 15 Kls 95 Ls 29458-91 -, S. 15, CD; in diesem 

Sinne auch LG Münster, Urteil vom 24.6.1994 - 11 Kls 6 Js 157/91 -, S. 37, n.v. 
238 LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 13.3. 1997 - 12 Kls 152 Js 439/93 -, S. 3, CD; LG 

Bochum, Urteil vom 21.9.1992 - 12 Kls 35 Js 365/90 -, S. 58, 75, n.v. 
239 LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 13.3. 1997 - 12 Kls 152 Js 439/93 -, S. 3, CD. 
240 LG Bochum, Urteil vom 21.9.1992 - 12 Kls 35 Js 365/90 -, S. 58, 75, n.v. 
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Wie sich stets dann in den einzelnen Subsumtionen und Begründungen her-
ausstellt, zielen beide auf irgendwie geartete zwischenstaatliche Verträge, 
Vereinbarungen, Abkommen oder auch bloße Versprechungen ab. Im Ergeb-
nis ohne Belang ist es deshalb, dass verschiedene Definitionen zur Ausfül-
lung des Begriffs der „auswärtigen Beziehungen“ zur Verfügung stehen. Im 
einen wie im anderen Fall ist ausschlaggebend, dass die eigenen, nach außen 
hin mitgeteilten Interessen der BRD durch die Ausfuhr tangiert worden sind, 
mögen sie auch über den Umweg der zwischenstaatlichen Abkommen zum 
Ausdruck gekommen sein. 
Trotz dieser herausgearbeiteten Einigkeit im Ergebnis können die dargestell-
ten Ansätze den Begriff der „auswärtigen Beziehungen“ in nur einem 
Aspekt, nämlich wessen Interessen geschützt sind, erklären. Offen bleibt 
nach wie vor, welche Art von Beziehungen gemeint ist. Denn Beziehungen 
können sich vielgestaltig ausformen, nicht nur politisch, sondern auch wirt-
schaftlich, sozial oder kulturell etc. Dieser Frage wird sodann in Kapitel 4 B 
II. 1 vertieft nachgegangen werden. 
b) Literatur 
Ein Teil des Schrifttums schließt sich vorbehaltlos den von der Rechtspre-
chung entwickelten Definitionen an und stellt ebenso pauschal auf die Mög-
lichkeit der Wahrung und Durchsetzung der Interessen der BRD an ihren 
auswärtigen Beziehungen ab.241 
Der andere Teil der Literatur trennt den Begriff der „auswärtigen Beziehun-
gen“ klarer von der Störungs- bzw. Gefährdungsschwelle, wobei auch nur 
teilweise zwischen den Definitionen von „auswärtigen Beziehungen“ und 
„Erheblichkeit“ unterschieden wird. 
aa) Meinungen zu § 7 Abs. 1 Nr. 3 AWG 
(1) Am deutlichsten differenziert Epping242 die Begrifflichkeiten, wenn-
gleich sich seine Aussagen primär auf § 7 Abs. 1 Nr. 3 AWG beziehen. Seine 
Begründung ist in erster Linie auf das GG gestützt. 
In Anlehnung an Art. 32 GG, der die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen 
Staaten regelt, seien die „auswärtigen Beziehungen“ nicht auf völkerrechtli-
che Verträge und Verwaltungsabkommen, also auf völkerrechtsförmliche 
Akte beschränkt. Dies ergebe sich schon aus einem Vergleich mit Art. 59 

                                              
241 Ogiermann, in Wabnitz/Janovski, 9 X, Rdnr. 167; dies., in Achenbach/Ransiek, IV 3 

Rdnr. 21; Fuhrmann, in Erbs/Kohlhaas, § 34, Rdnr. 19 f.; John, in Hohmann/John, 
§ 34 Rdnr. 177 ff.; Ritthaler, wistra 1989, 173, 175. 

242 Epping, S. 355 ff. 
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GG, weil dieser im Gegensatz zu Art. 32 GG ausdrücklich von völkerrechtli-
chen Beziehungen spreche. 
Vielmehr erfasse der Begriff der auswärtigen Beziehungen im Sinne des Art. 
32 Abs. 1 GG auch Akte reiner Außenpolitik, weshalb darin die Summe aller 
Rechtsbeziehungen auf der Basis der Völkerrechtsordnung und der rechtlich 
unverbindlichen Vorgänge zwischen der BRD und anderen Völkerrechtssub-
jekten enthalten sei.243 
Was die Schwelle der Erheblichkeit angeht, so kommt Epping zu dem Er-
gebnis, dass dieser Rahmen keinesfalls durch Entschlüsse anderer Völker-
rechtssubjekte, also von Reaktionen anderer Staaten, abhängig gemacht 
werden kann. Denn Konsequenz davon wäre, dass diese dadurch Anstoß an 
Vorgängen des deutschen Außenwirtschaftsverkehrs nehmen könnten und 
die Bundesregierung sich Pressionen ausländischer Wünsche ausgesetzt sä-
he. Inhaltlich maßgebend könne daher nur die originäre politische Bewer-
tung der Bundesregierung selbst sein.244 
(2) Friedrich245 ist einer der wenigen Stimmen, die sich ausdrücklich über 
die inhaltliche Ausuferung des Merkmals beschwert. Er meint in der Aus-
einandersetzung mit § 7 AWG, dieser sei ein Einfallstor für alle politischen 
Maßnahmen, deren Zielrichtung zwar außerhalb von wirtschaftrelevanten 
Tatbestände liegt oder liegen kann, die aber die Wirtschaft als bloßes Mittel 
zur Erreichung des Ziels einsetzen. Dies bedeute, die in § 7 AWG geschütz-
ten Ziele dienten nicht den Belangen der Wirtschaft und regelten nicht origi-
näre wirtschaftliche Bereiche, sondern beschäftigten sich mit anderen (poli-
tischen) Beweggründen. 
Im Rückschluss heißt dies, dass er dafür plädiert, die Vorschriften des AWG 
streng als Wirtschaftsrecht zu betrachten und daher wohl auch nur die wirt-
schaftlichen Beziehungen geschützt sehen will. 
bb) Meinungen zu § 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG 
(1) Dahlhoff246 bemängelt zwar, dass nicht geklärt ist, was unter „auswärti-
gen Beziehungen“ zu verstehen ist. Er selbst aber definiert dann im Weiteren 

                                              
243 Epping, S. 359 f. 
244 Epping, S. 363 f., nach dem diese auch nicht im Rahmen des § 7 Abs. 1 Nr. 3 AWG 

auf den Verordnungsgeber übertragen werden können, weshalb § 7 Abs. 1 Nr. 3 
AWG mangels Inhaltsbestimmung darüber, was der Gesetzgeber selbst bedacht und 
gewollt und den Verordnungsgeber als Programm für seine Normsetzung vorgegeben 
hat, der Beschränkungszweck fehle. 

245 Friedrich, NJW 1980, 2620, 2621. 
246 Dahlhoff, NJW 1991, 208, 210. 
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die auswärtigen Beziehungen auch nur zusammen mit der Gefährdung. Eine 
solche soll dann vorliegen, soweit Exporte einer Genehmigung bedurft hät-
ten im Rahmen einer auf die Durchführung einer gemeinsamen Ausfuhrkon-
trolle gerichteten internationalen Zusammenarbeit. Ein illegaler privater 
deutscher Export werde von den anderen Regierungen, die an der internatio-
nalen Zusammenarbeit bei der Exportkontrolle teilnehmen, der BRD grund-
sätzlich als Vollzugsdefizit zur Last gelegt, also als Verletzung einer Abspra-
che. Die Politik der Bundesregierung sei jedoch darauf gerichtet, internatio-
nal den Ruf eines zuverlässigen Partners zu wahren, der Verträge und politi-
sche Absprachen einhält. 
Aber auch ein Export, der auf Grund einer rein nationalen Entscheidung und 
nicht einer internationalen Absprache zuwiderlaufe, könne eine Gefährdung 
auslösen, wenn dadurch die BRD in Konflikte mit anderen Regierungen als 
dem Empfängerland komme.247 
In der Beurteilung der Erheblichkeit sieht Dahlhoff das eigentliche Problem 
des Tatbestandes. In Auseinandersetzung mit den oben beispielhaft aufge-
führten, herkömmlichen Definitionen der Rechtsprechung – „… in eine La-
ge gebracht werden kann, die es ihr unmöglich macht oder ernsthaft er-
schwert, ihren Interessen an den Beziehungen zu anderen Staaten gerecht zu 
werden“ – meint er ebenso wie Epping, dass die erhebliche Störung bzw. 
Gefährdung nicht davon abhängig gemacht werden kann, ob es ein interna-
tionales Echo auf die Ausfuhren gegeben hat. Auch er will eine erhebliche 
Gefährdung nicht daran festmachen, ob die illegale Ausfuhr zu Reaktionen 
Dritter führen kann. Entscheidend sollen nur die eigenen Interessen der 
BRD sein, die durch selbstgesetzte Zielvorgaben formuliert worden sind. 
(2) Nach Trouet248 muss das Merkmal der auswärtigen Beziehungen restrik-
tiv ausgelegt werden. Unter Zugrundelegung einer solchen Auslegung sollen 
unter auswärtigen Beziehungen sämtliche Kontakte der BRD zu anderen 
Staaten und internationalen Organisationen zu verstehen sein. Sie seien kei-
nesfalls mit diplomatischen Beziehungen gleichzusetzen. Schützenswert sei-
en wohl nur die Beziehungen mit befreundeten Staaten, die die Durchset-
zung eigener Interessen in der Staatengemeinschaft ermöglichen, weshalb es 
letztlich nur um die eigenen Interessen an diesen Beziehungen zu anderen 
Staaten gehen könne. 
Erheblich sei eine Störung allerdings nur dann, wenn eine nicht nur momen-
tane Verschlechterung der Beziehungen eingetreten ist oder wenn seitens der 
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BRD gezielte Anstrengungen unternommen werden müssen, um solche Ver-
schlechterungen zu vermeiden.249 
4. Stellungnahme 
Trotz der relativ breit gefächerten Vorschläge der Literatur zur Definition 
der Merkmale „auswärtige Beziehungen“ und „Erheblichkeit“ befriedigt 
kein Ansatz die strafrechtlichen Bedürfnisse an ein handhabbares Tatbe-
standsmerkmal. Von einem solchen erwartet der Rechtsanwender, dass es 
entweder von sich heraus verständlich und damit subsumierbar ist, oder 
aber, dass die sich hierzu herausgebildeten Definitionen Aufschluss über die 
Grenzen der Auslegung geben. Die dargestellten Definitionen unternehmen 
zwar den Versuch einer Worterklärung, lassen im Ergebnis jedoch so viel 
Spielraum, dass eine eindeutige Zuordnung eines tatsächlichen Geschehens 
nicht möglich erscheint. Damit haben die Definitionen ihre Funktion, näm-
lich die Ab- und Eingrenzung zweifelhafter Fälle, verfehlt. Zu der Art der 
geschützten Beziehungen, ob wirtschaftlich, kulturell oder politisch, wird in 
der Regel überhaupt nicht Stellung bezogen. Eine Ausnahme in diesem Zu-
sammenhang ist die Stimme Friedrichs, der den Schutz auf wirtschaftliche 
Belange beschränken will. Würde man seinen Ansatz auf § 34 Abs. 2 Nr. 3 
AWG übertragen wollen, wäre er bei Weitem zu eng angelegt. Eine rein 
wirtschaftliche Betrachtungsweise wird, trotz der formalen Einordnung des 
AWG als Wirtschaftsgesetz nach § 74 c Abs. 1 Nr. 3 GVG, dem gesetzgebe-
rischen Zweck dieser Strafnorm nicht gerecht. 
Meiner Ansicht nach kann man sogar soweit gehen und sie als bloße 
„Scheindefinitionen“, Definitionen um der Definition willen, qualifizieren, 
um dem Rechtsanwender scheinbar eine Sicherheit zu vermitteln. Denn zu 
beachten in diesem Zusammenhang ist, dass der Richter oder Staatsanwalt 
derzeit ohnehin nicht ohne die „Stellungnahmen“ der zuständigen obersten 
Bundesbehörden auskommt, die dann die Merkmale ausfüllen.250 Bei dieser 
Handhabung aber sind Definitionen überflüssig und der Richter wird auf ei-
ne Notarfunktion beschränkt. 
Um Rechtssicherheit und vor allem auch Rechtsklarheit zu ermöglichen, ist 
eine eindeutige Definition notwendig, die Grenzen aufweist und die den 
Rechtsanwender weitestgehend unabhängig von externem (geheimen) Wis-
sen macht, so dass er die ihm zugedachte Funktion eigenständig erfüllen 
kann. 

                                              
249 Trouet, in FS für Krause, S. 416. 
250 S.u. 3. Kapitel, D. 
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Gerade hierin liegt aber das Problem. Eine übergreifende, allgemeingültige 
Definition dafür zu finden, ob und wann die auswärtigen Beziehungen er-
heblich gestört bzw. gefährdet sind, scheint bislang nicht möglich zu sein. 
Trotz der Bedenken Friedrichs dürfte klar sein, dass politische Sachverhalte 
mit in den Schutz einzubeziehen sind. Dies ergibt sich bereits aus dem Wort-
laut des § 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG. Unter „auswärtigen Beziehungen“ sind je-
denfalls nach dem allgemeinen Sprachgebrauch gerade politische Beziehun-
gen im direkten Sinne, aber auch auf diplomatischer Ebene zu verstehen. 
Würde man trotz des Wortlautarguments „auswärtige Beziehungen“ nur auf 
wirtschaftliche Interessen der BRD beschränken, verlöre diese Variante der 
Strafvorschrift weitestgehend ihren Sinn. 
Diese Art von politischen Schutzgedanken hat wiederum zur Folge, dass das 
Merkmal eine starke Abhängigkeit vom politischen Tagesgeschäft erfährt, 
sei es von demjenigen, das jedermann durch zugängliche Informationsquel-
len bekannt ist, sei es durch Aktionen auf diplomatischer oder sogar ge-
heimdienstlicher Ebene, von denen die Öffentlichkeit in der Regel nichts 
erfährt. 
Stellt man sich daher pauschal auf den Standpunkt, sämtliche politischen 
Belange, unabhängig auf welcher Ebene, seien von § 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG 
geschützt, so würde man den Merkmalen der „auswärtigen Beziehungen“ 
und „Erheblichkeit“ ein so hohes Maß an Flexibilität abverlangen, das sie – 
jedenfalls unter Berücksichtigung strafrechtlicher Bedürfnisse – nicht zu lei-
sten im Stande sind. 
Zwangsläufig gerät man in den Zwiespalt zwischen der Erwartung nach ei-
ner allgemeingültigen Definition einerseits und Grenzziehung zu den nicht 
mehr durch alltägliche Informationsgewinnung durchschaubaren politischen 
Vorgängen andererseits. 
Festgehalten werden kann an dieser Stelle zunächst, dass den Erwartungen 
nach einer allgemeingültigen und -passenden Definition in diesem Bereich 
nicht entsprochen werden kann. Dies ergibt sich aus der zu Grunde liegen-
den Materie, die ein hohes Maß an Flexibilität bereits im Tatsächlichen ver-
langt. 
Folge davon ist, dass eine Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriffe des 
§ 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG sowohl im Vorfeld für den Exporteur als auch für die 
Justiz nur im Einzelfall möglich sein wird. Dafür ist es notwendig, den 
Rahmen der zumutbaren Informationsbeschaffung abzustecken, um das er-
forderliche Maß an Transparenz hinsichtlich der tatsächlichen politischen 
Vorgänge zu gewährleisten. 



B. Unbestimmte Rechtsbegriffe im Tatbestand 

83 

Den Graubereich, der sich aus den nicht transparenten Vorgängen einerseits, 
aber dem trotzdem bestehenden staatlichen Bedürfnis nach Sanktionierung 
andererseits ergibt, gilt es zu überprüfen. Weil aber die Merkmale des § 34 
Abs. 2 AWG wiederum nach h.M. gleich dem strafrechtlichen Schutzgut 
sind, kann zu dieser Frage erst in der Auseinandersetzung mit diesem nach-
gegangen werden.251 

II. Verfassungskonformität 

Wie bereits angekündigt, bleibt zu klären, ob die Verwendung der Trias im 
Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG und nun auch in § 34 Abs. 6 Nrn. 1 und 4 
AWG wegen der angesprochenen Bedenken den Bestimmtheitsanforderun-
gen des Art. 103 Abs. 2 GG genügt. 
Vom Ansatz her parallel zu beantworten ist diese Frage mit derjenigen, ob 
die Zwecke der Ermächtigungsnorm des § 7 Abs. 1 AWG im Sinne des Art. 
80 Abs. 1 Satz 2, 103 Abs. 2 GG ausreichend bestimmt sind.252 
Aus diesem Grund wird im Schrifttum oftmals die Bestimmtheitsfrage nicht 
nur hinsichtlich § 34 Abs. 2 AWG diskutiert, sondern dieses Problem auch 
innerhalb des beinahe wortgleichen § 7 AWG behandelt. 
Allerdings täuscht auch an dieser Stelle die scheinbare Übereinstimmung 
der zu erörternden Problematik, wie sich sogleich an den beiden Entschei-
dungen des Bundesverfassungsgerichts aufzeigen lässt. 
1. Bundesverfassungsgericht 
a) BVerfG, Beschluss vom 25.10.1991 
In seiner Entscheidung zu der Bestimmtheit des Ordnungswidrigkeitentatbe-
standes kommt das BVerfG253, im Rahmen der Bestimmtheitsprüfung des 
§ 7 AWG nach Art. 80 Abs. 1 Satz 2, 103 Abs. 2 GG, für die Auslegung die-
ser unbestimmten Rechtsbegriffe zu dem Ergebnis, dass der Bundesregie-
rung eine Einschätzungsprärogative zukommt, die von verfassungswegen 
nicht zu beanstanden sei. Die auswärtigen Beziehungen gehörten zu einem 
Bereich, in dem der Bundesregierung von verfassungswegen allgemein ein 
breiter Raum politischen Ermessens eingeräumt ist. 

„Die Ermächtigungszwecke gehen ineinander über, sind aber jeder für 
sich hinreichend bestimmt. Die nach Nummer 1 und 2 verfolgten Zwek-
ke betreffen Staatsziele von staatspolitisch evident hohem Rang. Es han-

                                              
251 S.u. 4. Kapitel, A. 
252 S.u. 3. Kapitel, A. I. 
253 BVerfG, NJW 1992, 2624; so auch Holthausen/Hucko, NStZ-RR 1998, 225, 227. 
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delt sich um allgemein anerkannte Schutzgüter, die in bereits vorhande-
nen Regelungen eine Parallele finden (Art. X – XI GATT; Art. 223 
EWG-Vertrag; Art. 26 Abs. 1 GG). Demgegenüber ist der nach Nummer 
3 verfolgte Zweck zwar wesentlich weiter gefasst. Das staatspolitische 
Interesse der BRD am Schutz ihrer auswärtigen Beziehungen steht je-
doch ebenfalls außer Frage. Es handelt sich um ein in der Verfassung 
verfolgtes Schutzgut, das in der Obhut des Bundes steht (Art. 32 Abs. 1 
GG). Die Ermächtigung nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 AWG soll nicht nur dazu 
dienen, die gemeinsamen Interessen der Bundesrepublik Deutschland mit 
befreundeten Staaten zu wahren (Vergleiche den Ausschussbericht zum 
AWG, dort zu § 7 AWG, Bt.-Drs. III / 2386), sondern setzt die BRD in 
die Lage, auf diese Weise ihre eigenen Interessen im Verkehr mit allen 
anderen Staaten durchzusetzen.“ 

An anderer Stelle heißt es weiter: 
„Allerdings verlangt das Bestimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG, 
dass der Bürger bereits aus der gesetzlichen Ermächtigung entnehmen 
kann, welches Verhalten verboten ist und welche Sanktion ihm für den 
Fall des Verstoßes gegen das Verbot droht.“254 

Das BVerfG stellt im Rahmen des § 7 AWG berechtigterweise darauf ab, 
dass die Ausfüllung der in Frage stehenden Ermächtigungszwecke zum Er-
lass von Rechtsverordnungen ureigenste Aufgabe des Staates bzw. der Bun-
desregierung ist. 
Deutlich wird aber aus dieser Argumentation auch, dass sie so nicht unein-
geschränkt auf den Straftatbestand des § 34 AWG übertragen werden kann. 
Denn das hätte zur Konsequenz, dass auch im Strafverfahren der Bundesre-
gierung eine Einschätzungsprärogative zur Auslegung dieser Begriffe zu-
kommen würde. Dies wiederum würde den Grundsätzen des deutschen 
Strafverfahrens, allen voran dem des in Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG normier-
ten Prinzip des gesetzlichen Richters evident zuwiderlaufen. 
Es verwundert daher nicht, dass sich das Gericht in seiner Entscheidung zu 
§ 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG dann wiederum ein Jahr später über seine zu § 7 
Abs. 1 AWG gefundenen Anforderungen hinwegsetzt. 
b) BVerfG, Beschluss vom 21.7.1993 
§ 34 Abs. 1 Nr. 3 a.F. AWG unterliege hinsichtlich Art. 103 Abs. 2 GG kei-
nen Bedenken. 
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„Allerdings bedarf das Tatbestandsmerkmal der erheblichen Störung der 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland der Ausle-
gung. Das Bestimmtheitsgebot zwingt den Gesetzgeber aber nicht dazu, 
auf auslegungsfähige Begriffe zu verzichten. Auch im Strafrecht steht der 
Gesetzgeber vor der Notwendigkeit, bei der Ausgestaltung der Straftat-
bestände der Vielzahl der zu erfassenden Sachverhalte Rechnung zu tra-
gen. Es ist wegen der Allgemeinheit und Abstraktheit von Strafnormen 
unvermeidlich, dass in Grenzfällen zweifelhaft sein kann, ob ein konkre-
tes Verhalten noch unter den gesetzlichen Tatbestand fällt oder nicht. 
Welchen Grad an gesetzlicher Bestimmtheit der einzelne Straftatbestand 
haben muss, lässt sich nicht allgemein sagen. Die erforderliche Geset-
zesbestimmtheit hängt von den Besonderheiten des jeweiligen Straftatbe-
standes und von den Umständen ab, die zu einer gesetzlichen Regelung 
führen (BVerfGE 28,175, 183; BVerfGE 75, 329, 341). Vorliegend wird 
eine konkretere Fassung des § 34 Abs. 1 Nr. 3 alte Fassung AWG durch 
die Komplexität der internationalen Beziehungen und die Vielfalt der 
Konfliktmöglichkeiten erschwert. Die Summe der Faktoren, die eine er-
hebliche Störung der Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu 
anderen Staaten ausmachen, ist abstrakt nicht voraus bestimmbar. Ande-
rerseits besteht ein erhebliches öffentliches Interesse daran, die gemein-
samen Interessen, die die Bundesrepublik Deutschland mit anderen Staa-
ten verbindet, gerade auch auf dem Gebiet der Außenwirtschaft – nöti-
genfalls auch durch Strafbestimmungen – zu wahren. Allein wegen der 
Schwierigkeit einer konkreteren Fassung des Tatbestandes können dem 
Gesetzgeber daher nicht die Mittel versagt werden, derer er zur Gestal-
tung störungsfreier auswärtiger Beziehungen bedarf. Die Verwendung 
unbestimmter Rechtsbegriffe liegt dabei in der Natur der Sache. Daher 
begegnet der Straftatbestand im Hinblick auf den Bestimmtheitsgrund-
satz jedenfalls in der Auslegung, die er in den angegriffenen Beschlüssen 
gefunden hat, keinen durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken. 
Die Gerichtsentscheidungen gehen zu Recht davon aus, dass nicht jede 
negative Reaktion irgendeines fremden Staates, sondern nur eine 
schwerwiegende Beeinträchtigung der eigenen Interessen der Bundesre-
publik Deutschland eine erhebliche Störung der auswärtigen Beziehun-
gen darstellt. § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWG verletzt das Bestimmtheitsgebot des 
Art. 103 Abs. 2 GG auch nicht deshalb, weil außenpolitische Entwick-
lungen zuweilen nur schwer vorhersehbar sind. Denn dieser Umstand ist 
in erster Linie eine Frage der Nachweisbarkeit des Vorsatzes. War eine 
außenpolitische Veränderung nicht absehbar, wird dem Betroffenen re-
gelmäßig nicht vorgeworfen werden können, dass er den Eintritt einer 
Störung wissentlich und willentlich verursacht hat. 
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Art. 103 Abs. 2 GG nötigt auch nicht dazu, einen derart engen zeitlichen 
Zusammenhang zwischen Tatzeitraum und Taterfolg anzunehmen, wie 
ihn der Beschwerdeführer fordert. Es liegt in der Natur eines Erfolgsde-
likts, dass sich die Folgen der Tat erst nach der Tathandlung einstellen. 
Im Übrigen wird die Strafbarkeit auch hier dadurch eingegrenzt, dass ein 
ursächlicher Zusammenhang zwischen Tathandlung und Taterfolg nach-
gewiesen sein muss. Der Nachweis eines Ursachenzusammenhangs wird 
aber desto schwieriger sein, je mehr Zeit zwischen der ungenehmigten 
Ausfuhr von Waren und Störung und der auswärtigen Beziehungen ver-
strichen ist.“255 

In beiden Entscheidungen kommt das Gericht sowohl für die Frage der Be-
stimmtheit der Ermächtigungsnorm des § 7 Abs. 1 AWG als auch für die des 
Straftatbestandes des § 34 Abs. 2 AWG, wenn auch auf verschiedenen We-
gen, zu dem Ergebnis, dass die Voraussetzungen des Art. 103 Abs. 2 GG 
gewahrt sind. 
Im zweiten Beschluss scheinen allerdings m.E. schon leichte Zweifel am 
gefunden Ergebnis durch. Warum sonst werden noch in der Entscheidung 
Hürden für den weiten Tatbestand vorgegeben, nämlich zum einen den Vor-
satz und zum anderen die Kausalität als Korrektiv. 
c) BVerfG, Beschluss vom 3.3.2004 
So ist die (vorläufig) letzte Entscheidung des BVerfG aus dem Jahr 2004256 
wenig überraschend. 
Der Sache nach eigentlich zu der Verfassungswidrigkeit der Vorfeldermitt-
lungsbefugnisse nach §§ 39 ff AWG ergangen, enthält sie ein obiter dictum 
zur Verwendung des Merkmals der „erheblichen Gefährdung der auswärti-
gen Beziehungen“ in § 34 Abs. 2 AWG. Danach kann zumindest die Ein-
schätzung zur Tendenz des Gerichts der Entscheidung von 1993 dahinge-
hend bekräftigt werden, dass das Merkmal der Störung der auswärtigen Be-
ziehungen im Unterschied zu der Entscheidung von 1991 nicht mehr so ein-
deutig mit dem Bestimmtheitsgrundsatz des Art. 103 Abs. 2 GG zu verein-
baren ist. Denn darin heißt es: 

„Verfassungsrechtlich problematisch ist jedenfalls die Verwendung des 
Merkmals der erheblichen Gefährdung der auswärtigen Beziehungen. Es 
hat sprachlich einen weiten Inhalt und umfasst diejenigen Sachverhalte, 
die für das Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zu anderen Staa-

                                              
255 BVerfG, NJW 1993, 1909, 1910. 
256 BVerfG, Beschluss vom 3.3.2004 - 1 BvF 3/92, S. 17, CD. 
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ten oder zwischenstaatlichen Einrichtungen, insbesondere für die Gestal-
tung der Außenpolitik Bedeutung haben (vgl. BVerfGE 100, 313, 368, zu 
Art. 73 Nr. 1 GG). Nach allgemeinen sprachlichen Verständnis können 
hierzu im konkreten Regelungszusammenhang auch Kontakte politi-
scher, wirtschaftlicher und kultureller Art gehören (vgl. Hocke und ande-
re a.a.O., zu § 7 AWG Anm. 11, Stand Oktober 2002). Trotz der damit 
gegebenen Konzentration auf die staatliche Ebene erstreckt sich das 
Merkmal im Rahmen des § 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG daher auf eine prak-
tisch nicht überschaubare Vielzahl von Beziehungen. Damit aber drohen 
die möglichen Anlässe einer Überwachungsmaßnahme uferlos zu wer-
den.“ 

Wie die erstinstanzlichen Gerichte mit der Entscheidung des BVerfG aus 
2004 umgehen werden, bleibt abzuwarten. In jedem Fall aber besteht, was 
die Ausfüllung des unbestimmten Rechtsbegriffs der „auswärtigen Bezie-
hungen“ angeht, Handlungsbedarf, um den Bestimmtheitsbedenken des 
BVerfG zu begegnen. Eine mögliche Lösung kann m.E. nicht isoliert bei 
dem unbestimmten Tatbestandsmerkmal ansetzen, sondern muss im Zu-
sammenspiel mit den anderen Elementen wie dem Schutzgut oder der De-
liktsnatur gesucht werden.257 
2. Landgerichte und Oberlandesgerichte 
Die Land- und Oberlandesgerichte haben vor den Entscheidungen des 
BVerfG aus den 1990er Jahren und im Anschluss an diese größtenteils keine 
Bedenken an der Bestimmtheit des Tatbestandes geäußert.258 Sie sind in der 
Regel ohne tiefergehenden Überlegungen den Ausführungen des BVerfG 
gefolgt. 
Andere verweisen auf die Möglichkeit einer verfassungskonformen Ausle-
gung, mit der dann spätestens dem Bestimmtheitsgrundsatz genüge getan 
sein soll.259 
Sinn und Umfang des Tatbestandes könnten durch Auslegung eindeutig er-
mittelt werden. Der Begriff umfasse den Schutz der gemeinsamen Interessen 
der BRD mit befreundeten Staaten, um ihre Interessen gegenüber anderen 
Staaten durchsetzen zu können. Die Ausfüllung im jeweiligen Fall mag zeit-
lich und situationsbedingt sein – was in der Natur der Sache liegt –, berühre 

                                              
257 S.u. Kapitel 4, A. 
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auch bereits OLG Hamburg, NJW 1976, 1046. 
259 LG Düsseldorf, NStZ 1988, 231, 232; in diesem Sinn auch OLG Hamm, ZfZ 1992, 

291, 292. 
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jedoch nicht die damit gegebene konkretere Fassbarkeit des Begriffs. Denn 
es gehe hierbei darum, dass die jeweiligen Interessen der BRD nicht durch 
das Verhalten zum Beispiel von Angehörigen einer Rüstungsfirma gestört 
werden, unabhängig von der Art der Außenpolitik.260 
Die Möglichkeit der Beschränkung des Außenwirtschaftsverkehrs im Fall 
der Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker schließe nach der 
Begründung zu § 7 AWG an den Grundgedanken des Art. 26 Abs. 1 GG 
an.261 Auch diese Erwägungen liegen ganz auf der Linie der Bundesverfas-
sungsgerichtsentscheidungen, in dem sie auf „die Natur der Sache“ und dem 
Grundgesetz als stützende Auslegung verweisen. 
Insgesamt blieben verfassungsrechtliche Bedenken in der Rechtsprechung 
über Jahrzehnte hinweg unerörtert. Lediglich die Entscheidung des BVerfG 
gibt Anlass, wird die erstinstanzlichen Gerichte zwingen, die Bestimmtheits-
frage erneut zu hinterfragen. 
3. Literaturansichten 
Wie bei der Frage nach der Bestimmtheit des Blanketttatbestandes gibt es 
auch bei der Frage der Bestimmtheit der unbestimmten Rechtsbegriffe 
Stimmen, die sich den Einschätzungen des BVerfG aus den Jahren 1991 und 
1993 vorbehaltlos anschließen262, aber auch solche, die ihr äußerst kritisch 
gegenüberstehen. 
Manche zweifeln die Bestimmtheit der Trias nur mehr oder weniger pau-
schal an263, eine große Gruppe dagegen hat zwar Bedenken, glaubt diese 
aber dadurch ausräumen zu können, indem sie eine restriktive Auslegung 
der Begriffe, insbesondere der Nr. 3 des § 34 Abs. 2 AWG und des § 7 Abs. 
1 AWG, der auswärtigen Beziehungen, fordert.264 
Weitgehend Einigkeit besteht in der ausreichenden Bestimmtheit der Nrn. 1 
des § 7 Abs. 1 AWG und § 34 Abs. 2 AWG.265 

                                              
260 LG Düsseldorf, NStZ 1988, 231, 232. 
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Nr. 1 sei primäres Staatsziel jedes Staates und bereits insofern über jeden 
Zweifel erhaben.266 
Der Zweck sei zwar auch nicht immer eindeutig auszulegen, jedoch würden 
für ihn gewisse feststehende Beschränkungsvoraussetzungen auf Grund be-
reits vorhandener Regelungen bestehen wie z. B. in Art. 223 EWGV sowie 
in Art. X-XI des GATT267. 268 
Schon uneinheitlicher wird die Nr. 2 beurteilt. Zwar gibt es auch hier An-
sichten, die keine Bedenken an der Bestimmtheit haben. 
Nr. 2 stehe in Zusammenhang und finde seine Stütze in Art. 26 GG und sei 
schon aus diesem Grunde legitimiert.269 Allerdings wurden hinsichtlich der 
Nrn. 2 und 3 schon früh Zweifel laut. 
a) Ansichten zu § 7 Abs. 1 AWG 
Wieder war es Ipsen270, der in seinem Gutachten zum Rhodesien-Embargo 
schon 1967 die Bestimmtheit des § 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AWG auch in dieser 
Hinsicht angezweifelt und damit den Grundstein für die Bestimmtheitsdis-
kussion im Rahmen des Ermächtigungstatbestandes gelegt hat. Er war der 
Ansicht, die Anwendung des § 7 Abs. 1 AWG müsse, um den Geboten einer 
verfassungskonformen Auslegung zu entsprechen, seine Grenzen in § 7 Abs. 
2 AWG finden, mithin restriktiv ausgelegt werden. Ansonsten sei § 7 Abs. 1 
AWG zum Teil nicht mehr mit Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG vereinbar und folg-
lich verfassungswidrig. 
Ausgangspunkt seiner Überlegungen war, dass § 7 Abs. 1 AWG nur unter 
Zuhilfenahme des § 7 Abs. 2 AWG und auch der §§ 1, 2 AWG verfassungs-

                                              
266 Langen, § 7, Rdnr. 8; Starck, in FS für Knöpfle, S. 327. 
267 Art XXI GATT lässt Beschränkungen bei Waren und Materialien zu, die der mittel-

baren und unmittelbaren Versorgung von Streitkräften dienen. 
268 Putzier, S. 58, 60; Ipsen. S. 35 f; Bryde, in Achterberg/Püttner/Würtenberger, § 5 

Rdnr. 30; Trouet, in FS für Krause, S. 419. A.A. Epping, S. 340 ff. Er möchte sich 
nicht mit der Begründung begnügen, dass § 7 Abs. 1 Nr. 1 AWG ein hohes Schutzgut 
enthält, sondern ist vielmehr der Meinung, die Rechtsgeschäfte und Handlungen sei-
en dadurch gleichwohl zu wenig begrenzt, um den Beschränkungszweck bestimmbar 
zu machen. 

269 Putzier, S. 58, 60; Dolde, RIW 1992, 517, 523; Dahlhoff, NJW 1991, 208, 209; 
Starck, in FS für Knöpfle, S. 327; Trouet, in FS für Krause, S. 419; nach Bryde, in 
Achterberg/Püttner/Würtenberger, § 5 Rdnr. 30 ist Nr. 2 allerdings dahingehend zu 
reduzieren, dass nur unmittelbar (angriffs-) kriegsfördernde Handlungen, nicht hin-
gegen Verstöße gegen interne oder menschenrechtsverletzende Vorgänge ausländi-
scher Staaten oder groben Verletzungen des Völkerrechts erfasst sind. 

270 Ipsen, S. 1 ff. 
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konform zu interpretieren ist.271 § 7 Abs. 1 AWG könne nur dann der „Vor-
ausbestimmung der Ermächtigungsanwendung“ genügen, wenn Abs. 2 her-
angezogen wird, um die Zweckverfolgung im Sinne der Nrn. 2 und 3 des 
Abs. 1 tatbestandlich und tendenziell einzugrenzen. Denn allein die Zwecke 
„Verhütung von Friedenstörungen“ und „Verhütung erheblicher Störungen 
der auswärtigen Beziehungen“ als Ratio von Beschränkungsverordnungen 
lieferten diese Voraus-Bestimmtheit der Programmierung nicht.272 Vielmehr 
sei auch § 7 Abs. 1 AWG auf die in Abs. 2 genannten Warenlieferungen be-
schränkt. 
§ 7 Abs. 2 AWG seinerseits aber müsse vom Wortlaut her korrigierend aus-
gelegt werden. Nur durch den Austausch des Wortes „insbesondere“ durch 
„nur (diese Güter)“ würde sich eine Spezifizierung und damit die Verfas-
sungskonformität dieser Norm herstellen lassen.273 
Die von Ipsen geforderte restriktive Auslegung der Ermächtigungsnorm des 
§ 7 Abs. 1 und Abs. 2 AWG gab in der Folgezeit insbesondere mit Blick auf 
§ 7 Abs. 1 Nr. 3 AWG verbreitet Anlass zur Diskussion.274 

                                              
271 Ipsen, S. 38. 
272 Ipsen, S. 41. 
273 Ipsen, S. 37 ff, 41; so dann auch Langen, § 7, Rdnrn. 7, 4. 
274 Teilweise anders Starck, in FS für Knöpfle, S. 326 ff., der § 7 AWG insoweit ein-

schränkend auslegen will, als dass durch das „insbesondere“ nur solche Gegenstände, 
die eine Kriegs- oder strategische Funktion haben, also Rüstungsgüter, erfasst sein 
sollen; zum anderen soll § 7 AWG alle Gegenstände des Außenhandels abdecken, 
wenn die BRD auf der Grundlage des Völkerrechts entsprechend internationaler Be-
schlüsse ein partielles oder totales Handelsembargo gegen einen Staat oder eine Staa-
tengruppe verhängt hat. 

 Heute wird der Ansatz Ipsens in der Regel abgelehnt; so schon OLG Hamburg, NJW 
1976, 1046. Trotzdem i.E. gleich Bryde, in Achterberg/Püttner/Würtenberger, § 5 
Rdnr. 29 f. Zwar zweifelt auch er an der ausreichenden Bestimmtheit des § 7 AWG 
insbesondere im Hinblick auf dessen Nr. 3. Allerdings mache der Wortlaut des § 7 
Abs. 2 AWG („insbesondere“) deutlich, dass die Unterbringung des Verkehrs mit 
Waffen und Kriegsgerät zwar ein besonders wichtiger, aber keineswegs der einzige 
Anwendungsfall außen- und sicherheitspolitisch motivierter Restriktion im Sinne 
von Abs. 1 ist. 

 Epping, S. 355, § 7 Abs. 1 Nr. 2 AWG genügt den verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen nicht, weil aufgrund der Komplexität der internationalen Beziehungen und 
Konfliktmöglichkeiten nicht vorausbestimmbar sei, was als Störung des friedlichen 
Zusammenlebens der Völker anzusehen sein wird. 

 v. Schenck, ZaöRV 29 (1969), 257, 299 f. hält entgegen Ipsen § 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
AWG für verfassungskonform. Trotz deren abstrakter Formulierung könne diesen 
Ermächtigungen insgesamt durchaus entnommen werden, welches „Programm“ auf 
ihrer Grundlage verwirklicht werden soll. Dieses Programm lasse sich dahingehend 



B. Unbestimmte Rechtsbegriffe im Tatbestand 

91 

Bedenken im Rahmen des § 7 AWG äußert auch Lindemeyer275, weil es kei-
ne Nachprüfungsmöglichkeiten der Nrn. 1 bis 3 gäbe. Die Exekutive als In-
haberin der auswärtigen Gewalt des Staates verfüge hier über einen traditio-
nell von den Gerichten anerkannten Beurteilungsspielraum darüber, mit 
welchen Mitteln die Sicherheit der BRD gewährleistet werden kann bzw. ob 
eine Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker oder eine erheb-
liche Störung der auswärtigen Beziehungen der BRD zu befürchten ist. 
Damit trifft Lindemeyer gerade auch das Problem des Straftatbestandes, bei 
dem das Wissensdefizit der einzelnen Rechtsanwender und damit einherge-
hend die Beurteilungs- bzw. Nachprüfungsmöglichkeiten in der faktischen 
Abhängigkeit von der Exekutive münden. 
b) Ansichten zu § 34 Abs. 2 AWG 
Nach einer Ansicht aus dem strafrechtlichen Lager276 bestehen große Zwei-
fel an der Bestimmtheit dieses Tatbestandes wegen der drei Gefährdungsal-
ternativen, da es dem potenziellen Beschuldigten nur schwer möglich sei, 
diese unbestimmten Rechtsbegriffe, orientiert an der außen- und sicherheits-
politischen Lage, auszufüllen. Weil kein konsistentes Konzept der Gestal-
tung der auswärtigen Beziehungen der BRD, sondern nur rasch wechselnde 
Verhaltensweisen zu erkennen sind, sei überhaupt kein klar beschreibbares 
Gefährdungsobjekt für einen Straftatbestand angebbar. 
4. Stellungnahme 
Insbesondere nach der Entscheidung des BVerfG vom 3.3.2004 wird die Be-
stimmtheitsdiskussion um die unbestimmten Rechtsbegriffe erneut in Gang 
gesetzt werden müssen. Auffallend an den Stellungnahmen zu dieser Frage 
ist, dass mit Kritik nicht gespart wird, Vorschläge zur Konkretisierung aller-
dings nicht geliefert werden. Das hat seinen Grund darin, dass die einzelnen 
Merkmale ihrem Regelungsgehalt nach anerkannt sind und die Notwendig-
keit ihrer Existenz auch kaum bestritten werden kann. Allerdings führt gera-

                                                                                                                             
umreißen, dass die Sicherheit und die auswärtigen Beziehungen der BRD sowie das 
friedliche Zusammenleben der Völker nicht durch außenwirtschaftliche Vorgänge ge-
fährdet werden sollen, die ohne Rücksicht auf das Wohl des Staates und damit der 
Allgemeinheit privatwirtschaftlichen Interessen dienen. Wer sich außenwirtschaftlich 
betätigt, werde sich ohnehin darüber klar sein müssen, dass seine geschäftliche Tä-
tigkeit von außenpolitischen Ereignissen und Entwicklungen nicht unberührt bleiben 
kann. Die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns werde ihm daher gebieten, die 
durch Presse, Rundfunk, Fernsehen und eigene Verbindungen gegebenen Informati-
onsquellen zu nutzen und die Weltpolitik aufmerksam zu verfolgen. 

275 Lindemeyer, RIW/AWD 1981, 10, 19. 
276 Herzog, wistra 2000, 41, 44. 
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de dies dazu, dass Bestimmtheitsdefizite auftreten, die wegen der schüt-
zenswerten Merkmale bislang in Kauf genommen wurden. 
M.E. wären jedoch diese Bestimmtheitsdefizite vermeidbar, wenn die ein-
zelnen Problemfelder, die sich im Umgang mit der Strafnorm eröffnen, ein-
gehendere Beachtung gefunden hätten. Hätte der Rechtsanwender klar her-
ausgearbeitete Regeln zur Auslegung der Trias und des Rechtsguts einerseits 
und andererseits eine Untersuchung über den Deliktstyp des § 34 AWG zur 
Verfügung, an denen er sich orientieren kann, so wären viele Bestimmt-
heitsbedenken ausgeräumt. Denn stünden in der Praxis gesicherte Grundla-
gen sowie ein bestimmter Auslegungsrahmen zur Verfügung, so ließe sich 
die Spannung zwischen Bestimmtheit und der Notwendigkeit der Verwen-
dung der unbestimmten Rechtsbegriffe lösen.277 
Freilich ist damit noch nicht das Problem bedacht, dass es dem Normadres-
saten mangels Wissens selbst bei Zugrundelegung eindeutiger Definitionen 
nicht möglich wäre, diese auszufüllen. 
Schließlich ist zu erwägen, dass § 7 AWG seinem Charakter nach eine Er-
mächtigungsnorm zum Erlass von Rechtsverordnungen ist und als Beson-
derheit des AWG dieselben unbestimmten Rechtsbegriffe wie der Straftatbe-
stand enthält. Zum einen sind die unbestimmten Rechtsbegriffe im Rahmen 
des § 7 AWG vom Gesetzgeber dazu verwendet worden, der Exekutive die 
Grenzen zum Erlass von Rechtsverordnungen und zur Vermeidung der dort 
aufgezählten Störungen vorzugeben. Zum anderen aber wiederholt der Ge-
setzgeber eben diese Begriffe im Straftatbestand, der eine bereits getätigte 
Ausfuhr sanktionieren will. 
Betrachtet man nun den oben bereits im Rahmen des Blanketts beschriebe-
nen Weg, den man beschreiten muss, um zu einer Strafbarkeit nach § 34 
Abs. 2 AWG zu kommen, fällt auf, dass ohne Ordnungswidrigkeit nach § 33 
AWG die Strafbarkeit nach § 34 Abs. 2 AWG nicht möglich ist. Die Ord-
nungswidrigkeit nach § 33 AWG wiederum liegt – jedenfalls teilweise – 
nicht vor, ohne zuvor gegen eine Genehmigungspflicht verstoßen zu haben, 
die in einer Rechtsverordnung statuiert worden ist. Die Rechtsverordnung – 
i. d. R. die AWV – ihrerseits ist aber auf Grund der Ermächtigungsnorm des 
§ 7 AWG erlassen worden. Das aber wiederum bedeutet, dass der Verord-
nungsgeber bei Erlass der Rechtsverordnung sich im Rahmen der Ermächti-
gungsnormen des AWG bewegt haben muss und somit die Rechtsverord-
nung gerade oder zumindest auch dem Schutz der dort genannten Rechtsgü-
ter dienen sollte. 

                                              
277 Eser, in Sch/Sch, § 1 Rdnr. 20. 
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Ein Verstoß hiergegen stellt aber klassisches Verwaltungsunrecht und somit 
eine Ordnungswidrigkeit i. S. des § 33 AWG dar. Die nochmalige Verwen-
dung der unbestimmten Rechtsbegriffe und vor allem deren gleiche Ein-
schränkung wie im Rahmen des § 7 Abs. 1 AWG würde bedeuten, dass das-
jenige Unrecht, welches bereits durch die Ordnungswidrigkeit sanktioniert 
ist, ohne darüber hinausgehenden Grund zur Straftat würde. Dann aber 
müsste entweder jede Ordnungswidrigkeit gleich eine Straftat i. S. des § 34 
Abs. 2 AWG sein oder umgekehrt, es dürfte keine Straftaten nach § 34 Abs. 
2 AWG geben und die Sanktionierung würde sich stets in einer Ordnungs-
widrigkeit erschöpfen. 

III. Lösungsvorschläge unbestimmte Rechtsbegriffe 

Um die Auslegungs- und Anwendungsproblematik um die unbestimmten 
Rechtsbegriffe zu umgehen, wurden auch hierzu in der Vergangenheit Vor-
schläge unterbreitet, wie der Tatbestand geändert werden könnte. 
1. catch-all Klauseln 
Die eine Gruppe plädiert auch hier – im Anschluss an die Vorschläge um das 
Blankett – für eine Schwerpunktverlagerung auf catch-all Klauseln. Eine 
solche habe nämlich auch den Vorteil, dass auf die Tatbestandselemente der 
Eignung zur Gefährdung der äußeren Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland, des Völkerfriedens und der auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik verzichtet werden und § 34 Abs. 1 AWG wieder mit § 34 
Abs. 2 AWG zusammengeführt werden könnte.278 
2. Länderspezifische Regelungen 
In die genau entgegengesetzte Richtung geht der Vorschlag, die Vorschrift 
zusätzlich mit länderspezifischen Regelungen zu versehen, um die Merkma-
le, insbesondere das der auswärtigen Beziehungen, zu präzisieren.279 Diese 
könnten so ausgestaltet sein, dass dann, wenn ungenehmigte Handlungen in 
Bezug auf besonders sensible Destinationen vorgenommen werden, der 
Straftatbestand des § 34 Abs. 2 AWG verwirklicht ist. Welche Länder dies 
im Einzelnen sein sollen, müsste noch festgelegt werden. 
3. Keine Mischtatbestände 
Etwas weiter geht dann die Ansicht, die ungenehmigten Ausfuhren gelisteter 
dual-use Güter in die Staaten der Länderliste K ohne weiteres als Straftaten 

                                              
278 Bieneck, AW-Prax 1999, 292, 294. 
279 Pottmeyer, AW-Prax 1999, 45, 47. 
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zu kodifizieren, um die unbestimmten Rechtsbegriffe und vor allem die 
Notwendigkeit der Einholung eines Gutachtens beim AA zu vermeiden.280 
Aber auch die Variante der Einordnung „nur“ als Ordnungswidrigkeiten ist 
zu finden. Wegen der ohnehin bestehenden Forderung nach Entkriminalisie-
rung von Verwaltungsungehorsam im Außenwirtschaftsstrafrecht, schlägt 
Bieneck281 die Streichung der Aufstockungsmöglichkeiten zu Straftaten nach 
§ 34 Abs. 2 Nrn. 1-3 AWG vor. Der Gesetzgeber solle es bei der Einstufung 
der zahlreichen Ordnungsverstöße als Ordnungswidrigkeiten belassen. Dies 
habe zur Folge, dass sich die Strafjustiz wie beim KWKG auf den Kern der 
Rechtsgutsverletzungen einstellen könne. Immerhin stünde die Möglichkei-
ten der Verhängung von Geldbußen von bis zu 500.000 €, Verfall und Ein-
ziehung und daneben die konsequente Anwendung von Verwaltungssanktio-
nen für Außenwirtschaftsverstöße wie Aussetzung, Ablehnung oder Wider-
ruf von Genehmigungen oder der Entzug von Privilegien für Verstöße im 
dual-use Bereich, offen.282 
4. Stellungnahme 
Der Vorschlag, das Problem durch die Einführung weiterer Länderlisten zu 
lösen, ist schon deshalb nicht praxistauglich, weil sich mit Einführung wei-
terer Listen zugleich die Kritik an der Unübersichtlichkeit des Straftatbe-
standes verstärken würde. Der Vorwurf der Schwerfälligkeit und mangeln-
den Transparenz wäre vorprogrammiert. 
Diejenigen Ansätze, die § 34 Abs. 2 AWG ganz abschaffen wollen, überse-
hen die gesetzgeberische Intention der Schaffung von flexiblen Normen, die 
einen breiten Sanktionierungsspielraum, angefangen von Geldbußen bis hin 
zu Freiheitsstrafe, ermöglichen sollen. Die einzelnen Zuwiderhandlungen 
sollen gerade im Einzelfall einer individuellen Sanktionierung zugeführt 
werden können. 
Wie sich durch den neu eingefügten § 34 Abs. 6 Nrn. 1 und 4 AWG zeigt, 
sieht der Gesetzgeber die Verwendung der unbestimmten Rechtsbegriffe ge-
setzgeberisch nicht als ein solches Problem an, das nicht durch den Geset-
zesanwender in den Griff zu bekommen wäre. Immerhin hat er – aller Kritik 
zum Trotz – in gleich zwei neuen Tatbeständen dieselben Begriffe erneut als 
Tatbestandsmerkmale normiert. 

                                              
280 Holthausen/Hucko, NStZ-RR 1998, 225, 232. 
281 Bieneck, in Ehlers/Wolffgang, S. 80 f. 
282 Bieneck, in Ehlers/Wolffgang, S. 80 f. 
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Ziel dieser Arbeit wird es daher sein, für die Zukunft einen Weg aufzuzei-
gen, mit den unbestimmten Rechtsbegriffen in einer das Bestimmtheitsgebot 
achtenden Weise umzugehen. Notwendig hierfür ist auch die Klärung des 
Deliktscharakters des § 34 Abs. 2 AWG, um zu analysieren, ob der Tatbe-
stand eine konkrete Gefährdung der Trias verlangt, oder ob eine abstrakt ge-
fährliche Handlung zu dessen Erfüllung ausreichend ist. 

C. Gefährdungsdelikt 
Wie oben schon angekündigt, ist zu klären, anhand welchen Maßstabs in der 
Praxis beurteilt wird, wann die jeweilige Tathandlung geeignet ist, die äuße-
re Sicherheit der BRD, das friedliche Zusammenleben der Völker oder die 
auswärtigen Beziehungen der BRD zu gefährden. Mit anderen Worten ist 
der Frage nachzugehen, welche Qualität der Gefährdung, sei es eine konkre-
te Gefahr, sei es aber auch nur eine abstrakt gefährliche Handlung, von Lite-
ratur und Rechtsprechung gefordert werden und welche praktischen Konse-
quenzen dies nach sich zieht. 
Um mit dieser Frage grundsätzlich umgehen zu können, muss untersucht 
werden, wie der Deliktstypus des § 34 Abs. 2 AWG eingestuft wird. 
Wie schon angesprochen, lässt die Tatbestandsfassung „geeignet … zu ge-
fährden“ auf ein so genanntes Eignungsdelikt schließen, bei dem es dem 
Richter obliegt, die Gefahrgeeignetheit festzustellen. 
Darüber besteht nicht nur Einigkeit bei denjenigen, die sich prinzipiell zum 
Deliktstyp des Eignungsdelikts geäußert haben283, sondern auch bei der spe-
ziell auf das Außenwirtschaftsrecht bezogenen Literatur284 und Rechtspre-
chung285. 
Nicht geklärt mit dieser Einstufung als Eignungsdelikt ist jedoch, ob für die 
Gefährdung der in § 34 Abs. 2 Nr. 1-3 AWG genannten Güter vom Tatbe-
stand eine abstrakt gefährliche Handlung oder ein konkreter „Gefahrerfolg“ 
vorausgesetzt ist. Wäre eine abstrakte Gefahr im Tatbestand umschrieben, so 
wäre allein die Tathandlung vom Richter als abstrakt gefährlich zu bewerten 
und nachzuweisen, ohne dass es auf die Verwirklichung einer konkreten Ge-
fahr ankäme. 

                                              
283 Siehe oben Kapitel 1 D. V. 3. 
284 Lübbig, S. 134. 
285 BGH, wistra 1999, 304, 305. 
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Würde jedoch die Auslegung des Tatbestandes ergeben, dass eine konkrete 
Gefährdung einer der drei Varianten gefordert ist, so wäre diese im Sinne 
eines Erfolgs nachzuweisen. 
Untersucht wird daher im Folgenden, wie Literatur und Rechtsprechung die 
Gefahrqualität bestimmen. 

I. Rechtsprechung zum AWG 

1. Bundesgerichtshof 
Der BGH hat sich zu dieser Frage grundlegend geäußert. 
§ 34 Abs. 2 AWG sei ein abstrakt-konkretes Gefährdungsdelikt, weshalb es 
durch das LG der Feststellung der Eignung zur Gefährdung bedürfe. Dies 
ergebe sich aus dem Wortlaut der Vorschrift. Dieser lasse die abstrakt ge-
fährliche Handlung für sich genommen zur Erfüllung des Tatbestandes nicht 
genügen, sondern verlange ergänzend, dass diese zur Gefährdung der in § 34 
Abs. 2 AWG genannten Schutzgüter geeignet sein muss. Danach sei zwar 
die Feststellung des Eintritts einer konkreten Gefahr nicht erforderlich. Vom 
Tatrichter verlangt werde aber die Prüfung, ob die jeweilige Handlung i. S. 
des § 34 Abs. 2 AWG bei genereller Betrachtung gefahrgeeignet ist.286 
Danach bewegt sich der BGH ganz im Rahmen der oben angesprochenen 
h.M.287 zur Rechtsnatur des Eignungsdelikts. Er geht davon aus, dass § 34 
Abs. 2 AWG ein abstraktes Gefährdungsdelikt ist, ohne allerdings zu unter-
suchen, ob die Auslegung des Tatbestands nicht auch eine andere Annahme 
rechtfertigen könnte, nämlich diejenige, dass der Tatbestand eine konkrete 
Gefährdung der drei Rechtsgüter verlangt. 
Das Urteil dient demnach nur scheinbar der Klarstellung des Problems. Je-
doch beziehen sich viele erstinstanzliche Urteile und auch große Teile der 
Literatur auf diese Ausführungen. 
Wie aber sogleich zu zeigen sein wird, ergeben sich daraus keine zweckmä-
ßigen Überlegungen für das zu behandelnde Problem. 
2. Landgerichte 
Bei Sichtung der erstinstanzlichen Urteile ist zunächst auffallend, dass oft-
mals weder im Sachverhalt noch in der Beweiswürdigung oder in der recht-
lichen Würdigung ausreichend objektive (Tatsachen-) Feststellungen der 

                                              
286 BGH, wistra 1999, 304, 305. 
287 S.o. Kapitel 1 D. V. 3. 
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Gerichte getroffen werden, die Rückschlüsse auf die rechtliche Einstufung 
der Deliktsnatur zulassen würden. 
Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass in den entsprechenden Urteilen 
abstrakte Ausführungen zu den Anforderungen an die Gefährdungseignung 
fehlen.288 
Die Gerichte begnügen sich damit, die Gefährdungseignung im Zusammen-
hang mit der Ausfüllung des Begriffs der „auswärtigen Beziehungen“ fest-
zustellen.289 Schon aus diesem Grund bereitet es Schwierigkeiten zu unter-
suchen, welche Anforderungen die einzelnen Gerichte an den Deliktstypus 
stellen. 
Nichtsdestotrotz soll anhand ausgewählter Entscheidungen der Versuch un-
ternommen werden, herauszufiltern, ob dort unter ein abstraktes oder kon-
kretes Gefährdungsdelikt subsumiert wurde. 
(1) So lässt das LG Hildesheim290 für die erhebliche Gefährdung der auswär-
tigen Beziehungen der BRD genügen, dass die entsprechenden Ausfuhren 
international insofern ein Echo ausgelöst haben, als sie in einem „Special 
Report“ eines (nicht näher bezeichneten) Institutes Erwähnung gefunden 
haben. 
Diese Feststellung birgt zwei nicht zu verwechselnde Fragen in sich: einer-
seits könnte man allein wegen der Aussage, dass die entsprechenden Aus-
fuhren ein internationales Echo ausgelöst haben, annehmen, damit sei das 
Erfordernis, welches an ein konkretes Gefährdungsdelikt zu stellen ist, näm-
lich der Gefährdungserfolg, erfüllt. Nicht zu vermischen ist diese Annahme 
mit der davon losgelösten Frage, wo die Schwelle anzusiedeln ist, ab derer 
von einem konkreten Gefährdungserfolg gesprochen werden kann. Für letz-
teren Aspekt wäre selbstverständlich dann noch die „Erheblichkeitshürde“ 
zu nehmen. 
Insgesamt deutet dieser Ausschnitt der Entscheidung jedenfalls darauf hin, 
dass das LG unter einen konkreten Gefährdungserfolg subsumiert hat. 
An anderer Stelle heißt es dann aber, dass jede illegale Ausfuhr, insbesonde-
re der Export von Maschinen zur Herstellung schwerer Geschützrohre, ein 
erhebliches Gefahrenpotenzial für die Glaubwürdigkeit der Ausfuhrpolitik 
der BRD bietet.291 

                                              
288 LG Würzburg, Urteil vom 5.4.2001 - 5 Kls 156 Js 750/98 -, CD. 
289 S.o. Kapitel 3 B. I. 
290 LG Hildesheim, Urteil vom 7.6.1996 - 15 Kls 95 Js 29458-91 -, S. 15, CD. 
291 LG Hildesheim, Urteil vom 7.6.1996 - 15 Kls 95 Js 29458-91 -, S. 15, CD. 
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Diese Feststellung deutet im Gegensatz zum zuvor Zitierten darauf hin, dass 
das Gericht hier einen generellen Grundsatz aufstellt, nämlich dass der Ex-
port von Maschinen zur Herstellung von Geschützrohren eine abstrakt ge-
fährliche Tathandlung im Sinne eines Eignungsdelikts ist. 
M.E. lässt sich daher aus dieser Entscheidung kein zuverlässiger Rück-
schluss darauf ziehen, von welcher Deliktsnatur das Gericht bei der Sub-
sumtion ausgeht. Vielmehr legen die Ausführungen die Annahme nahe, dass 
jede ungenehmigte Ausfuhr eines gelisteten Gutes generell zur Gefährdung 
geeignet ist. Dies hätte jedoch zur Konsequenz, dass für die Anwendung des 
§ 33 AWG kein Raum mehr bleibt. 
(2) Das LG Münster292 begründet eine abstakte Gefährdung der auswärtigen 
Beziehungen. Weil die auswärtigen Beziehungen zu Israel und diejenigen zu 
den USA zum Zeitpunkt der zu beurteilenden Ausfuhr ohnehin nachhaltig 
belastet waren, sei die ungenehmigte Lieferung einer Drückwalzmaschine 
geeignet, die auswärtigen Beziehungen der BRD erheblich zu gefährden. 
Damit subsumiert das LG zwar unter das Vorliegen einer abstrakt-ge-
fährlichen Tathandlung, berücksichtigt aber – im Gegensatz zum LG Hildes-
heim – weniger eine generalisierende Beurteilung anhand der Ware, als viel-
mehr die konkreten politischen Umstände zur Zeit der Ausfuhr. 
(3) Teilweise werden die Ausführungen zu der Gefahrgeeignetheit ganz auf 
die subjektive Tatseite verlagert, ohne dass allerdings zu dem hier zu behan-
delnden Problem Stellung bezogen wird.293 
(4) Das LG Karlsruhe294 erörtert die Gefahrgeeignetheit zwar auch nur in 
Vermischung mit dem Merkmal der auswärtigen Beziehungen. 
Erwähnenswert ist dieses Urteil jedoch deshalb, weil zu dem rein rechtlich 
zu behandelnden Problem der Gefährdungseignung ein Zeuge vernommen 
wurde.295 Unbeantwortet bleibt allerdings auch hier, ob nun eine abstrakte 
oder konkrete Gefährdung der Rechtsgüter verlangt ist. 
Schließlich soll nicht unerwähnt bleiben, dass die Rechtsprechung Gefahr 
läuft, bereits deswegen ein konkretes Gefährdungsdelikt anzunehmen, weil 
sie die oben beschriebene Definition zur „erhebliche Gefährdung der aus-

                                              
292 LG Münster, Urteil vom 24.6.1994 - 11 Kls 6 Js157/91 -, S. 36, n.v. 
293 Z.B. LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 13.3.1997 - 12 Kls 152 Js 439/93 -, S. 3, 6, CD. 

Gar keine Erwähnung finden sie etwa bei LG Würzburg, Urteil vom 5.4.2001 - 5 Kls 
156 Js 750/98 -, CD. 

294 LG Karlsruhe, Urteil vom 5.12.1994 - 12a AK 2/94 -, S. 13, n.v. 
295 LG, Karlsruhe Urteil vom 5.12.1994 - 12a AK 2/94 -, S. 13, n.v. 
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wärtigen Beziehungen“, die abgeleitet ist von der alten Definition zur „Stö-
rung“, übernimmt.296 
Denn zu § 34 Abs. 2 AWG a.F. haben sich im Laufe der Zeit in der Recht-
sprechung Anhaltspunkte herausgebildet, bei deren Vorliegen eine Störung 
der auswärtigen Beziehungen vorliegen sollte: 
Z.B. der Abbruch der Beziehungen zur BRD, den Rückruf von Botschaftern 
oder vergleichbare Schritte, Proteste von staatlicher Seite, wobei dabei zu 
berücksichtigen sei, um welche Staaten es sich handele und welche Qualität 
die Proteste erreichten, die Verurteilung der BRD in multilateralen Gremien, 
eine feindselige Kampagne führender Medien eines wichtigen Staates zu-
mindest dann, wenn sie Bedeutung für die Reaktion dieses Staates erlangt 
haben.297 
An anderer Stelle heißt es ähnlich, das Tatbestandsmerkmal der erheblichen 
Störung liege vor, wenn z.B. ein Akt starker diplomatischer Missbilligung 
oder auch eine feindselige Kampagne der führenden Medien eines wichtigen 
Landes feststellbar ist, während die Demarche eines fremden Staates allein 
eine solche erhebliche Störung noch nicht darstellen könne.298 
Definiert die Rechtsprechung nun zu § 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG n.F. die erheb-
liche Gefährdung der auswärtigen Beziehungen so, dass die BRD durch die 
in Frage stehende außenwirtschaftliche Handlung in eine Lage gebracht 
werden kann, die es ihr unmöglich macht oder zumindest ernstlich er-
schwert, ihre außenpolitischen Interessen zu Geltung zu bringen oder glaub-
haft zu vertreten und übernimmt sie als Anhaltspunkte für das erschwerte 
Vertreten ihrer Interessen oben genannten Merkmale, so wird sie in der Re-
gel unter eine konkrete Gefährdung subsumieren. 
Wegen dieser Gefahr ist es m.E. nicht – jedenfalls nicht ohne zuvor den Tat-
bestand auszulegen – angebracht, solche Anhaltspunkte zu Hilfe zu nehmen 
und zu würdigen. 
Fest gehalten werden kann an dieser Stelle, dass die Rechtsprechung bislang 
keinen Weg gefunden hat, den objektiven Tatbestand des § 34 Abs. 2 AWG 
hinsichtlich seines Eignungsmerkmals auf einer sicheren Basis auszulegen 
und damit die entsprechenden Anforderungen zu bestimmen. Im Gegenteil 
scheint es mancherorts so, als ob die Gerichte sich an pauschalen, nicht un-
bedingt auf den Einzelfall zugeschnittenen Merkmalen festhalten, um ein 

                                              
296 S.o. Kapitel 3 B. I. 3. 
297 LG Bochum, Urteil vom 21.9.1992 - 12 Kls 35 Js 365/90 -, S. 72 f., n.v. 
298 OLG Hamm, ZfZ 1992, 291, 292. 
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Ergebnis zu begründen, welches ihnen seitens des AA vorgegeben wurde. 
Die damit einhergehende Unsicherheit ist von erheblicher Bedeutung für 
den Adressaten der Strafnorm, da er nicht überblicken kann, durch welches 
Verhalten die Grenze zur Strafbarkeit überschritten ist. 

II. Literatur zum AWG 

In der Literatur zeigt sich, dass nur auf den ersten Blick Einigkeit über die 
Anforderungen besteht, die an die Gefahrgeeignetheit und die damit ver-
bundenen Konsequenzen für die Deliktsnatur gestellt werden. 
Bei näherer Betrachtung wird deutlich, dass zwar die überwiegende Mei-
nung von einem Eignungsdelikt als Untergruppe der abstrakten Gefähr-
dungsdelikte spricht, ohne aber den konkreten Tatbestand näher zu untersu-
chen und auszulegen. 
Teilweise bezieht die Literatur, wenn sie sich überhaupt zu den dogmati-
schen Anforderungen, die an ein Eignungsdelikt zu stellen sind, äußert, ohne 
nähere Begründung entweder für eine abstrakt-gefährliche Tathandlung299 
oder für eine konkrete300 Gefährdung der Trias Stellung. 
Wegen der nach der h.M. vorgenommenen grundsätzlichen Qualifizierung 
der Eignungsdelikte als abstrakte Gefährdungsdelikte wäre aber zumindest 
bei Annahme einer konkreten Gefahr eine Begründung erforderlich. 
Andere Äußerungen beruhen zwar auch auf der Annahme, dass der Tatbe-
stand des § 34 Abs. 2 AWG ein Eignungsdelikt im Sinne eines abstrakten 
Gefährdungsdelikts ist, machen aber – wenn auch vage – Angaben darüber, 
welche Gesichtspunkte bzw. Umstände und aus welcher zeitlichen Sicht die-
se vom Richter bei der „generellen Betrachtung“ zur Beurteilung der ab-
strakten Gefährlichkeit der Tathandlung zu berücksichtigen sind. 
Ausdrücklich ausgeführt werden diese Fragen in rechtlicher Hinsicht zu-
meist nicht. Lediglich indirekt werden die Voraussetzungen im Tatsächli-
chen oder Rechtlichen erörtert, bei deren Vorliegen die Gefahrgeeignetheit 
gegeben sein soll. 

                                              
299 Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3 Rdnr. 18; Harder, in Wabnitz/Janovski, X 9 

Rdnr. 164; John, in Hohmann/ John, § 34 Rn. 166; Fuhrmann, in Erbs/Kohlhaas, § 34 
Rdnr. 15; Hellmann/Beckemper, § 12 Rdnr. 827; Herzog, wistra 2000, 41, 42, „er-
hebliche abstrakte Gefährdungen der (…) genannten Rechtsgüter“. 

300 Dahlhoff, NJW 1991, 208, „konkretes Gefährdungsdelikt mit erleichterter Beweis-
führung“; so wohl auch Lübbig, S. 135, „Nähe zum konkreten Gefährdungdelikt“; zu 
§ 34 Abs. 1 AWG a.F.: Oerter, ZRP 1992, 49, 50. 
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So verlangt beispielsweise Harder, dass die Handlung leicht eine konkrete 
Gefährdung auslösen kann; die potentielle Gefährdung der genannten Rechts-
güter müsse durch objektive Kriterien sicherheits- oder außenpolitischer Art 
belegt werden.301 
Einen anderen Weg beschreitet Bieneck. Zwar spricht auch er von einem ab-
strakt-konkreten Gefährdungsdelikt302 bzw. an anderer Stelle von einem ab-
strakten Gefährdungstatbestand303, will aber das Problem der Gefahrbeurtei-
lung um die Gefährdungsanforderungen in Anlehnung an den polizeirechtli-
chen Gefahrenbegriff lösen. 
Der Außenwirtschaftsverstoß müsse in seiner konkreten Ausgestaltung und 
bei den aktuellen außen- und sicherheitspolitischen Gegebenheiten die Ge-
fährdung bewirken können. Dabei sei eine überwiegende Wahrscheinlichkeit 
(mehr als 50 %), dass die Gefährdung eintreten könnte, zu fordern. Dies 
wiederum sei eine Auslegungs- und damit Rechtsfrage im Rahmen der Sub-
sumtion.304 
Konsequenz dieser Betrachtung ist, dass Bieneck dem Rechtsanwender zur 
Beurteilung der abstrakt gefährlichen Tathandlung eine ex-ante Betrachtung 
des Einzelfalls anbietet. Denn aus dem Vergleich mit dem polizeirechtlichen 
Gefahrenbegriff zur Beurteilung eines zu sanktionierenden Verstoßes ergibt 
sich zwangläufig die Erforderlichkeit der Gefahrprüfung im Einzelfall. Poli-
zeirechtlich nämlich muss sich, um ein Einschreiten bzw. das Ablehnen ei-
ner Genehmigung zu rechtfertigen, aus den spezifischen Umständen des Ge-
schäfts eine konkrete Gefahr auftun können.305 
In Anlehnung dessen fordert auch John306, dass die Handlung leicht eine 
konkrete Gefährdung der Rechtsgüter auslösen kann, was sich dann jeweils 
nur im Einzelfall entscheiden lasse. Eine Gefährdung liege vor, wenn ihre 
Beeinträchtigung ernstlich zu befürchten ist, d.h. mit großer Wahrschein-
                                              
301 Harder, in Wabnitz/Janovski, X 9 Rdnr. 164; John, in Hohmann/John, § 34 Rn. 168. 
302 Bieneck, in Bieneck, § 29, Rdnr. 2; ders, in Müller-Guggenberger/Bieneck § 62, 

Rdnr. 58; ders., wistra 2000, 441, 443. 
303 Bieneck, wistra 1995, 256, 257; ders., AW-Prax 1995, 159, 160; ders., wistra 1994, 

173, 174. 
304 Bieneck, in Bieneck, § 29, Rdnr. 17; sich dem anschließend Weith/Wegner/Ehrlich, 

H. Rdnr. 27; zum öffentlich-rechtlichen Gefahrenbegriff im AWR vgl. v. Bogdandy, 
VerwArchiv 83 (1992), 53, 69 ff, der wegen der hohen Schutzgüter keine allzu hohen 
Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts stellt und eine Ein-
zellfallprüfung für erforderlich hält, die eine konkrete Gefahr, resultierend aus den 
spezifischen Umständen des Geschäfts, aufzeigt. 

305 V. Bogdandy, VerwArch 83 (1992), 53, 70. 
306 John, in Hohmann/John, § 34, Rdnr. 166 f. 
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lichkeit innerhalb absehbarer Zeit einzutreten droht.307 Etwas widersprüch-
lich heißt es dann an anderer Stelle, dass ein hohes Maß an Wahrscheinlich-
keit dieser Gefährdung nicht zu fordern ist, es genüge die hinreichende 
Wahrscheinlichkeit, dass die Gefährdung eintreten könnte.308 

III. Stellungnahme 

Diese Ansätze machen einerseits deutlich, dass nicht jede Tathandlung aus-
reicht, um die „Geeignetheitsschwelle“ des Tatbestandes zu überschreiten. 
Eine solche Feststellung hilft allerdings insofern nicht weiter, als dies gerade 
der Grund dafür ist, dass der Gesetzgeber – wie in § 34 Abs. 1 AWG – Abs. 
2 nicht per se als abstraktes Gefährdungsdelikt normiert, sondern das 
Merkmal der Geeignetheit „zwischengeschaltet“ hat. Aufgabe des Richters 
soll es sein, die in Frage stehende Ausfuhr qualitativ einzuordnen. Die Pro-
bleme und auch der Rückzug der Stimmen in der Literatur und Rechtspre-
chung beginnen erst mit der Auseinandersetzung darüber, welche konkreten 
Anforderungen an die „Geeignetheit“ zu stellen sind. 
Allenfalls gibt der Ansatz Bienecks mittelbar für das Problem Aufschluss, 
welche Umstände und aus welcher zeitlichen Sicht dies zu beurteilen ist. 
Denn verfolgt man konsequent den von ihm vorgeschlagenen Weg der poli-
zeirechtlichen Gefahrbeurteilung, so kommt man zwangsweise zur Einzel-
fallbeurteilung aus der ex-ante Sicht. 
Problematisch an dieser Perspektive ist allerdings, dass es in der deutschen 
Rechtsordnung keinen einheitlichen Gefahrbegriff gibt, der in allen Rechts-
gebieten zur Ausfüllung des Gefahrmerkmals im Gesetz herangezogen wer-
den könnte. Vielmehr ist gerade Gegenteiliges der Fall. Sowohl das Zivil-
recht als auch das Staats- und Verwaltungsrecht als auch das Strafrecht be-
messen den Eintritt einer Gefahr jeweils im konkreten Normzusammen-
hang.309 
Ob Bieneck selbst so weit geht, den polizeirechtlichen Gefahrbegriff voll-
ständig zu übertragen, ist fraglich. In einer anderen Stellungnahme zu dieser 
Frage heißt es nämlich, die Tathandlung müsse nur „nach den objektiven 
Umständen und den außen- und sicherheitspolitischen Zusammenhängen die 
Gefährdung bewirken können.“310 

                                              
307 So auch Fuhrmann, in Erbs/Kohlhaas, § 34, Rdnr. 15. 
308 John, in Hohmann/John, § 34, Rdnr. 167. 
309 Vgl. die Untersuchung von Zieschang, GA 2006, 1 ff. 
310 Bieneck, in Müller-Guggenberger/Bieneck, § 62, Rdnr. 71. 
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Problematisch an der Sichtweise Harders ist, dass die Forderung nach Bele-
gen sicherheits- oder außenpolitischer Art eher für das Vorhandensein einer 
konkreten Gefahr spricht als nur für das Vorliegen einer abstrakten gefähr-
lichen Tathandlung. Wenn es nämlich bereits Kriterien sicherheits- oder au-
ßenpolitischer Art, etwa wegen des Auffindens deutscher Waren in einem 
Krisengebiet und den damit stets einhergehenden Reaktionen anderer Staa-
ten oder der Medien gibt, so liegt der Schluss nahe, dass eine konkrete Ge-
fahr bereits eingetreten ist. Ansonsten würden die in Deutschland hergestell-
ten Güter in der (Welt-) Öffentlichkeit mutmaßlich keine Aufmerksamkeit 
erregen. Eine konkrete Gefahr ist aber von dieser Meinung ausdrücklich 
nicht gefordert.311 Will man trotz dieser Voraussetzung bei der Annahme ei-
nes abstrakten Gefährdungsdelikts bleiben, so könnte der „Nachweis außen- 
oder sicherheitspolitischer Art“ im Zusammenspiel mit einer abstrakt ge-
fährlichen Handlung unter Zugrundelegung einer generellen Kausalität nur 
erbracht werden, wenn beispielsweise das Verhalten eines Staates X stets die 
auswärtigen Beziehungen zu der BRD tangiert, sobald bestimmte Warenlie-
ferungen deutscher Unternehmen an den mit X verfeindeten Staat Y stattfin-
den. 
Fordert man aber mit dieser Ansicht diese relativ hohe Hürde zur Begrün-
dung der abstrakten Gefährlichkeit der Tathandlung, ist dies m.E. verfehlt. 
Sinnvoll ist die Annahme eines abstrakten Gefährdungsdelikts nur dann, 
wenn bei dem zu Grunde liegenden Sachverhalt auf Erfahrungssätze zu-
rückgegriffen werden kann, die die Annahme einer generellen Kausalität 
rechtfertigen. Der Regelfall solcher Sachverhalte ist in denjenigen Gebieten 
zu finden, bei denen sich anhand naturwissenschaftlicher Erkenntnisse leicht 
Erfahrungssätze aufstellen lassen, anhand derer Kausalzusammenhänge 
auch ohne Einzelfalluntersuchung zuverlässig nachvollzogen werden kön-
nen. 
Bei Rechtsgebieten, die durch stets im Wandel begriffene Sachverhalte ge-
prägt sind und daher Erfahrungssätze wie wissenschaftliche Erkenntnisse 
aus der Natur der Sache schon nicht zum Beleg der abstrakten Gefährlich-
keit eines konkreten Verhaltens zur Verfügung stehen, finden diese Grund-
sätze jedoch ihre Grenzen. 
Gerade das Fehlen einer generellen Kausalität in diesem Bereich ist auch der 
Grund dafür, dass alle Ansätze, die an der Einstufung als (rein) abstraktes 
Gefährdungsdelikt festhalten, m.E. so nicht haltbar sind. Dies hat seinen 

                                              
311 Harder, in Wabnitz/Janovski, X 9 Rdnr. 164. 
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Grund in dem zu Grunde liegenden Sachverhalt, der sich eben nicht in feste 
Schemata einfügen lässt. 
Wie gerade gezeigt, tut sich in der Justiz bei Beurteilung entsprechender 
Fälle eine gewisse Hilflosigkeit auf, deren Ursache es weiter zu erforschen 
gilt. 
Es fehlt in diesem Bereich an gesicherten Erkenntnissen darüber, welcher 
Deliktscharakter zu Grunde zu legen ist. Die gesichteten Urteile lassen eine 
Richtschnur anhand derer die Rechtsprechung subsumiert und begründet, 
nicht erkennen. Ausgangspunkt ist zwar in der Regel – wie vom BGH312 
vorgegeben – die Annahme eines abstrakten Gefährdungsdelikts. Die weite-
ren Urteilsbegründungen stützen diese Annahme allerdings zumeist nicht. 
Eine Auseinandersetzung mit der Deliktsnatur des § 34 Abs. 2 AWG ist da-
her im Folgenden unumgänglich.313 

D. Strafverfahren 
In der Verfahrenspraxis eröffnen sich zwei große Problemfelder im Umgang 
mit der Strafnorm, die gewisse Abhängigkeiten von der Exekutive mit sich 
bringen. 

I. Gutachten des BAFA 

Zum einen ist es die Abhängigkeit vom BAFA, die bemängelt wird. Zumin-
dest im Umgang mit der praktisch bedeutsamen Ausfuhrliste zeigt sich das 
Problem ihrer schwierigen Anwendung. Sie ist geprägt von technischen Pa-
rametern, die der Beschreibung der einzelnen Güter dienen. Sowohl der Ju-
stiz als auch der Wirtschaft fällt es nicht immer leicht, die einzelnen Waren 
unter die Positionen der Ausfuhrliste zu subsumieren. Nur daraus lässt sich 
aber ihre Genehmigungsfähigkeit bzw. -pflichtigkeit erkennen. 
Schon ganz zu Beginn des Ermittlungsverfahrens, bereits vor dem ersten 
Zugriff, muss geklärt sein, ob eine solche Genehmigungspflichtigkeit vor-
liegt. Daher wird in der Regel über die technische Qualität der Ware ein 
Sachverständigengutachten beim BAFA als der zuständigen Verwaltungsbe-
hörde eingeholt. Es liegt auf der Hand, dass dies eine gewisse Abhängigkeit 
der Strafverfolgungsbehörden vom Verwaltungshandeln mit sich bringt314 
und Probleme in zeitlicher und finanzieller Hinsicht bereitet. 

                                              
312 BGH, wistra 1999, 304, 305. 
313 Vgl. Kapitel 4 C III. 
314 Hölscher, ZfZ 2000, 152, 154. 
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Liegt nämlich Gefahr im Verzug vor, so kann es im Ermittlungsverfahren 
wegen der Einholung des Gutachtens gegebenenfalls zu unerwünschten Ver-
zögerungen für die jeweilige Ermittlungsbehörde kommen.315 
Eine andere, in der Praxis kritisierte Folge der Abhängigkeit ist, dass nicht 
selten vom BAFA nacheinander unterschiedliche Erklärungen über die Qua-
lität der Ware abgegeben werden oder aber Mitarbeiter des BAFA in der 
Hauptverhandlung eine vom zuvor erstellten Gutachten abweichende An-
sicht äußern.316 
Insgesamt ist zwar zu bestätigen, dass in der Praxis hinsichtlich der techni-
schen Fragen eine gewisse Abhängigkeit von diesem Sachverstand vorliegt. 
Zu berücksichtigen ist jedoch, dass das BAFA nicht die einzige Stelle ist, die 
den erforderlichen technischen Sachverstand innehat, um die Fragen der 
Warenlistenpositionen zu beantworten. Vielmehr ist er durch die Einholung 
anderer technischer Sachverständigengutachten ersetz- und austauschbar. 
Das Konsultieren des BAFA resultiert in der Praxis wohl lediglich aus 
Gründen der Vereinfachung, da die Einholung weiterer externer Gutachten 
eine noch größere finanzielle Belastung nach sich ziehen würde und dem 
BAFA eine gewisse Sachnähe schwerlich abgesprochen werden kann. 
Daher stößt diese „Abhängigkeit“ zumindest unter strafprozessualen Ge-
sichtspunkten auf keine Bedenken. 

II. „Beurteilungen“ des AA 

Die Aufmerksamkeit soll daher in erster Linie nicht auf diejenige Abhängig-
keit gelenkt werden, die sich aus dem technischen Sachverstand ergibt, son-
dern vielmehr auf diejenige, die aus den drei unbestimmten Rechtsbegriffen 
resultiert. Deren Verwendung im Tatbestand bringt nochmals eine Abhän-
gigkeit mit sich und zwar diesmal zumeist vom AA als derjenigen Behörde, 
die Kenntnis des außenpolitischen Tagesgeschäfts und oftmals auch von den 
dazugehörenden (Geheim-) Informationen hat. 
Diese Tatbestandsmerkmale unterscheiden sich in ihrer Handhabung näm-
lich erheblich von den Beschreibungen der gelisteten Waren, weil zu ihrer 
Auslegung eben gerade kein Spezialwissen im Sinne von besonderem Sach-
verstand notwendig ist. Jedenfalls auf den ersten Blick erwecken die Merk-
male den Anschein, als ob unter sie mit jedermann zugänglichem Wissen 
subsumiert werden könnte, handelt es sich doch Ausdrücke des täglichen 
Sprachgebrauchs. 
                                              
315 Bieneck, in Ehlers/Wolffgang, S. 83. 
316 Bieneck, in Ehlers/Wolffgang S. 84; ders., AW-Prax 1999, 81, 83. 
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Jedoch bereitet deren Auslegung und Subsumtion in der Praxis beträchtliche 
Schwierigkeiten. Einerseits deshalb, weil die hierzu entwickelten Definitio-
nen, wie gerade gezeigt, eine eher schwache Hilfe bieten. Zum anderen, weil 
der Normadressat, aber auch die Justiz bezüglich deren Ausfüllung ein er-
hebliches Wissensdefizit um die (internen) Abläufe im außen- und sicher-
heitspolitischen Bereich der BRD haben. 
In den meisten Strafverfahren wird der Richter faktisch vor die Wahl ge-
stellt, entweder der Aussage des AA mangels eigenen tatsächlichen Wissens 
über die derzeitigen außen- und sicherheitspolitischen Gegebenheiten und 
Verwicklungen und mangels alternativer Sachverständiger zu vertrauen oder 
sie mit mehr oder weniger konstruierten und theoretisch gehaltenen Argu-
menten zu verwerfen. 
Die Mitarbeiter des AA werden jedenfalls bei Beurteilung eines bestimmten 
Sachverhalts im Zweifel zu dem Ergebnis kommen, dass die Tathandlung 
zur Gefährdung eines der drei Merkmale geeignet war. Immerhin entspricht 
es sogar ihrer dienstlichen Pflicht, diese drei Rechtsgüter des Außenwirt-
schaftsrechts bestmöglichst zu schützen.317 
1. Beweiserhebung 
Die prozessuale Behandlung dieser Stellungnahmen gestaltet sich unter-
schiedlich. Die Sichtung des mir vorliegenden Materials hat ergeben, dass 
sich große Differenzen in der beweisrechtlichen Einstufung der schriftlichen 
„Stellungnahmen“ des AA einerseits und den in der Hauptverhandlung ge-
hörten Beamten andererseits ergeben. 
Nachfolgend einige Beispiele aus der Praxis: 
So wird der in der Hauptverhandlung gehörte Beamte des AA einmal als 
Sachverständiger gehört318, ein anderes Mal als sachverständiger Zeuge319 
oder schließlich wird er auch nur als Zeuge vernommen.320 
Die beweisrechtliche Qualifizierung der „Beurteilung“ des AA ist ebenfalls 
nicht geklärt. 

                                              
317 Bieneck, AW-Prax 2006, 323, 324. 
318 LG Hildesheim, Urteil vom 7.6. 1996 - 15 Kls 95 Js 29458-91 -, S. 16, CD; LG Mün-

ster, Urteil vom 24.6.1994 - 11 Kls 6 Js 157/91 -, S. 34, n.v. 
319 LG Münster, Urteil vom 24.6.1994 - 11 Kls 6 Js 157/91 -, S. 34, n.v; LG Bochum, 

Urteil vom 21.9.1992 - 12 Kls 35 Js 365/90 -, S. 57, n.v.; Bieneck, AW-Prax 2006, 
323, 324. 

320 LG Augsburg, Urteil vom 19.7.1994 - 1 Kls 501 Js 20894/90 -, S. 121. 
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Teils ist von Gutachten des Auswärtigen Amts321, von Stellungnahmen322, 
von Einschätzungen oder Auskünften323 die Rede. 
Diese „Beurteilung“ wird dann zum Teil in die Hauptverhandlung als Be-
hördengutachten eingeführt und nach § 256 StPO verlesen.324 
Nur vereinzelt findet man in den Urteilen Hinweise darauf, dass das Gericht 
selbst den Versuch unternommen hat, sich über die tatsächliche Seite des 
Exports und die außenpolitischen Hintergründe und Konsequenzen im Wege 
der Amtsermittlung zu informieren. So wurde beispielsweise vom LG Augs-
burg325 in seinem Aufsehen erregenden Urteil326 unter anderem auch eine 
Chronik über den Krieg zwischen Iran und Irak aus der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung vom 20.7.1988 verlesen. 
Dass der Aspekt der mehr oder weniger autonomen Informationsbeschaf-
fung von den Strafgerichten und auch bereits von den Ermittlungsbehörden 
so vernachlässigt wird, ist strafprozessual bedenklich. 
Einerseits deshalb, weil von Sachverständigen des AA, sei es in Form von 
Gutachten, sei es mittels einer mündlichen Vernehmung, nicht gesprochen 
werden kann. Bei sämtlichen Mitarbeitern des AA wird es nämlich an dem 
für den Sachverständigen konstitutiven Merkmal der „besonderen Sachkun-
de“ fehlen. 

                                              
321 Harder, in Wabnitz/Janovski, X 9 Rdnr. 167; Tiedemann, in FS für Spendel, S. 594. 
322 OLG Hamm, ZfZ 1992, 291, 292; LG Bochum, Urteil vom 21.9.1992 - 12 Kls 35 Js 

365/90 -, S. 57, n.v.; Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3, Rdnr. 22; v. Schenck, 
ZaöRV Band 29 (1969), 257, 296. 

 Das AA bezeichnet seine Beurteilung als „Stellungnahme nach § 34 Abs. 2 Ziff. 3 
AWG“, Stellungnahme vom 31.07.1997 an die Staatsanwaltschaft Mannheim, n.v. 

323 LG Bonn, Urteil vom 25.6.1998 - 27 W 9/92 -, S. 13, n.v. 
324 „in der Hauptverhandlung nach § 256 Abs. 1 StPO verlesene Auskunft des auswärti-

gen Amtes“, so das LG Bonn, Urteil vom 25.6. 1998 - 27 W 9/92 -, S. 13, n.v.; „in 
der Hauptverhandlung nach § 256 Abs. 1 Satz 1 StPO verlesenes Behördengutachten 
des Bundesamt für Wirtschaft“, so das LG Augsburg, Urteil vom 19.7.1994 - 1 Kls 
501 Js 20894/90 -, S. 121, n.v. 

325 LG Augsburg, Urteil vom 19.7.1994 - 1 Kls 501 Js 20894/90 -. 
326 Prominente Zeugen über die (widerlegte) Behauptung der Verteidigung, der BND 

selbst habe mit Kenntnis und Billigung der Bundesregierung von 1982 bis 1988 
Nachrichtenelektronik und Waffen in den Irak geliefert, waren der damalige Außen-
minister Kinkel, sein Amtsvorgänger Genscher sowie der ehemalige Chef des Bun-
deskriminalamts Boge. 
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Nach allgemeiner Auffassung ist Sachverständiger, wer aufgrund seiner be-
sonderen Sachkunde dem Gericht bei der Beurteilung der Beweisfrage be-
hilflich ist.327 
Die Vermittlung der Sachkunde geschieht zum einen durch Referierung all-
gemeiner Erkenntnisse des jeweiligen Fachgebiets (sog. Erfahrungssätze), 
zum anderen durch (nur aufgrund der Sachkunde möglicher) Feststellung 
von Befundtatsachen und zum dritten durch Beurteilung der Bedeutung von 
(sachkundig festgestellten) Tatsachen für die Beweisfrage (sog. Schlussfol-
gerungen).328 
Es stellt sich zwangsläufig die Frage, auf welche „besondere Sachkunde“ 
sich das AA beruft. 
Es liegt auf der Hand, dass die zuständigen Mitarbeiter über die internen, 
auch diplomatischen Vorgänge Bescheid wissen; oftmals werden sie auch 
zumindest andeutungsweise Kenntnis von Zusammenhängen haben, die auf 
nachrichtendienstliche Ermittlungen zurückzuführen sind und der Geheim-
haltung unterliegen. 
Jedoch rechtfertigt dies noch nicht, ihnen „besondere Sachkunde“ im Sinne 
eines Sachverständigen nach der StPO zuzubilligen. 
Es sind zwar Tatsachen, über die berichtet werden. Allein deshalb wäre der 
Sachverständigenbeweis noch nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Jedoch 
handelt es sich nicht um solche Tatsachen, die ausschließlich aufgrund einer 
besonderen Sachkunde festgestellt werden können. 
Der ausschlaggebende Punkt dafür, weshalb die Mitarbeiter des AA in das 
Strafverfahren miteinbezogen werden, ist vielmehr, dass sie einen Wissens-
vorsprung über sicherheitsrelevante Vorgänge vor dem Richter haben. Allein 
dieser Wissensvorsprung erlaubt es meiner Ansicht nach aber noch nicht, sie 
als sachkundig im Sinne der StPO zu qualifizieren. Deshalb ist jede Einfüh-
rung des AA in den Strafprozess, der aufgrund „besonderer Sachkunde“ 
vorgenommen wird, so nicht haltbar. Vielmehr ist das relevante Wissen beim 
AA als der zumindest politisch zuständigen Behörde gebündelt, so dass es 
gerade diese Komplexität an gebündeltem Wissen ist, die den Rückzug auf 
das AA so attraktiv macht. Andernfalls müsste man sich als Richter oder 
Ermittlungsbehörde die mitunter vergebliche Mühe machen, Personen mit 
zumindest punktuell qualitativ gleichwertigem Wissen zu finden und diese 
dann jeweils zu speziellen Fragen hören. 

                                              
327 Vgl. nur Beulke, Rdnr. 198. 
328 Eisenberg, Rdnr. 1501; Gössel, DRiZ 1980, 363, f. 
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Aus der gesetzlichen Ordnung des Ermittlungs- und Strafverfahrens ergeben 
sich darüber hinaus auch diejenigen Grenzen, an die die Ermittlungsbehör-
den gebunden sind, allen voran das Legalitätsprinzip.329 Es findet seine 
Schranken dort, wo die Hinzuziehung von Sachverständigen über das ge-
setzlich vorgesehene Maß hinausgeht und die Ermittlungsarbeit aus der 
Hand gegeben wird.330 
Gleiches gilt auch für den Strafrichter. Seine Aufgabe im Strafprozess ist es, 
diejenigen Tatsachen, die durch die Ermittlungen gewonnen worden sind, 
unter die einzelnen Straftatbestände zu subsumieren. Daher verbietet es sich 
auch aus diesem Gesichtspunkt, die Wissensbeschaffung allein dem AA zu 
überlassen. 
Soweit die Mitarbeiter des AA in der Hauptverhandlung gehört werden, ge-
schieht dies einmal als sachverständige Zeugen im Sinne des § 85 StPO, 
oder aber – statt der Verlesung der „Beurteilung“ nach § 256 StPO – durch 
Vernehmung in der Funktion des Behördenmitarbeiters. 
Was die Vernehmung als sachverständige Zeugen betrifft, so besteht durch-
aus die Möglichkeit, dass ein Mitarbeiter des AA tatsächlich im entspre-
chenden Staat vor Ort war und daher sich seine Aussage in der Hauptver-
handlung auf diejenigen von ihm selbst wahrgenommenen Tatsachen be-
zieht, die die auswärtigen Beziehungen im konkreten Fall tangieren. Was die 
auch bei dieser Qualifizierung erforderliche Sachkunde des Zeugen betrifft, 
gelten die gleichen Bedenken wie schon beim Sachverständigen angeführt. 
Auch der Zeuge, der vor Ort Wahrnehmungen über sicherheits- oder außen-
politische Konflikte, sei es auf diplomatischer, sei es auf nachrichtendienst-
licher oder auch „nur“ auf allgemein politischer Ebene gemacht hat, besitzt 
keine besondere Sachkunde im Vergleich zum „normalen“ Zeugen. Seine 
Besonderheit besteht lediglich darin, dass es ihm aufgrund seiner (berufli-
chen) Stellung möglich war, Vorgänge wahrzunehmen, die nicht für jeder-
mann leicht einsehbar sind. 
Diese Überlegungen geben zu erkennen, dass unklar ist, welche korrekten 
Beweismittel zur Frage der „erheblichen Gefährdung der auswärtigen Be-
ziehungen“ zur Verfügung stehen. 
Auch hier fällt die Einordnung einerseits deshalb schwer, weil unbeobachtet 
eine Vermischung von Tatbestandsmerkmalen stattgefunden hat. 

                                              
329 Danach hat die Staatsanwaltschaft ihr Handeln so einzurichten, dass beim Bürger 

kein Verdacht entstehen kann, sie habe gegen das Gebot der Unparteilichkeit ver-
stoßen. 

330 Vgl. ähnlich LG Kiel, NJW 2006, 3224 f. 
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Eine Analyse der strafprozessual korrekten Beweismittel würde allerdings 
nicht zu dem gewünschten Ergebnis führen. Ziel sollte zugunsten des 
Rechtsanwenders des § 34 Abs. 2 AWG sein, die Handhabbarkeit des Tatbe-
standes zu erleichtern, indem ihm Vorgaben geliefert werden, die ihn, zu-
mindest teilweise unabhängiger von der Bundesregierung machen. 
Gleichgültig, wie man die schriftlichen oder mündlichen „Beurteilungen“ 
des AA strafprozessual qualifiziert, kommt man damit der Unabhängigkeit 
nicht näher, sondern klärt lediglich eine formale, für die Praxis eher uninter-
essante Frage. 
2. Abhängigkeit von der Exekutive 
Die soeben dargestellten Ungereimtheiten im Verfahren haben faktisch eine 
Abhängigkeit des Strafrichters verbunden mit einer gewissen Ohnmacht zu 
Folge. Denn schenkt er den in der dargelegten Form nicht nachprüfbaren 
Bekundungen des AA Glauben und nimmt die erhebliche Gefährdung der 
auswärtigen Beziehungen an, so ist seine Aufgabe als Richter in der Regel 
auf eine „Notarsfunktion“ beschränkt. 
Teilweise hat diese Ohnmacht, den Ausführungen des AA nichts entgegen 
setzen zu können, aber auch dazu geführt, dass die Richter Einfallstore in 
dem Tatbestand gefunden haben, mit deren Hilfe sie im Ergebnis dann doch 
zur Ablehnung des objektiven Tatbestands gelangten. 
Solche Einfallstore waren bereits in der Entscheidung des BVerfG331, wenn 
auch zu § 34 AWG a.F. als Erfolgsdelikt, angelegt. Dort heißt es nämlich: 

„… Denn dieser Umstand ist eine Frage der Nachweisbarkeit des Vorsat-
zes. War eine außenpolitische Veränderung nicht absehbar, wird es dem 
Betroffenen regelmäßig nicht vorgeworfen werden können, dass er den 
Eintritt einer Störung wissentlich und willentlich verursacht hat. 
… Im übrigen wird die Strafbarkeit auch hier dadurch eingegrenzt, dass 
ein ursächlicher Zusammenhang zwischen Tathandlung und Taterfolg 
nachgewiesen sein muss. Der Nachweis eines Ursachenzusammenhangs 
wird aber desto schwieriger sein, je mehr Zeit zwischen der ungenehmig-
ten Ausfuhr von Waren und der Störung der auswärtigen Beziehungen 
verstrichen ist.“ 

a) Kausalität 
Nach diesen Vorgaben konnte das Merkmal der Kausalität in der alten Tat-
bestandsfassung gerade ein Korrektiv dafür sein, dass ein enger zeitlicher 

                                              
331 BVerfG, NJW 1993, 1909, 1910 f. 
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Zusammenhang zwischen Tatzeitraum und Taterfolg nicht zu fordern ist, je-
doch aber der Ursachenzusammenhang zwischen Tathandlung und Taterfolg 
ohne Lockerung nachgewiesen sein muss.332 Mit dieser Argumentation lehn-
ten sodann auch einige der LGs die Strafbarkeit trotz entgegenstehender 
Aussagen des AA ab. 
Das LG Hamburg meinte, die Strafbarkeit nach § 34 Abs. 1 AWG a.F. werde 
in allen drei Varianten dadurch eingegrenzt, dass für jeden Einzelfall ein ur-
sächlicher Zusammenhang zwischen der Tathandlung einerseits, also der 
ungenehmigten Ausfuhr von genehmigungspflichtigen Waren, und dem Tat-
erfolg andererseits, also hier dem Eintritt einer erheblichen Störung der 
auswärtigen Beziehungen der BRD, nachgewiesen sein müsse.333 
In ähnlicher Weise argumentierte auch das LG Bonn.334 
Trotz bejahender Stellungnahme des AA seien weder das Merkmal der Stö-
rung der auswärtigen Beziehungen noch das des Völkerfriedens kausal auf 
diese spezielle, in Frage stehende Ausfuhrhandlung der Angeklagten zu-
rückzuführen. 
Nach der neuen Gesetzeslage kann freilich nur noch im Rahmen des § 34 
Abs. 6 Nr. 1 AWG in dieser Weise argumentiert werden. Nach der neuen 
Tatbestandsfassung, also dem Eignungsdelikt, hat sich das Problem um die 
Kausalität im Sinne der conditio sine qua non erledigt. Es bleibt allenfalls 
die Frage offen, ob es sich im Rahmen der jetzt zu prüfenden generellen 
Kausalität widerspiegelt. Dann aber müssten die der generellen Kausalität 
zu Grunde liegenden Grundsätze teleologisch reduziert werden. Im Ergebnis 
dürfte eine solche Reduktion bereits aus der Systematik nicht haltbar und 
zudem nicht notwendig sein, wie unten bei den Untersuchungen der De-
liktsnatur zu zeigen sein wird.335 
b) Vorsatz 
Ein weiteres, vom BVerfG angesprochenes Einfallstor, das trotz der Umge-
staltung zum Gefährdungsdelikt noch existiert, ist der Nachweis des Vorsat-
zes. Nachgewiesen werden muss dem Täter, dass er die außenpolitische Ver-
änderung oder die militärische Auseinandersetzung wissentlich und willent-
lich durch seine Tathandlung herbeigeführt hat. 

                                              
332 BVerfG, NJW 1993, 1909, 1911. 
333 LG Hamburg, Beschuss vom 20.3.1997 - 615 Kls 4/ 95 -, zitiert aus: Holthausen/ 

Hucko, NStZ 1998, 225, 231. 
334 LG Bonn, Urteil vom 25.6.1998 - 27 W 9/92 -, S. 13 f., n.v. 
335 Vgl. Kapitel 4 C. 
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Beim Gefährdungsdelikt muss dem Angeklagten nunmehr entweder nach-
gewiesen werden, dass er Vorsatz hinsichtlich seiner gefährlichen Handlung 
hatte oder aber wissentlich und willentlich die durch seine Handlung ausge-
löste konkrete Gefährdung zumindest billigend in Kauf genommen hat. 
Soweit mir ersichtlich, hat jedoch bislang kein Gericht eine Strafbarkeit 
mangels Vorsatzes der Angeklagten verneint. Vielmehr beschränken sich die 
tatsächlichen und rechtlichen Ausführungen zum subjektiven Tatbestand 
oftmals auf reine Feststellungen. Eine dezidierte Auseinandersetzung mit 
den Anforderungen unterbleibt beziehungsweise beschränkt sich auf flos-
kelhafte allgemeine Begründungen. 
So finden sich Ausführungen, die lediglich festzustellen, dass ungenehmigte 
Ausfuhren nuklearrelevanten Materials nach Pakistan geeignet waren, die 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland erheblich zu ge-
fährden, weil hierdurch die Wirksamkeit der Ausfuhrkontrollen und damit 
die Glaubwürdigkeit der die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaf-
fen verfolgenden Politik der Bundesrepublik Deutschland, die im Gegensatz 
zu Pakistan zu den Mitunterzeichnern des Nuklearen Nichtverbreitungsver-
tages (= Atomwaffensperrvertrag) gehört, in Frage gestellt werden könnte.336 
Nicht ungewöhnlich sind auch Äußerungen in Entscheidungen, die die sub-
jektive Tatseite lediglich unterstellen. So sind im Urteil des LG Würzburg 
gleich an zwei Stellen folgende Feststellungen zu finden: „In dem Wissen, 
dass die erforderliche Ausfuhrgenehmigung nicht erteilt worden war, lieferte 
der Angeklagte, um der inzwischen schlechten wirtschaftlichen Lage seines 
Unternehmens abzuhelfen, schließlich am 22.05.1995 an die Firma „Defen-
ce Industries Organisation“ (nachfolgend: DIO) mit Sitz in Düsseldorf, eine 
Beschaffungsorganisation des iranischen Verteidigungsministeriums, Guss-
formen für Turbinenschaufeln und für Keramikelemente sowie gegossene 
Keramikkerne und Probeschaufeln. Die Waren wurden, wie der Angeklagte 
ebenfalls wusste, unter Umgehung des offiziellen Ausfuhrweges in den Iran 
verbracht. Die aus den gelieferten Teilen herstellbaren Turbinen waren, wie 
den Angeklagten bewusst war, für den Einsatz in Militärflugzeugen des Iran 
bestimmt.“337 
Diese Ausführungen zeigen, dass eine Beschäftigung mit den Anforderun-
gen des subjektiven Tatbestandes, insbesondere mit der Frage, ob und in 

                                              
336 LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 13.3.1997 - 12 Kls 152 Js 439/93 -, S. 3; ähnlich 

auch LG Hildesheim, Urteil vom 8.7.1996 - 15 Kls 95 Js 29458/91 -, S. 15. 
337 LG Würzburg, Urteil vom 5.4.2001 - 5 Kls 156 Js 750/98 -, S. 3. 
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welcher Weise der Angeklagte auch hinsichtlich der Trias vorsätzlich ge-
handelt haben muss, nicht stattfindet. 
c) Erheblichkeit 
Das Merkmal der „Erheblichkeit“ betrifft das Gewicht des Verstoßes und 
bietet sich als Einfallstor zur Ablehnung des objektiven Tatbestandes an. Es 
eröffnet nämlich dem Richter die Möglichkeit, trotz positiver Stellungnahme 
des AA über die Eignung zur Gefährdung der auswärtigen Beziehungen das 
Gewicht der Gefährdung als unerheblich einzustufen. 
Allerdings benötigt es auch in diesem Fall Argumente, die gegen die Beur-
teilung des AA sprechen. 
Mir ist aus der Praxis kein Fall bekannt, bei dem eine Verurteilung an der 
Erheblichkeit der durch die Ausfuhr hervorgerufenen Gefährdung geschei-
tert wäre. Dies mag daran liegen, dass die „Beurteilungen“ des AA in der 
Regel zur „erheblichen Gefährdung“ abgefasst sind. Einen qualitativen Un-
terschied zwischen der Gefährdung der Rechtsgüter auf der einen Seite und 
deren erheblichen Gefährdung andererseits wird nicht gemacht. 

III. Stellungnahme 

In der strafprozessualen Behandlung des Tatbestandes spiegeln sich sämtli-
che aufgezeigten Probleme des materiellen Rechts wieder. Die Auslegungs-
defizite auf der einen Seite und die Wissensdefizite auf der anderen birgen 
die Gefahr einer vorschnellen Resignation des Richters und auch der Ermitt-
lungsbehörden in sich. 
Beide verlassen sich (zu sehr) auf die vermeintlich sachkundige Seite und 
geben dadurch mehr oder weniger freiwillig die Verantwortung bei der Aus-
füllung des Tatbestandes ab. Durch die im tatsächlichen Bereich vom Rich-
ter meist nicht nachvollziehbaren oder nicht widerlegbaren Äußerungen im 
Rahmen der vom BAFA und insbesondere vom AA abgegebenen „Beurtei-
lungen“, versetzt sich der Tatrichter selbst in eine Art „Notarsfunktion“. Er 
hat in der Regel faktisch nur die Möglichkeit, der in der „Stellungnahme“ 
vertretenen Ansicht zu folgen. Sein Wissen in tatsächlicher Hinsicht reicht 
unter Umständen nicht einmal aus, die abgegebene „Stellungnahme“ zu ana-
lysieren und gegebenenfalls vertretbar zu widerlegen. 
Meiner Ansicht nach gibt es Alternativen das Strafverfahren unter Zugrun-
delegung des materiell-rechtlich aufgearbeiteten Tatbestandes mit den her-
kömmlichen prozessualen Mitteln alternativ zu gestalten. Zunächst müsste 
allerdings geklärt sein, welcher Tatsachenkenntnis es konkret zur Subsum-
tion bedarf. Dies wiederum lässt sich nur dann im Einzellfall bestimmen, 
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wenn zuvor der zeitliche Rahmen der Beurteilung, die Qualität des vom Tat-
bestand sanktionierten Unrechts sowie das Schutzgut der Strafnorm festste-
hen. Ohne eine präzise Benennung dieser Eckpunkte und damit ohne Hand-
werkszeug des Rechtsanwenders wird der Übernahme pauschaler Aussagen, 
die sich einer jeden Nachprüfung entziehen, Vorschub geleistet. 
Im Folgenden Kapitel werden diese für den Tatbestand essentiellen Eck-
punkte hergearbeitet. 
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Kapitel 4: 
Lösungsvorschläge 

Um zu einem stimmigen Gesamtkonzept bei der Handhabung des § 34 
AWG und insbesondere dessen Abs. 2 zu gelangen, hat zunächst die Klä-
rung des Schutzguts Priorität. Besondere Bedeutung kommt dabei der Frage 
zu, ob das Schutzgut der Strafvorschrift inhaltsgleich ist mit den in § 34 
Abs. 2 AWG verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffen, oder ob zu dessen 
Auslegung ein anderer, vielleicht sogar von den unbestimmten Rechtsbegrif-
fen unabhängiger Ansatz zu finden ist. 
Sind die Fragen nach dem Schutzgut samt der Auslegung der unbestimmten 
Rechtsbegriffe beantwortet, so hat man zwar – abgesehen von der Tathand-
lung – die Tatbestandsmerkmale des § 34 Abs. 2 inhaltlich eingegrenzt. 
Nicht geklärt ist damit jedoch, ob die Auslegung des § 34 Abs. 2 AWG er-
gibt, dass dieser Tatbestand eine konkrete Gefahr der Trias verlangt, oder ob 
es bei der herkömmlichen Beurteilung der Eignungsdelikte bleibt und vom 
Richter nur unter Zugrundelegung einer generellen Betrachtungsweise beur-
teilt werden muss, ob die Tathandlung abstrakt gefährlich war. 
Nicht zuletzt bleibt dann festzustellen, wie dieser Tatbestand im Verfahren 
zu behandeln ist, über was konkret Beweis erhoben darf bzw. muss. 

A. Rechtsgut 
Auffallend ist, dass die Frage nach dem konkreten Rechtsgut der Strafnorm 
des § 34 AWG in den einzelnen Auseinandersetzungen oftmals übergangen 
wird. Vielmehr kann mancherorts, teilweise auch nur aus dem Zusammen-
hang, entnommen werden, dass die im Wortlaut des § 34 Abs. 2 AWG und 
auch – leicht verändert – in § 7 Abs. 1 AWG verwendete Trias eben gerade 
das Schutzgut der Strafnorm sein soll.338 Diese Annahme ist wohl in den 
meisten Fällen auf die Überlegung gestützt, dass es sich bei diesen Rechts-
gütern immerhin um die Kernrechtsgüter des gesamten Außenwirtschafts-
rechts handelt, denen besondere Bedeutung gerade auch im Hinblick auf das 
strafrechtliche Schutzgut zukommt. 

                                              
338 V. Burchard, S. 141; Ogiermann, in Achenbach/Ransiek, IV 3, Rdnr. 18; Tiedemann, 

BT § 3 Rdnr. 66; Dahlhoff, NJW 1991, 208; Trouet, in FS für Krause, S. 414. 
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Anders wird dann, wenn auch seltener, formuliert, dass das Rechtsgut des 
§ 34 AWG der staatliche Exportgenehmigungsvorbehalt zum Schutze der 
Trias sein soll.339 
Einige Autoren weisen noch zusätzlich auf den „Schutz des Allgemein-
wohls“ hin340, ohne allerdings dann im Weiteren das Verhältnis zwischen 
dem Schutzgut „Allgemeinwohl“ und der „Trias“ klar zu stellen. Soweit mir 
ersichtlich, vertritt keine Auffassung die Meinung, das Schutzgut beschrän-
ke sich auf das Allgemeinwohl. 
Eine solche Annahme würde auch dem Sinn des strafrechtlichen Schutzguts 
nicht gerecht. Der Rückzug auf die pauschale Aussage, § 34 AWG bezwecke 
den Schutz des Allgemeinwohls, würde weder dem Rechtsanwender bezie-
hungsweise dem Rechtsunterworfenen helfen, die einzelnen Tatbestände 
fassbarer zu machen noch würde es leicht, in einem so definierten Schutz-
gut, den mit der Sanktionierung verbundenen Gedanken zu finden. Natürlich 
dient § 34 AWG in letzter Konsequenz auch dem Schutz jedes einzelnen im 
Kollektiv, also dem Gemeinwohl, indem einerseits wirtschaftliche Belange 
wie die konkret betroffene Außenhandelsfreiheit andererseits aber auch die 
Durchsetzbarkeit politischer Interessen geschützt sind. Jedoch liegt der 
Schutz des Gemeinwohls jedem Straftatbestand zu Grunde und es ist keiner 
Seite gedient, sich mit dieser vagen Schutzgutdefinition zufrieden zu geben, 
die den Straftatbestand nicht zu begrenzen vermag. 
Die Bestimmung des Schutzguts aber kann einen Beitrag dazu leiste, den 
Straftatbestand des § 34 AWG und insbesondere dessen Abs. 2 sowohl in 
dogmatischer Hinsicht, etwa bei Auslegung des Tatbestandes im Hinblick 
auf die vorausgesetzte abstrakt gefährliche Tathandlung bzw. dem konkreten 
Gefahrenerfolg, zu entmystifizieren als auch als Konsequenz davon die 
praktische Handhabung im Strafverfahren zu erleichtern, indem transparent 
wird, über was genau Beweis zu erheben ist. 

I. Genehmigungsvorbehalt zum Schutz der Trias 

Untersucht man zunächst die Auffassung des OLG München341, die das 
Schutzgut des § 34 AWG in der Einhaltung der staatlichen Exportkontroll-
vorschriften sieht, so ist auf den ersten Blick unabhängig von der Trias Ver-
waltungsunrecht geschützt. 

                                              
339 OLG München, NStZ 1993, 243. 
340 Bieneck, in Bieneck, § 23, Rdnr. 1; Fuhrmann, in Erbs/Kohlhaas, § 34 Rdnr. 4. 
341 OLG München, NStZ 1993, 243. 
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Verwaltungsunrecht ist dann grundsätzlich als taugliches strafrechtliches 
Schutzgut anerkannt, wenn es sich nicht nur um Verstöße gegen bloßes Ver-
waltungsunrecht handelt, sondern der Verwaltung in der speziellen Rege-
lungsmaterie durch Verwaltungsgesetz weitergehende Befugnisse einge-
räumt sind. Dann nämlich, wenn das Tatunrecht durch gesetzlich präzisierte 
Entscheidungs- und Kontrollbefugnisse maßgeblich mitbestimmt ist, kommt 
der Einhaltung des Verwaltungsverfahrens für die Bestimmung des sanktio-
nierten Unrechts und damit auch des Rechtsgutes eine besondere Bedeutung 
zu.342 
Im Gegensatz dazu unterliegt die Einstufung eines Rechtsguts als zum 
Schutz von bloßem Verwaltungsungehorsam Bedenken. 
Die Legitimität derjenigen Tatbestände, die Verwaltungsungehorsam bestra-
fen, ist nach wie vor im Nebenstrafrecht, insbesondere im Hinblick auf die 
ultima ratio-Funktion des Strafrechts, in der Diskussion. 
Wohlers unterscheidet dabei in seiner Untersuchung zu den abstrakten Ge-
fährdungsdelikten verschiedene Konstellationen: 
Ausgangspunkt seiner Überlegungen ist, dass es einer Rechtfertigung be-
darf, will man bloßen Verwaltungsungehorsam allein um seiner selbst willen 
strafrechtlich absichern. 
Dann bedürfe es nämlich einen über den rein formellen Genehmigungsver-
stoß hinausgehenden materiellen Unwertgehalt.343 
Vorhanden sei dieser stets bei Verhaltensweisen, die nach den vorrangigen 
Wertungen der Primärrechtsordnung kein Bestandteil der grundrechtlich ge-
schützten Freiheitssphäre des Einzelnen sind. Derartige Verhaltensweisen 
könnten allenfalls dann als erlaubt angesehen werden, wenn die Verwaltung, 
der insoweit vom Gesetzgeber die Befugnis erteilt worden ist, die der grund-
rechtlich geschützten Handlungsfreiheit entzogene Verhaltensweise im Ein-
zelfall und ausgerichtet an den vom Gesetzgeber vorgegebenen Abwä-
gungskriterien zu gestatten, eine entsprechende Genehmigung auch tatsäch-
lich erteilt hat. 

                                              
342 Vgl. hierzu insbesondere die Diskussion im Umweltstrafrecht OLG Braunschweig, 

NStZ-RR 1998, 175, 177; Alt, in MüKo, § 327 Rdnr. 1; Cramer/Heine, in Sch/Sch, 
Vor. §§ 324 Rdnr. 8, § 327 Rdnr. 1; Ransiek, in NK § 327 Rdnr. 2; Steindorf, in LK, 
§ 327 Rdnr. 1; Rengier, NJW 1990, 2506, 2509; Kindhäuser, in FS für Helmrich, 
S. 983. 

343 Wohlers, S. 316 ff. 
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Ein Beispiel hierfür bildet das KWKG, das mit repressiven Verboten mit Er-
laubnisvorbehalt ausgestaltet ist. 
Eine solche Konstellation trifft auf das Außenwirtschaftsrecht jedoch gerade 
nicht zu. Wie oben344 dargelegt, ist schon nach § 1 AWG der Außenhandel 
grundsätzlich frei und auch durch Art. 14 Abs. 1, 12 Abs. 1, 11 Abs. 1, 
9 Abs. 1 und 2 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich garantiert. Daher handelt es 
sich bei den Genehmigungserfordernissen im Bereich des Außenwirtschafts-
rechts um präventive Verbote mit Erlaubnisvorbehalt. 
Nicht ganz eindeutig hinsichtlich der Rechtfertigung der Sanktionierung zu 
beurteilen sind demgegenüber aber gerade diese präventiven Verbote. Das 
sind solche Verhaltensweisen, die zwar einerseits als Teil der grundrechtlich 
geschützten Freiheitssphäre des Einzelnen anzusehen sind, die andererseits 
aber dennoch einem präventiven Erlaubnisvorbehalt unterliegen. 
Einer Ansicht nach ist die Pönalisierung mit Kriminalstrafe in diesen Fällen 
dann gerechtfertigt, wenn nur über das Verwaltungsverfahren die für die 
künftige Gefahrlosigkeit im Umgang mit Gütern notwendigen Erkenntnisse 
gewonnen werden können, wenn also erst die Prüfung durch die Verwaltung 
einen Vertrauenstatbestand schafft, der das Eingehen des Risikos als hin-
nehmbar erscheinen lässt.345 
Legitim sei die Pönalisierung des Verwaltungsungehorsams dann, „wenn 
durch die verwaltungsrechtliche Gefahrenkontrolle elementaren Ängsten 
begegnet werden soll.“346 
Gegen diese Begründung der Zulässigkeit der strafrechtlichen Sanktionie-
rung von bloßem Verwaltungsunrecht richtet sich eine andere Meinung. 
Danach sei das bloße Abstellen auf subjektive Sicherheitsbedürfnisse kein 
hinreichend klares Abgrenzungskriterium.347 Ein materieller Unwertgehalt 
komme einem Verstoß gegen den Erlaubnisvorbehalt nur dann zu, wenn die 
entsprechenden Verhaltensweisen überhaupt erst nach vorgängiger behördli-
cher Kontrolle als noch bzw. schon tolerabel erscheinende Gefahrenquellen 
anerkannt werden können.348 Demgegenüber fehle es an einem materiellen 
Unwertgehalt, wenn der Genehmigungsvorbehalt allein anderen Zwecken 

                                              
344 S.o. Kapitel 1 C. I. 
345 Kindhäuser, S. 325;Tiedemann/Kindhäuser, NStZ 1988, 337, 343. 
346 Tiedemann/Kindhäuser, NStZ 1988, 337, 343. 
347 Frisch, S. 109, Fußn. 319; Wohlers, S. 317. 
348 Frisch, S. 109; Wohlers, S. 317. 
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dient, wie insbesondere der Erleichterung der behördlichen Aufgabenerfül-
lung.349 
Ohne eine Entscheidung darüber treffen zu müssen, wessen Begründungsan-
satz zutreffend ist, kann für das AWG bzw. die AWV gesagt werden, dass 
bei einem Verstoß gegen das Verwaltungsunrecht in jedem Fall ein darüber 
hinausgehender materieller Unrechtsgehalt vorliegt. 
Denn folgt man der ersten Begründung, so schafft das BAFA als zuständige 
Genehmigungsbehörde einen Vertrauenstatbestand durch (sachverständige) 
Prüfung der bei ihr eingereichten Genehmigungsanträge, Anfragen auf 
Grund der catch-all Klauseln etc. hinsichtlich der qualifizierten staatlichen 
Kontrollinteressen. Das BAFA ist nämlich zu diesem Zeitpunkt des Verfah-
rens die einzige Behörde, die sowohl technisch als auch, unterstützt durch 
das AA, politisch beurteilen kann, ob die konkrete Ware genehmigungsfähig 
bzw. -pflichtig ist. Insofern kommt dem BAFA die gewichtige Position zu, 
Informationen zu bündeln und zu verwalten. 
Aber auch nach der zweiten Begründung liegt der als notwendig verlangte 
materielle Unrechtsgehalt vor. 
Wiederum ist es nur das BAFA, das die mit der konkreten Aus- oder Einfuhr 
in ein bestimmtes Land verbundenen Gefahren relativ zuverlässig abschät-
zen kann. Es kann in diesem Zusammenhang nicht die Rede davon sein, 
dass die Genehmigung lediglich der Erleichterung der behördlichen Aufga-
benerfüllung dient. Sie ist vielmehr die einzige Möglichkeit für den Staat, 
eine Exportkontrolle zum Schutz der Kernrechtsgüter vornehmen zu kön-
nen. Das wiederum bedeutet, dass die ultima ratio Funktion des Strafrechts 
in diesem Bereich durch die staatliche Intervention auf der Genehmigungs-
ebene abgesichert ist. Dies wird auch bestätigt dadurch, dass sich der Ge-
setzgeber veranlasst sah, § 34 Abs. 8 AWG einzuführen, wodurch er die er-
schlichene Genehmigung bzw. die aus sonstigen Gründen unter vorsätzli-
cher Umgehung der Genehmigungsvoraussetzungen erwirkte Genehmigung 
einem Verhalten ohne Genehmigung gleichgestellt hat. Dadurch wird einmal 
mehr deutlich, wie wichtig das Verwaltungsverfahren und die darin erge-
henden Entscheidungen des BAFA für die Konzeption des Außenwirt-
schaftsrechts sind. Denn in diesem speziellen Punkt hat sich der Gesetzgeber 
des Straftatbestandes gerade ausdrücklich von den Vorgaben des Verwal-
tungsrechts gelöst, in dem er den Konflikt zwischen den §§ 43 Abs. 2, 
48 Abs. 3 Satz 2 iVm Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 VwVfG und der Verwaltungsakts-
akzessorietät in diesem Bereich einer eigenständigen Regelung zugeführt 

                                              
349 Wohlers, S. 317. 
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hat.350 Damit aber ist über den eigentlichen Regelungsgehalt hinaus klarge-
stellt, dass die materielle Prüfung des Genehmigungsantrags durch das BA-
FA im Vorfeld eine derart gewichtige Position einnimmt, die sogar die 
Durchbrechung des formellen Verwaltungsverfahrens bei Vorliegen der ge-
setzlichen Merkmale des § 34 Abs. 8 AWG rechtfertigt. 
Berücksichtigt man dabei auch eine Eigenart des Außenwirtschaftsrechts, 
Genehmigungstatbestände über catch-all Klauseln zu schaffen, so wird 
ebenfalls deutlich, dass die Erteilung der entsprechenden Genehmigung so-
wohl einen Vertrauenstatbestand schafft als auch das BAFA als Genehmi-
gungsbehörde einzig die Gefahren abschätzen und schließlich beurteilenden 
kann. Ansonsten verlöre die Idee der catch-all Klauseln jeglichen Sinn, bei 
denen Verantwortung und Mitwirkungspflichten auch auf den Unternehmer 
übertragen sind. 
Zwar kann das aus den catch-all Kauseln resultierende Argument genauso 
gut zur Begründung des Unrechtsgehalt der Ordnungswidrigkeiten des § 33 
Abs. 4 AWG i.V.m. der jeweiligen Verordnung, die die Genehmigungstatbe-
stände normiert, herangezogen werden. 
Einem solchen Einwand ist entgegenzuhalten, dass es gerade dem Wesen 
der unechten Mischtatbestände entspricht, eine Überschneidung von Ord-
nungswidrigkeit und Straftat zu normieren. Dabei obliegt es allein dem Ge-
setzgeber, für Verfolgungsbehörden und Gerichte verbindlich die abstrakte 
Bewertung des Straftatbestandes festzulegen. Dies gilt selbst dann, wenn die 
Tat ihrem materiellen Unrechtsgehalt nach eine andere Bewertung verdien-
te.351 
Allein deshalb, weil es hinsichtlich des Verwaltungsunrechts zu einer Über-
schneidung von Ordnungswidrigkeit und Straftat kommt, kann also nicht der 
Schluss gezogen werden, dies wirke sich auch auf den materiellen Un-
rechtsgehalt aus, der neben dem Verwaltungsunrecht sanktioniert werden 
soll und stünde der Erhebung des Verwaltungsverstoßes zum strafrechtli-
chen Schutzgut im Wege. 
Auch wenn dem Grunde nach somit qualifizierte staatliche Kontrollinteres-
sen als Schutzgut anerkannt werden, bleibt ungeklärt, ob und in welcher 
Weise die in der Trias verankerten Kernrechtsgüter eine Rolle spielen. Un-
befriedigend ist nämlich, dass bei Erhebung des Verwaltungsunrechts zum 
Schutzgut die Trias völlig außer Acht bleibt. 
                                              
350 Vgl. hierzu Wimmer, JZ 1993, 67 ff.; Steindorf in FS für Salger 167, 182 f.; Paeffgen 

in FS für Stree/Wessels 587, 609; Heine in Sch-Sch § 330 d, Rdnr. 24. 
351 Göhler, Vor. § 1 Rdnr. 37. 
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Zwar hat der Verordnungsgeber sie präventiv im Rahmen des § 7 AWG 
beim Erlass eines Genehmigungstatbestandes zu beachten. Die präventive 
Gefahrprognose vermag jedoch nicht die umfassende strafrechtliche Sank-
tionierung mit Rücksicht auf die Kernrechtsgüter sicherzustellen. 

II. Trias entspricht dem Schutzgut 

Untersucht man im Anschluss daran die verbreitete Annahme, dass das straf-
rechtliche Schutzgut gleich den unbestimmten Rechtsbegriffen im Tatbe-
stand des § 34 Abs. 2 AWG ist, so eröffnen sich als Folge dieser Annahme 
gleich mehrere Ungereimtheiten. 
Man muss sich dann der Frage stellen, weshalb das Schutzgut des § 34 
Abs. 1 AWG zumindest nicht vollständig identisch ist mit dem des § 34 
Abs. 2 AWG. 
§ 34 Abs. 1 AWG enthält nämlich nicht (mehr) die Trias im Tatbestand. In-
sofern sanktioniert § 34 Abs. 1 AWG lediglich den Verstoß gegen die staatli-
chen Exportkontrollvorschriften, also die Einhaltung der Garantie behördli-
cher Entscheidung- und Kontrollbefugnisse. Eben diese strafrechtliche 
Sanktionierung und das sich als Folge davon ergebende Schutzgut von Ver-
stößen gegen qualifiziertes Verwaltungsunrecht ist es, was ab und an in der 
Literatur auch kritisiert wird.352 
§ 34 Abs. 2 AWG sanktioniert dagegen nicht nur diese Entscheidungs- und 
Kontrollbefugnisse, wenngleich dies ebenso durch die sanktionierten Tat-
handlungen des §§ 33 Abs. 1, 4 AWG der Fall ist. Dazu kommen muss noch 
die Gefahrgeeignetheit hinsichtlich der Trias. Nach der hier zu untersuchen-
den Ansicht soll aber eben diese Trias auch gleichzeitig (ausschließlich) das 
Schutzgut des Abs. 2 sein. Ungeklärt ist damit, wie sich der Schutz vor den 
Verstößen gegen die staatlichen Exportkontrollvorschriften zu dem Schutz 
der Trias verhält. 
Nun könnte man hinsichtlich des Abs. 1 so argumentieren, dass hinter der 
verwaltungsrechtlichen Kontrolle ja genau dieselben Rechtsgüter stehen. 
Die entsprechenden Verordnungen, die die Genehmigungstatbestände ent-
halten, sind gerade auf Grund von § 7 AWG erlassen worden und § 7 Abs. 1 
AWG enthält seinerseits wiederum die Schutzgüter. Mit einer solchen Be-
gründung käme man im Ergebnis doch dazu, dass die Schutzgüter in Abs. 1 
zumindest mittelbar in den Schutz miteinbezogen sind, wenn auch dessen 
Wortlaut diese nicht explizit erwähnt. 

                                              
352 Michalke, StV 1993, 262, 263. 
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Somit käme man auch mit der Auffassung, die das Rechtsgut des § 34 
Abs. 2 AWG in der Trias sieht, dazu, dass sich das Rechtsgut des § 34 
Abs. 1 AWG mit dem des § 34 Abs. 2 AWG deckt. 
An dieser Überlegung ist problematisch, dass sie den staatlichen Genehmi-
gungsvorbehalt völlig außer Acht lässt. Sowohl § 34 Abs. 1 AWG als auch 
dessen Abs. 2 sowie auch die Ordnungswidrigkeiten des § 33 AWG sind ge-
prägt davon, dass eine Strafbarkeit bzw. Ordnungswidrigkeit nur dann in 
Betracht kommt, wenn die Ausfuhr oder Verbringung ohne die erforderliche 
Genehmigung vorgenommen wird. Die Rechtsgutstrias in § 34 Abs. 2 AWG 
dient lediglich als zusätzliches Merkmal des Mischtatbestandes. 
Im Vordergrund der strafrechtlichen Sanktion steht allerdings gerade der 
Verstoß gegen den staatlichen Genehmigungsvorbehalt. 
Würde man trotz allem die Trias als Rechtsgut des § 34 AWG annehmen 
wollen, so sähe man sich mit zwei Fragen konfrontiert: zum einen müsste 
man erklären, weshalb der durch die Trias zum Ausdruck kommende Schutz 
von politischen, aber auch staatlichen und zwischenstaatlichen Belangen im 
Mittelpunkt eines Wirtschaftsgesetzes steht. 
Zum anderen müsste der Frage nachgegangen werden, ob die drei Elemente 
der Trias auf einen kleinsten gemeinsamen Nenner zu bringen sind, d.h. 
welchen konkreten Inhalt das geschützte Rechtsgut im Gegensatz zu den 
Definitionen, die sich zu § 34 Abs. 2 AWG herausgebildet haben, hat. Denn 
Sinn der Herausarbeitung eines handhabbaren Schutzguts ist es doch, den 
Bedeutungsgehalt einer Sanktionsnorm fassbar zu machen, um im Zweifels-
fall die Grenzen des jeweiligen Straftatbestands abstecken zu können. Legt 
man dann aber die Definitionen zu Grunde, die sich zu den Tatbestands-
merkmalen herausgebildet haben, so verschieben sich die jetzt schon zum 
Tatbestand bestehenden Definitions- und Abgrenzungsprobleme nur auf die 
Ebene des Schutzguts. Mit dem so definierten Schutzgut könnten die Fragen 
des Tatbestandes dann nicht behoben werden; sie würden sich lediglich in 
der Rechtsgutsdefinition wieder finden. 
Alternativ denkbar wäre auch, die drei Güter als jeweils eigenständige 
Schutzgüter zu behandeln, ohne den Anspruch, für alle drei ein Übergeord-
netes zu finden, das den gerade aufgezeigten Anforderungen entspricht. 
Die Annahme unterstellt, die Trias sei das Schutzgut, ist letzterer Weg mei-
ner Ansicht nach der einzig gangbare. 
Wegen der drei unterschiedlichen und vor allem wesensverschiedenen Ele-
mente kann nur davon ausgegangen werden, dass es drei isoliert voneinan-
der zu betrachtende Güter sind, von denen jedes für sich genommen einer 
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eigenen Schutzgutbestimmung zugänglich ist. Es läge dann im Ergebnis ein 
Straftatbestand vor, der stets dreigeteilt auszulegen und zu betrachten ist. 
Ein weiteres Problem würde sich mit der Frage eröffnen, in welchem Ver-
hältnis die drei Schutzgüter zueinander stehen, ob sie als gleichberechtigt 
nebeneinander oder in einem Stufenverhältnis zu betrachten sind. 
Das Spektrum des Schutzes fängt nämlich bereits auf politischer Ebene 
(Nr. 3) an und endet bei militärischen Auseinandersetzungen und Völker-
kriegen (Nr. 1 und Nr. 2). 
Förderlich für die praktische Handhabbarkeit wäre ein solcher Kompromiss 
ebenso nicht. Erhebt man die Trias, gleich ob dreigeteilt oder in einem zu-
sammengefasst, zum Schutzgut, so besteht das Problem nach wie vor weiter, 
dass der jeweils zuständige (Ermittlungs-) Richter, vielleicht auch der 
Staatsanwalt, seinen großen Respekt vor solch hohen Rechtsgütern nicht 
verloren hat. Soll er etwa unter Zeitdruck über einen Antrag auf Durchsu-
chung oder Erlass eines Haftbefehls entscheiden und sieht er sich auf den 
ersten Blick diesen beeindruckenden Rechtsgütern gegenüber, so wird er im 
Zweifel – selbst bei gegenteiliger Überzeugung – keine Argumentation fin-
den, die diesem immensen Druck standhält und dem entgegen zu steuern 
vermag. Dieses sozialpsychische Phänomen lässt sich auch dadurch belegen, 
dass selbst die Beamten des AA in der Regel in ihren „Stellungnahmen“ zu 
dem Ergebnis gelangen, es läge ein Sachverhalt vor, der geeignet scheint, 
wenigstens eine Variante der Trias zu gefährden oder zu verletzen.353 
Zusammenfassend lässt sich an dieser Stelle demnach fest halten, dass es 
m.A. nach kein praktisch gangbarer Weg ist, die Trias im Tatbestand des 
§ 34 Abs. 2 AWG zum Rechtsgut des gesamten Tatbestandes bzw. sogar des 
gesamten § 34 AWG zu erheben. Zur Lösung der Auslegungsprobleme des 
Tatbestandes wäre damit nichts hinzugewonnen. 

III. Bestimmung des Rechtsguts 

Die Lösung des Problems ist in einem Mittelweg zwischen den beiden zuvor 
diskutierten Ansichten zu finden. 
Wegen der soeben dargestellten Gründe stellt der Verstoß gegen die staatli-
chen Exportkontrollvorschriften einen gewichtigen Beitrag zum Schutzgut 
dar. 

                                              
353 Vgl Bieneck, AW-Prax 2006, 323, 324, der ihnen zu Gute hält, dass es schließlich 

ihre Aufgabe ist, „diese Rechtsgüter des Außenwirtschaftsrechts im harten außenpoli-
tischen Kampf auch unter „Freunden“ zu bewahren.“. 
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Andererseits aber kann man kaum ignorieren, dass die drei Kernrechtsgüter 
des AWG in das Schutzgut einfließen. 
Unabhängig davon, ob sie nun wie im § 34 Abs. 2, 6 Nr. 1, Nr. 4 AWG di-
rekt als Tatbestandsmerkmale mit in den Tatbestand aufgenommen sind oder 
wie etwa bei den anderen Tatbeständen des § 34 AWG, bei denen sie nur 
mittelbar über den Umweg des § 7 Abs. 1 AWG eine Rolle spielen, ist zu-
mindest eines der Drei immer der ausschlaggebende Gesichtspunkt für die 
gesetzgeberische Rechtfertigung einer Sanktionierung. 
Somit haben beide der soeben dargestellten Meinungen zum Schutzgut rich-
tige Ansätze, die es gilt, miteinander in Einklang zu bringen. 
1. Legitimation 
In den einzelnen Tatbeständen des § 34 AWG zeigt sich jedenfalls unmittel-
bar, dass der Strafunwert immer an ein Handeln ohne Genehmigung gekop-
pelt ist. Das bedeutet aber, dass der Verstoß gegen die Entscheidungs- und 
Kontrollbefugnisse der Verwaltung die gewichtigere Rolle bei Bestimmung 
des Schutzgutes spielen muss. Denn durch diesen Verstoß ist bereits mittel-
bar auch die Trias tangiert. Aus verwaltungsrechtlicher Sicht haben die 
Rechtsgüter in § 7 Abs. 1 AWG als Ermächtigungsnorm zum Erlass von 
Rechtsverordnungen ihren Niederschlag gefunden. An dieser Stelle ist es 
Zweck der unbestimmten Rechtsbegriffe, dem Verordnungsgeber die Mög-
lichkeit zu geben, präventiv tätig zu werden und durch Schaffung von Ge-
nehmigungstatbeständen zu verhindern, dass der potentiell Verantwortliche 
den gesetzlich anerkannten bzw. anzuerkennenden Bedürfnissen an einem 
reibungslosen (politischen) Ablauf des zwischenstaatlichen Warenverkehrs 
zuwiderhandelt. 
Fest gehalten werden kann somit bereits jetzt, dass Schutzgut des § 34 AWG 
in erster Linie der Verstoß gegen die staatlichen Exportkontrollvorschriften 
ist. 
Die Sanktionierung von qualifiziertem Verwaltungsunrecht ist vorliegend 
auch legitimiert, weil der materielle Unrechtsgehalt weit über ein bloßes 
Verwaltungsunrecht hinausgeht. Denn der Gehalt des Tatunrechts und der 
des Rechtsguts werden maßgeblich bestimmt durch die verwaltungsrechtli-
che Anordnung eines bestimmten Verfahrens und der damit einhergehenden 
Kontrolle und Garantie eines gewissen Sicherheitsstandards.354 
Darüber hinaus erscheint es allerdings notwendig, bei dem Straftatbestand 
des § 34 Abs. 2 AWG und dem Qualifikationstatbestand des § 34 Abs. 6 
                                              
354 S.o. Kapitel 4 A. I. 



A. Rechtsgut 

125 

Nrn. 1 und 4 AWG weitere Schutzinteressen anzuerkennen, um die Grenze 
zur Ordnungswidrigkeit deutlich hervorzuheben. 
Wie bereits für die Umweltdelikte des StGB nach §§ 324 ff. StGB entwik-
kelt, steht unter Legitimitätsgesichtspunkten nichts im Wege, einen doppel-
ten Rechtsgutsbezug mit fließenden Übergängen und unterschiedlichen Ak-
zentuierungen anzunehmen, der zukunftsbezogen und mit den realen Ver-
hältnissen wandelbar ist.355 
Greift man diesen Gedanken für das Außenwirtschaftsstrafrecht auf, würde 
sich das Rechtsgut durch den Verstoß gegen qualifiziertes Verwaltungsun-
recht auszeichnen, zudem wäre allerdings mindestens eine Variante der Trias 
– je nach zu beurteilendem Sachverhalt – in den Schutz mit einzubeziehen. 
Grund und Zweck einer solchen Betrachtungsweise ist es, die Möglichkeit 
zu eröffnen, die rechtlich geschützten Interessen vollständig zu erfassen und 
sämtliche Komponenten in das Rechtsgut einfließen zu lassen. Der Verstoß 
gegen qualifiziertes Verwaltungsunrecht im oben beschriebenen Sinne bildet 
dabei die gewichtige rechtliche Komponente; der Einfluss mindestens eines 
der drei Kernrechtsgüter des AWG dagegen untermauert den Rechtsverstoß 
durch eine Akzentuierung tatsächlicher Art. Denn die vom Verordnungsge-
ber präventiv, auf den Kernrechtsgütern des AWG nach § 7 Abs. 1 AWG er-
lassenen Rechtsverordnungen, werden durch die Einbeziehung derselben 
Güter in den strafrechtlichen Rechtsgüterschutz in tatsächlicher Hinsicht be-
stätigt. 
So ist es gerade in § 34 Abs. 2 AWG die Akzentuierung auf die Trias, die 
den Tatbestand zur Straftat qualifiziert und die Missachtung der verwal-
tungsrechtlichen Verbote nicht nur als Ordnungswidrigkeiten verfolgbar 
macht. Wie diese Akzentuierung dann im konkreten Einzelfall ausgestaltet 
ist, hängt von den tatsächlichen Gegebenheiten zum Zeitpunkt des in Frage 
stehenden Geschäfts ab. Missachtet der Verantwortliche die Gefahrprognose 
des Verordnungsgebers, auf Grund derer er einen bestimmten Vorgang unter 
Genehmigungsvorbehalt stellt trotz seines Wissens um die Zuspitzung der 
tatsächlichen Verhältnisse in einer bestimmten Region, so ist eine strafrecht-
liche Ahndung legitimiert. 
Auch bei den anderen Tatbeständen des § 34 AWG sind diese weiteren 
Rechtsgüter, wenn auch nur mittelbar, betroffen. Der Unterschied ist nur, 
dass dort der Gesetzgeber bereits entschieden hat, dass es auf die konkrete 
Weiterentwicklung der tatsächlichen Verhältnisse nicht mehr ankommt, weil 
                                              
355 Cramer/Heine, in Sch/Sch, Vor. §§ 324 ff. Rdnr. 8; Kühl, in Lackner/Kühl, Vor § 324 

Rdnr. 7; Steindorf, in LK, § Vor. 324 Rdnr. 12. 
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bereits die Lage bei Erlass der Rechtsverordnung genügend Aufschluss über 
die Sanktionswürdigkeit des Verhaltens gegeben hat und die Gefährdung 
oder gar Störung der Rechtsgüter durch die erfassten Waren dem Verhalten 
immanent ist. 
Andererseits ist es auch die Intention des Gesetzgebers bei § 34 Abs. 2 
AWG, gerade die Vielgestaltigkeit der in die Trias aufgenommenen politi-
schen Lebenssachverhalte zu erfassen. Abgesehen von der Tathandlung spie-
len nämlich die ständig im Wandel begriffenen wirtschaftlichen, sicherheits- 
und vor allem außenpolitischen Gegebenheiten bei der Einschätzung eines 
sanktionswürdigen außenwirtschaftlichen Verhaltens eine maßgebende Rol-
le. Zu beachten ist schließlich im Unterschied zu § 34 Abs. 1 AWG, dass von 
Abs. 2 vorwiegend dual-use-Güter erfasst sind, für die wegen ihres unbe-
stimmten Verwendungszwecks keine abschließende, den Gütern bereits im-
manente Gefahr prognostiziert werden kann. Gerade diese ungewissen 
Schädigungsverläufe, Erfolge sowie Akzeptanzen auf politischer Ebene, 
sind es, die den Rechtsgutsbezug notwendig machen.356 
Der Gesetzgeber hat hier im Hinblick auf Abs. 1 diese Einschätzung schon 
selbst vorgenommen, was zur Folge hat, dass diese Rechtsgüter zumindest 
für den Verordnungsgeber in dieser Hinsicht maßgebliches Kriterium blei-
ben. 
Insgesamt kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass sich das Schutz-
gut des § 34 Abs. 2 AWG zusammensetzt aus dem Schutz qualifizierter 
staatlicher Kontrollinteressen, die durch die drei Kernrechtsgüter des Au-
ßenwirtschaftsrechts je nach zu beurteilendem Sachverhalt unterschiedliche 
Akzentuierungen erfahren. 
Mit anderen Worten kann man sagen, dass die Missachtung der Gefahrpro-
gnose des Verordnungsgebers unter Berücksichtigung der zum Zeitpunkt des 
vorgenommenen Geschäfts bestehenden tatsächlichen wirtschaftlichen und 
außenpolitischen Gegebenheiten dem strafrechtlichen Schutz unterliegt. 
2. Begrenzungsfunktion 
Auch wenn ein so begriffener Rechtsgüterschutz für Kriminalstrafe ausrei-
chend legitimiert ist, bleibt dennoch die Frage, ob er der ihm zugewiesenen 
weiteren Funktion der Begrenzung eines Straftatbestandes gerecht werden 
kann. Gerade weil die verschiedenen Einflüsse tatsächlicher Art, die auf die 
drei unbestimmten Rechtsbegriffe einwirken, dem stetigen gesellschaftli-

                                              
356 Ähnlich für das Umweltstrafrecht Heine, in Nida-Rümelin/v.d. Pforten, S. 296. 
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chen und vor allem politischen Wandel unterliegen, mithin nicht statisch 
sind, könnten dahingehende Bedenken bestehen. 
Gleichwohl kommt der so verstandenen Rechtsgutskonzeption Begren-
zungsfunktion zu. 
Das in erster Linie geschützte Verwaltungsunrecht in Form des Funktionie-
rens qualifizierter staatlicher Kontrolle ist durch seine eigenen verwaltungs-
rechtlichen Genehmigungsvorbehalte begrenzt. Denn nur im Zusammen-
spiel mit diesen Normen, aus denen sich die Genehmigungsfähigkeit bzw. 
-pflichtigkeit einer Ware ergibt, kommt es überhaupt erst zu einer Ordnungs-
widrigkeit und gegebenenfalls zu einer strafrechtlich relevanten Handlung. 
Den jeweiligen Einflüssen auf das gesamte Rechtsgut durch die außenwirt-
schaftsrechtlichen Kernrechtsgüter kommt ebenfalls Begrenzungsfunktion zu. 
Zwar lässt sich diese Begrenzung nicht in identischer Weise garantieren wie 
bei traditionellen Rechtsgütern, z.B. Leben, Körper, Vermögen. Der Grund 
hierfür liegt im dynamischen Charakter dieser Trias. Allerdings begrenzt sie 
die staatlichen Kontrollinteressen dadurch, dass sie die ansonsten alleinige 
Ausfüllungsverantwortung des Verordnungsgebers korrigiert. Das Verwal-
tungsrechtsgut droht nämlich dann nicht ins Uferlose zu wachsen, wenn ne-
ben dem Kontrollanliegen Einflüsse der Trias zu berücksichtigen sind. Es 
liegt nicht allein in der Hand des Verordnungsgebers, durch Schaffung von 
Genehmigungstatbeständen das Verwaltungsunrecht und damit das potenti-
ell strafrechtlich sanktionierte Verhalten zu bestimmen. 
Im reinen Tatsächlichen vermag die Trias ebenfalls zu begrenzen. 
Zuzugeben ist, dass einem dynamischen Rechtsgut zunächst deshalb keine 
Begrenzungsfunktion im klassischen Sinne zukommt, weil sich das dahinter 
verbergende Rechtgut gerade nicht allumfassend und allgemeingültig defi-
nieren lässt, jedenfalls nicht mittels einer Definition, die den Normadressa-
ten handhabbare Kriterien für den Einzelfall bietet. Es liegt geradezu im 
Wesen des dynamischen Rechtsguts, dass diejenigen Kriterien, die es even-
tuell morgen ausfüllen, heute noch nicht feststehen. Die so verstandene Dy-
namik findet allerdings ihre Grenzen dann, wenn ein bestimmtes Verhalten 
zu einem konkreten Zeitpunkt beurteilt werden muss. Zu diesem bestimmten 
Zeitpunkt ist das Rechtsgut nämlich gerade nicht mehr dynamisch, sondern 
durch die tatsächlichen Gegebenheiten geprägt und fixiert, gleichsam im 
Sinne eines „stand-still“. Es dürfen danach über die Trias nur diejenigen 
Gegebenheiten strafrechtlich berücksichtigt werden, die bei Vornahme der 
konkreten außenwirtschaftsrechtlich relevanten Handlung vorhanden waren. 
Darüber hinaus aber darf nur dasjenige Wissen über eben die so festgelegten 
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Gegebenheiten zur Beurteilung mit einfließen, das zum Zeitpunkt des Ge-
schäfts für den Verantwortlichen zugänglich war. Dies ergibt sich auch aus 
dem Charakter der Straftatbestände als Bestimmungsnormen: Wie gesehen, 
ist der Gesetzgeber bei der Konzeption des § 34 AWG von präventiven Ge-
sichtspunkten geleitet. Nimmt man dieses Präventionsinteresse ernst und 
will dadurch das Verhalten des Rechtsunterworfenen lenken, so ist es gera-
dezu notwendig, das zu berücksichtigende Wissen auf eine fixe und statische 
Position zu beziehen, eben den Zeitpunkt des Handelns bzw. des Unterlas-
sens. 
Es sind demnach zwei Aspekte, die zur konkreten Ausfüllung der unbe-
stimmten Rechtsbegriffe herangezogen werden müssen: einerseits die Fest-
stellung der tatsächlichen Gegebenheiten zum fraglichen Zeitpunkt, anderer-
seits die Informationen über diese Gegebenheiten, die für den Verantwortli-
chen in zumutbarer Weise zu erreichen und beschaffen waren. 
Um diesen Einflussbereich zuverlässig abstecken zu können, ist es notwen-
dig, sich die Rechtsgüter samt den hierzu entwickelten Definitionen noch-
mals genau zu vergegenwärtigen. 

B. Unbestimmte Rechtsbegriffe 
Die Trias taucht im Gesetzestext nahezu wortgleich an verschiedenen Stel-
len auf und ist nunmehr auch als rechtlich mitgeschütztes Interesse des Tat-
bestandes zu behandeln. 
Wegen der Verwaltungsbegriffsakzessorietät sind diese Begriffe in § 7 
Abs. 1 AWG als Verordnungsermächtigung jedenfalls gleich auszulegen wie 
in § 34 Abs. 2, Abs. 6 AWG, wo sie als Tatbestandsmerkmale verwendet 
werden. Gleiches gilt für die inhaltliche Auslegung als Rechtsbegriffe, die 
das Schutzgut beeinflussen. 
Allen drei Fällen gemeinsam ist nämlich die Intention des Gesetzgebers, 
Grenzen abzustecken, wenngleich die Perspektiven sich jeweils ändern. 
Der Rechtsanwender der Strafnorm muss die Begriffe im Nachhinein für 
den konkreten Sachverhalt auslegen und anwenden, der Verordnungsgeber 
präventiv bei Erlass der Verordnung zum Schutz der Güter. Die Bestimmung 
des konkreten Schutzgutes der Strafvorschrift unter Berücksichtigung des 
Einflusses der Trias hat schließlich unter anderem den Zweck, mit Strafe zu 
ahndende Sachverhalte von der bloßen Ordnungswidrigkeit abzugrenzen. 
Es bleibt die Problematik der Auslegung der unbestimmten Rechtsbegriffe 
in tatsächlicher Hinsicht zu klären. Denn sind die Begriffe erst einmal defi-
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niert bzw. ausgelegt, so muss die Subsumtion erfolgen. Für diese wiederum 
ist Wissen um alle für den zu beurteilenden Sachverhalt relevanten Gege-
benheiten notwendig. Mit anderen Worten geht es beim Rechtsanwender 
bzw. Rechtsunterworfenen auch, wenn nicht gar in erster Linie, um die Be-
schaffung und Verwaltung von Informationen. 

I. § 34 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 bzw. § 7 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 AWG 

Es sind nicht die Merkmale der „äußeren Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland“ bzw. „Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland“ 
und auch nicht das „friedliche Zusammenleben der Völker“, die hinsichtlich 
ihrer bereits entwickelten Definitionen Schwierigkeiten bereiten. Die oben 
dargestellten Definitionen357 bieten eine verlässliche Basis, anhand derer je-
der dazu in der Lage ist, die Merkmale gegebenenfalls rechtlich auszulegen 
und inhaltlich auszufüllen. 
Auch in tatsächlicher Hinsicht sind diese beiden Merkmale vergleichsweise 
leicht zu kalkulieren. 
Das liegt zunächst daran, dass der Lebenssachverhalt, der beiden Merkma-
len zu Grunde liegt, klar abgegrenzt ist. Weder vom Merkmal der äußeren 
Sicherheit der BRD noch von dem des Völkerfriedens erfasst sind Verstrik-
kungen, an denen drei oder sogar noch mehr Staaten bzw. Regierungen mit 
gegenläufigen oder zumindest verschiedenen politischen Positionen beteiligt 
sind. Vielmehr erfassen diese Merkmale Sachverhalte, bei denen es um tat-
sächliche Geschehnisse geht, bei denen sich also der beschriebene Sachver-
halt nicht nur auf politischer Ebene abspielt. Dies ist meiner Ansicht nach 
der entscheidende Unterschied zu dem Merkmal der „auswärtigen Bezie-
hungen“. 
Sähen sich die BRD oder ein Bündnispartner militärischen Angriffen oder 
wirtschaftlichen Sanktionen von außen ausgesetzt, so ginge dem mutmaß-
lich eine längere politische Entwicklung voraus, die auch unter allen Um-
ständen in den Medien bekannt gemacht werden würde. Kaum vorstellbar ist 
es jedenfalls, dass eine Maßnahme wie z.B. die Verlegung von Truppen, die 
eine kriegerische Auseinandersetzung in der Regel vorbereitet, vollkommen 
überraschend eingeleitet und der Öffentlichkeit verborgen bleiben werden 
würde. Selbst einer nicht direkt am Außenhandel teilnehmenden Person ent-
gingen schwerlich die entsprechenden Meldungen.358 

                                              
357 S.o. Kapitel 3, B. I. 1., 2. 
358 Eine Ausnahme sind allenfalls Anschläge terroristischer Vereinigungen. 



Kapitel 4: Lösungsvorschläge 

130 

In gleicher Weise wäre die Sicherheitsrelevanz der BRD bzw. ihrer Bünd-
nispartner erkennbar, wenn sie durch die Lieferung bestimmter Güter erst-
malig tangiert werden würde. Dem vorausgehen müsste eine Situation, in 
der ein Drittstaat Aggressionen gegen die konstituierenden Staatselemente 
vorbereitet, also zum Beispiel Ansprüche auf das Staatsgebiet der BRD er-
hebt. 
Nicht ganz so offensichtlich, aber dennoch nachvollziehbar sind Konflikte, 
die den Völkerfrieden betreffen. 
Die Verfeindung von Staaten oder ethnische Auseinandersetzungen jeglicher 
Art sind ebenso teilweise Bestandteil der Meldungen der Tagespresse. In 
diesem Zusammenhang ist allerdings der Aspekt nicht zu vernachlässigen, 
dass gerade häufig in Entwicklungsländern oder Vielvölkerstaaten lokale 
Probleme sich über Jahre hinweg zuspitzen, die jedoch nicht unmittelbar 
kriegerisch gelöst werden. Verantwortlich für eine militärische Auseinander-
setzung sind oftmals die Lieferungen von Waffen in solche Regionen. Wer-
den diese lokalen Verfeindungen dann aber mit Waren- und insbesondere 
Waffenlieferungen genährt, könnten diese letztlich dann doch kriegerische 
Auseinandersetzungen verursachen. 
Allerdings sind diese Art von Waren, die der erstmaligen militärischen Auf-
rüstung dienen, bereits von § 34 Abs. 1 AWG erfasst und bedürfen unabhän-
gig von der Gefährdung des Völkerfriedens einer Genehmigung. Hat sich 
die Lage in einer Region bereits derart zugespitzt, dass selbst die Lieferung 
von dual-use-Waren den Völkerfrieden gefährden kann, so finden sich ent-
sprechende Meldungen in Zeitungen, Zeitschriften oder im Internet. Darüber 
hinaus hat sich der Teilnehmer am Außenwirtschaftsverkehr nicht nur aus 
nationaler Sicht zu informieren, sondern auch im Zweifel die lokalen Medi-
en heranzuziehen. Spätestens darin finden sich dann Hinweise auf die beste-
henden Spannungen. 
Schließlich kommt bei diesen beiden Merkmalen hinzu, dass sie losgelöst 
von der politischen Haltung anderer Staaten zu beurteilen sind. Anders als 
bei dem Merkmal der „auswärtigen Beziehungen“ spielt sich die Ausfüllung 
der Nrn. 1 und 2 nicht auf der politischen Ebene ab, sondern hängt vielmehr 
an militärischen oder auch wirtschaftlichen Intervention. Die politische Lage 
der BRD aber ergibt sich vor allem auch aus den politischen Haltungen an-
derer Staaten. Gerade weil es eben bei beiden Merkmalen eher weniger um 
politische Gegebenheiten geht, ist deren Beurteilung nicht vom schwer ein-
schätzbaren aktuellen politischen Zustand der BRD und schon gar nicht von 
politischen Einschätzungen anderer Staaten abhängig. Bei beidem geht es 
um die Erkennbarkeit tatsächlicher Vorgänge, wie Truppenverlegungen oder 
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Vorbereitungsmaßnahmen zu militärischen Auseinandersetzungen, die der 
Wahrnehmung zugänglich sind. 
Gerade hieraus resultiert die Erkennbarkeit und Fassbarkeit, sodass jeder 
Interessierte aus der ex ante Sicht diese beiden unbestimmten Rechtsbegriffe 
auslegen und subsumieren kann vorausgesetzt, er informiert sich im Vorfeld 
ausreichend über die tatsächliche Situation. 
Diese Einschätzung bestätigt die Praxis. Zwar gibt es kaum Verurteilungen, 
die auf das Merkmal „der äußeren Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land“ gestützt sind.359 Gelegentlich hatten sich die Gerichte mit dem Merk-
mal des „Völkerfriedens“ zu beschäftigen. Dann aber kam es selbst bei den 
Strafurteilen vor, dass der Strafrichter sich nicht (nur) auf die Einschätzung 
des AA verlassen hat, sondern auch selbst – wie übrigens in den verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren üblich360 – zu den tatsächlichen Gegebenheiten 
etwa im Munzinger Archiv recherchiert hat.361 
Somit können bei beiden Merkmalen die bereits entwickelten Definitionen 
durchaus zu Ausfüllung des § 7 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, § 34 Abs. 2 Nrn. 1 und 
2, Abs. 6 Nrn. 1 a und b, 4 a und b AWG beibehalten werden. Der Einfluss 
dieser Merkmale auf die Rechtsgüter des Straftatbestandes ist durch diese 
Definitionen ebenfalls klar umrissen, sodass bei Vorliegen eines entspre-
chenden Sachverhalts neben dem Verstoß gegen die staatliche Exportkon-
trolle auch die Einflüsse zumindest eines der beiden Merkmale transparent 
und handhabbar sind. 

II. § 34 Abs. 2 Nr. 3 AWG 

Anders verhält es sich beim Merkmal der „erheblichen Gefährdung der 
auswärtigen Beziehungen“. Die hierzu entwickelten und oben dargestellten 
Definitionen362 genügen den Anforderungen an ein handhabbares strafrecht-
liches Tatbestandsmerkmal nicht. In gleicher Weise sind sie ungenügend, 
das strafrechtliche Rechtsgut abzustecken und einzugrenzen. 

                                              
359 S.o. Kapitel 3 B. I. 1. 
360 So stützen sich viele Verwaltungsrichter bei der Begründung, ob eines der drei Merk-

mal im Rahmen des § 7 Abs. 1 AWG erfüllt ist, auf das Munzinger Archiv, welches 
im Internet nach einer Registrierung für jeden nutzbar ist; vlg. VG Frankfurt a.M., 
Urteil vom 23.9.1999 - 1 E 2005/97 -; VG Frankfurt a.M., Urteil vom 15.5.1997 
- 1 E 3692/94 -. 

361 S.o. LG Augsburg, Urteil vom 19.7.1994 - 1 Kls 501 Js 20894/90 - n.v. 
362 S.o. Kapitel 3 B. I. 3. 
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Dies liegt m.E. weniger an den (rechtlichen) Definitionen als an dem Wis-
sensdefizit, das sich dem Rechtsanwender und Rechtsunterworfenen erst 
beim praktischen Umgang mit diesem Merkmal offenbart. 
Auch dies bestätigt wiederum die Praxis. Nahezu kein einschlägiges Urteil 
behandelt die Frage des Vorliegens dieses Tatbestandsmerkmals autonom, 
also unabhängig vom externen Wissen des AA. Es ist gängige Praxis, oft be-
reits im Ermittlungsverfahren, eine Beurteilung des AA einzuholen. 
Würde es dabei nur um den Ausgleich eines reinen Wissensdefizits gehen, 
wäre eine solche Praxis nicht weiter bedenklich. Diesen Mangel könnte der 
Richter oder Staatsanwalt nachträglich durch Eigenrecherche bzw. der nach 
dem AWG Verantwortliche durch die entsprechende Informationsbeschaf-
fung im Vorfeld eines Geschäfts auch alternativ beheben. 
Problematisch erscheint vielmehr, wieweit die Informationsbeschaffungs-
pflicht im Vorfeld reicht. Ein großer praktischer Unterschied zu den anderen 
beiden Merkmalen besteht nämlich darin, sich einerseits die zugänglichen 
Informationen zu besorgen und auch zu beachten. Dies ist die Pflicht von 
jedem am Außenhandel Beteiligten. 
Andererseits aber stellen sich, womöglich noch im Nachhinein, Tatsachen 
heraus, die zum Zeitpunkt der zu beurteilenden Handlung trotz größter Be-
mühungen nicht jedermann zugänglich waren. Vorstellbar ist dies insbeson-
dere bei Informationen, die durch in- oder befreundete ausländische Nach-
richtendienste organisiert werden, aber auch bei Geschehnissen auf diploma-
tischer Ebene, die, wenn überhaupt, den Regierungsstellen offen gelegt wer-
den.363 Die Frage nach den Grenzen des möglich und zumutbar zu beschaf-
fenden Wissens wird freilich noch genau zu untersuchen sein. 
Ein zweites Problem liegt in der rechtlichen Undifferenziertheit der „Stel-
lungnahmen“ von Regierungsseite. 
Nachträglich im Strafverfahren wird in der Regel das AA gebeten, zu der 
Frage Stellung zu nehmen, ob „die auswärtigen Beziehungen erheblich ge-
fährdet bzw. gestört“ sind. Dabei beantwortet das AA nicht nur die Frage 

                                              
363 Als Beispiel für das Vorliegen „inoffizieller Informationen“, die aber dem AA nach-

träglich im Zweifel für eine positive Stellungnahme ausreichen, kann das so genannte 
„non-paper“ ins Feld geführt werden. Dabei handelt es sich um ein Schriftstück, das 
bei Anbahnung einer Krise zwischen Diplomaten ausgetauscht wird, jedoch keinen 
offiziellen Stellenwert einnimmt. Von dem Zeitpunkt ab, von dem an allerdings ein 
solches „non-paper“ ausgetauscht wird, ist für die auf diplomatischer Ebene Beteilig-
ten klar, dass Handlungs- bzw. Gesprächsbedarf über das angesprochene Problem be-
steht. 
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nach dem allein maßgeblichen Stand der auswärtigen Beziehungen, sondern 
entscheidet gleichzeitig auch über die rechtliche Frage des (Gefährdungs-) 
Erfolgseintritt bzw. der abstrakten Gefährlichkeit der Tathandlung. 
Größten Bedenken unterliegt diese praktische Handhabung aus zwei Aspek-
ten heraus: Genau genommen darf die Hilfe des AA zur Ausfüllung des 
Merkmals nur dann in Anspruch genommen werden, wenn es um den Aus-
gleich mangelnden Wissens über die konkreten politischen Verhältnisse zu 
einem anderen Staat geht. Die inzidente Mitbeantwortung anderer Rechts-
fragen oder auch schon die Wertung der aufgrund des Wissens mitgeteilten 
Tatsachen geht weit über die Aufgabe des AA hinaus. Denn Konsequenz der 
pauschalen Befragung nach der erheblichen Gefährdung oder Störung der 
auswärtigen Beziehungen ist, dass die Exekutive rechtsgestalterisch tätig 
wird. Die Beantwortung der Rechtsfragen muss jedoch weitestgehend Auf-
gabe des Strafrichters bleiben. Ihm muss die Rechtsgestaltung vorbehalten 
bleiben und die dazu erforderlichen Informationen an die Hand gegeben 
werden. Notwendig wird es daher sein, neben der Klärung des Merkmals 
des § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWG auch der Frage nach der Deliktsart nachzugehen, 
um so die rechtliche Bedeutung der Stellungnahmen des AA so weit wie 
möglich zu marginalisieren.364 
1. Art der „Auswärtige Beziehungen“ 
Weniger Schwierigkeiten bereitet die Antwort der Frage, was unter dem 
bloßen Begriff der „auswärtigen Beziehungen“ zu verstehen ist. Meiner 
Meinung nach ist dieser dem allgemeinen Sprachgebrauch zuzuordnen, der 
sich in diesem Fall mit der rechtlichen Verwendung des Begriffs deckt. Ge-
meint sind politische Beziehungen jeglicher Qualität und gleich auf welcher 
Ebene. Allein schon aus diesem Grund bedarf er keiner näheren Erklärung 
oder Auslegung. 
Weitaus problematischer ist es, festzulegen, welche Art der auswärtigen Be-
ziehungen und inwieweit diese dem Schutz des Außenwirtschaftsrechts un-
terfallen. Nur durch Festlegung von Grenzen dieses Begriffs in tatsächlicher 
Hinsicht können sowohl der Umgang mit der Verordnungsermächtigung als 
auch mit dem Straftatbestand transparenter und praktischer gestaltet und 
letzten Endes auch die verfassungsrechtlichen Grenzen eingehalten wer-
den.365 

                                              
364 S.u. Kapitel 4 C. 
365 Das BVerfG hat in seinem Urteil vom 3.3.2004 - 1 BvF 3/92 - bereits die Verfas-

sungswidrigkeit der jetzigen Rechtslage bzw. Auslegung angedeutet, CD. 
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Bei Untersuchung dieser Schranken sieht man sich allerdings zwei gegen-
läufigen Interessenfeldern ausgesetzt: 
Auf der einen Seite hat der Gesetzgeber ein Interesse daran, das Merkmal so 
flexibel wie möglich zu gestalten, um die vielschichtigen, zum Teil noch in 
der Zukunft liegenden politischen Sachverhalte umfassen zu können. Die 
sich ständig ändernde politische Situation eines Staates macht es für den Ge-
setzgeber scheinbar erforderlich, durch die Schaffung von „wandelbaren“ 
Tatbeständen auf diese Tatsache zu reagieren. 
Wie bei jeder in den letzten Jahren vorgenommenen Änderung des Straftat-
bestands aus der Begründung zu entnehmen ist, war Ziel der Bundesregie-
rung stets, eine Verschärfung der Strafvorschriften herbeizuführen. Belegt 
wurde dies mit Vorkommnissen tatsächlicher Art, auf Grund derer sich die 
BRD immer wieder dem Vorwurf der mangelnden nationalen Exportkontrol-
le ausgesetzt sah und sie daher die generalpräventive Wirkung des Straftat-
bestandes verstärken wollte.366 
Beachtlich sind in diesem Zusammenhang die uneinheitlichen politischen 
Signale. Während der außenpolitisch orientierte Teil der Bundesregierung 
darauf bedacht ist, Konflikte mit bestimmten Partnerländern zu vermeiden, 
hat der wirtschaftlich orientierte Teil die Interessen der Wirtschaft im Auge. 
Wenn aber bereits politikintern zwei oftmals gegenläufige Interessen zu 
beobachten sind, wird es umso verständlicher, dass die Zielvorgaben hin-
sichtlich der Exportkontrollpolitik und letztlich auch hinsichtlich der Sank-
tionierung von Verstößen in diesem Bereich nicht als eindeutig wahrge-
nommen werden.367 
Wenn auch in den einzelnen Begründungen nicht genannt, so liegt es doch 
nahe, anzunehmen, dass ein weiterer Grund der zahlreichen Änderungen die 
nicht praxistaugliche Ausgestaltung zunächst des § 34 Abs. 1 AWG a.F., 
später dann des § 34 Abs. 2 AWG war. 
Nicht in jeder Hinsicht unbegründet musste sich der Tatbestand auch immer 
wieder den Vorwurf des Symbolischen gefallen lassen.368 
Unter Berücksichtigung des zeitweise immensen politischen Drucks, dem 
die Bundesregierung auf diesem Gebiet ausgesetzt ist, sind die Reaktionen 
verständlich, diesem durch die Verschärfung der entsprechenden Strafvor-

                                              
366 Siehe dazu eingehend unter Kapitel 1 D. I. 
367 Gerth, AW-Prax 2004, 95. 
368 Siehe bereits Kapitel 1 D I 2., FN 86. 
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schriften standzuhalten, um den Vorwürfen mit einem Tätigwerden entge-
gentreten zu können. 
Auf der anderen Seite muss die Vorschrift dem Interesse des Rechtsanwen-
ders und Rechtsunterworfenen an transparenten und auslegungsfähigen 
Straftatbeständen, die den Bestimmtheitsanforderungen der Verfassung und 
dem Grundsatz der Vorhersehbarkeit genügen, gerecht werden. 
Aus dieser Sicht der Dinge muss sich der Gesetzgeber die Frage gefallen 
lassen, ob sein Sanktionsbedürfnis so weit reicht, die Judikative in eine der-
art exekutivistische Abhängigkeit zu katapultieren, mit der Konsequenz der 
weder für die Justiz noch den Normadressaten nicht mehr transparenten 
Ausfüllung einer Strafnorm bzw. des staatlichen Handels überhaupt auf die-
sem Gebiet.369 
Hier nämlich liegen die Probleme vorwiegend im Tatsächlichen. Gleich, ob 
bei dem am Außenhandel Beteiligten im Vorfeld oder beim Richter bzw. 
Staatsanwalt im Nachhinein, sind die maßgeblichen Hürden die Informati-
onsbeschaffung und -weitergabe sowie das Informationsmanagement.370 
Eine Möglichkeit, diesem Problem Herr zu werden, besteht selbstverständ-
lich im Tätigwerden des Gesetzgebers. Dieser könnte durch eine exaktere 
Gesetzesformulierung die Grenzen schon im objektiven Tatbestand vorge-
ben, indem er die „auswärtigen Beziehungen“ auf z.B. sicherheitspolitische 
beschränkt. 
Meiner Ansicht nach ist eine solche Reform des Gesetzes allerdings nicht 
notwendig und vielleicht auch gar nicht wünschenswert. 
Die inhaltlichen Grenzen dieses Begriffs ergeben sich aus einem Vergleich 
mit § 34 Abs. 2 Nr. 1 und 2 AWG. 
Bereits ein Blick auf den Begriff der „auswärtigen Beziehungen“ in diesem 
Zusammenhang zeigt, dass Beziehungen politischer Art gemeint sind. 
Eine Gesamtbetrachtung der einzelnen Merkmale der Trias legt darüber hin-
aus nahe, den Anwendungsbereich der Nr. 3 auf solche politischen Bezie-
hungen zu beschränken, die in militärische oder wirtschaftliche Zwangs-
maßnahmen münden können. 
§ 34 Abs. 2 Nr. 1 und 2 AWG beschreiben – wie gerade dargelegt – konkrete 
Situationen mit militärischem oder wirtschaftlichem Bezug. Wodurch sich 

                                              
369 Vgl. auch Gerth, AW-Prax 2004, 95. 
370 Dieser letzte Gesichtspunkt gewinnt an Farbe, denkt man an die großen Konzerne; 

vgl. Merkelbach, in Ehlers/Wolffgang, 54 ff. 
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die äußere Sicherheit der BRD auszeichnet, ist in tatsächlicher Hinsicht klar 
begrenzt. Ebenso eindeutig beschrieben ist diejenige Situation, in der Völker 
oder ethnische Gruppen nicht friedlich, d.h. in militärischen Auseinanderset-
zungen, zusammenleben. 
Diese konkreten Situationsbeschreibungen sollten bei Auslegung der Nr. 3 
berücksichtigt werden. Dort nämlich ist gerade keine konkrete Situation be-
schrieben, sondern der Tatbestand durch ein zum alltäglichen Sprachge-
brauch gehörendes Merkmal gefasst. 
Meiner Ansicht nach kann die Nr. 3 jedoch nur in einer Gesamtschau mit 
dem gesamten Tatbestand verstanden werden, also nur im Zusammenhang 
mit den in Nrn. 1 und 2 beschriebenen tatsächlichen Situationen. 
Spiegelbildlich zu diesen beschreibt dann § 34 Abs. 2 Nr. 3 durch das Merk-
mal der „auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland“ dieje-
nigen politischen Konflikte, die sich in tatsächlichen wirtschaftlichen oder 
militärischen Konflikten fortsetzen können oder auch diesen nachgehen. 
Wichtigster Unterschied allerdings beim 3. Merkmal ist, dass auf politischer 
Ebene, je nach weltpolitischer Lage und Mächtegleichgewicht, die Interes-
sen vieler Staaten beteiligt sein können. Die politischen Konflikte können 
sich daher bei Betrachtung dieses Merkmals nicht nur seitens der von Nrn. 1 
und 2 Betroffenen abspielen, sondern vielmehr auch Staaten tangieren, die 
wirtschaftliche oder militärische Interessen zu den betroffenen Staaten 
durchsetzen wollen oder an Abkommen o.ä. mit entsprechendem Inhalt ge-
bunden sind. 
Mit anderen Worten: durch Nr. 3 soll diejenige Situation auf politischer 
Ebene beschrieben, erfasst und nicht zuletzt verhindert werden, die in Nrn. 1 
oder 2 bereits konkret vorliegt; das in Nr. 3 formulierte Geschehen politi-
scher Art kann als Konsequenz gerade in ein sicherheitsrelevantes Vor-
kommnis oder einer Friedensstörung münden. 
Für die politische Ebene und die dort auszutragenden Konflikte wiederum 
ist es nicht relevant, wo der bereits begonnene oder nur drohende Konflikt 
seinen Ursprung hat, sei es aus der Geschichte eines Vielvölkerstaates her-
aus, sei es aber auch nur auf Grund verschiedener kultureller Entwicklun-
gen, die im Laufe der Zeit so an Macht gewonnen haben, dass sie wirtschaft-
liche Sanktionen oder militärische Auseinandersetzungen nach sich ziehen. 
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Das BVerfG legt in seinem Beschluss vom 3.3.2004371 gleichwohl die Be-
schreitung eines anderen Weges nahe. 
Dort nämlich kommt zum Ausdruck, dass es Aufgabe des Gesetzgebers bzw. 
zumindest der Rechtsprechung und Wissenschaft ist, die Arten der „auswär-
tigen Beziehungen“ zu begrenzen, indem manche schon per se aus dem Tat-
bestand ausgegliedert sein sollen, wie etwa die (rein) kulturellen. 
Bei näherer Betrachtung aber zeigt sich, dass die Entwicklung dieses Merk-
mals im Laufe der Zeit durchaus solche Begrenzungsmechanismen durch-
laufen hat. So wird zwar an keiner Stelle explizit darauf verwiesen, dass et-
wa nur politische oder nur sicherheitspolitische auswärtige Beziehungen von 
dem Merkmal umfasst sein sollen. Eine solche Eingrenzung liefe auch dem 
vom Gesetzgeber intendierten Zweck zuwider, ein größtmögliches Maß an 
Flexibilität bei dessen Beurteilung zu erhalten. Allerdings haben meiner An-
sicht nach die Rechtsprechung bzw. auch die den Urteilen zu Grunde lie-
genden (positiven) Stellungnahmen des AA zu Recht nur diese Fälle unter 
das Merkmal subsumiert, denen in tatsächlicher Hinsicht ein in der Nrn. 1 
und 2 beschriebener Sachverhalt zugrunde liegt bzw. droht, zu Grunde zu 
liegen. 
In keinem der von mir gesichteten Urteile war auch nur ansatzweise die 
Überlegung zu finden, die Nr. 3 im objektiven Tatbestand ausschließlich 
durch kulturelle oder soziale Beziehungen auszufüllen. Zu Grunde lag zu 
recht stets ein Sachverhalt, der die Gefährdung der äußeren Beziehungen 
wegen drohender sicherheitsrelevanter Aktionen oder zu befürchtender Frie-
densstörungen nahe legte. Im Gegenteil geht die Praxis wie selbstverständ-
lich davon aus, dass dieses Merkmal seine Grenzen in den soeben beschrie-
benen Bereichen findet. 
Natürlich ist damit das Problem der Rechtsgestaltung durch das AA noch 
nicht aus der Welt. In einem weiteren Schritt ist zu untersuchen, wie die 
Wissensbeschaffung des so verstandenen Merkmals erfolgt. 
2. Wissen um die relevanten Umstände 
Die hauptsächliche Unzulänglichkeit des Tatbestandsmerkmals bzw. genau-
er, diejenige Unzulänglichkeit, die sich erst im praktischen Umgang mit die-
sem zeigt, ist trotz der gerade herausgearbeiteten Grenzen, die sich aus der 
Art der auswärtigen Beziehungen ergeben, dass dem AA einerseits ein Wis-
sensmonopol zukommt, was es dann andererseits dazu benutzen kann, quasi 
über die Strafbarkeit in Form der abzugebenden „Stellungnahmen“ zu ent-

                                              
371 BVerfG, Beschluss vom 3.3.2004 - 1 BvF 3/92 -, CD. 
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scheiden und rechtsgestaltend tätig zu werden. Der Richter wird dann hin-
sichtlich der Tatbestandsfeststellung auf eine „Notarfunktion“ verwiesen, die 
es ihm nur noch ermöglicht, die Ordnungsgemäßheit des Verfahrens festzu-
stellen.372 Es muss daher ein Weg gefunden werden, der das Merkmal der 
„auswärtigen Beziehungen“ zusätzlich über das Wissenselement objektiv 
begrenzt. 
Die Frage des Umfangs der Informationsbeschaffung entscheidet sich nicht 
erst in der Schuld im Rahmen der persönlichen Vorwerfbarkeit, sondern die 
unbestimmten Rechtsbegriffe sind sowohl Tatbestandmerkmale als auch Be-
standteil des Rechtsguts. Im Ergebnis aber wiederum können nur diejenigen 
tatsächlichen Umstände Bestandteil eines strafrechtlichen Rechtsguts sein, 
die den Verantwortlichen bei Beachtung der erforderlichen Sorgfalt erreicht 
haben können. Wie oben festgestellt373, wandeln sind diese stets vom ihrer 
ihnen inne wohnenden Dynamik hin zur Statik, zu dem Zeitpunkt der tat-
sächlich zu beurteilenden strafrechtlichen Handlung. Nur das bei Beachtung 
der ihm obliegenden Sorgfalt erreichbare Wissen um die tatsächlich vorlie-
genden Gegebenheiten im konkreten, statisch gewordenen Zeitpunkt wie-
derum ist es, was dem Verantwortlichen dann in strafrechtlich vorwerfbarer 
Weise zur Last gelegt werden kann. 

                                              
372 Gleichwohl ist ein Weg vorstellbar, der die Verantwortung für die materielle Wahr-

heit teilweise vom Richter nimmt. Dann nämlich, wenn das Verfahren für die Bei-
bringung und Auswertung von Informationen besonderen Anforderungen unterstellt 
ist, kann dieses ein Korrektiv für die richterliche Rechtsgestaltung bilden. So hat der 
BGH im Bereich der Drittmitteleinwerbung bei § 331 StGB entschieden, dass die 
Einhaltung von Verfahrensregeln ein Tatbestandsmerkmal legitimieren kann, BGHSt. 
47, 295, 309. 

 Wollte man diese Grundsätze auf das hier zu lösende Problem übertragen, müsste 
man für die Einführung neuer Verfahrensregeln plädieren. Sichergestellt müsste näm-
lich unter allen Umständen sein, dass die individuelle Sicht eines Sachbearbeiters des 
AA nicht über ein Strafverfahren entscheidet. Das bedeutet, dass die Verantwortung 
für die Stellungnahme auf höchster Entscheidungsebene, etwa dem Minister mit De-
legationsmöglichkeit, vorbehalten sein muss. Darüber hinaus müssten die neu einzu-
führenden Verfahrensregeln absolut transparent ausgestaltet sein und Kontrollmög-
lichkeiten durch Dokumentation gewährleisten, um jeder Art von Missbrauch Vor-
schub zu leisten. Gerade weil hinsichtlich der Frage, ob das Merkmal der auswärti-
gen Beziehungen vorliegt, oftmals keine klare Ja/Nein Entscheidung möglich ist, 
könnte dieser Weg zu einem Legitimations- und Präzisionsgewinn führen. Vgl. hier-
zu Heine, in Sch/Sch, § 331 Rn. 29 b. 

 Natürlich sähe man sich der Kritik ausgesetzt, dass ein bloßer Verfahrensverstoß 
strafbegründende Wirkung entfalten kann, Heinrich, NStZ 2005, 256, 257. Kritisch 
zur gesamten Verfahrenslösung auch Satzger, ZStW 115 (2003), S. 469, 497 f. 

373 S.o. Kapitel 4 A. III. 
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Eine Handlung im Außenwirtschaftsverkehr kann zwar in der überwiegen-
den Zahl der Fälle durchaus mit dem Risiko behaftet sein, die Trias zu tan-
gieren. Das bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, dass sie auch gefährlich für 
das Rechtsgut sein muss. Nicht ungewöhnlich ist es, dass ein bestimmtes 
Verhalten Relevanz für die Merkmale der Trias besitzt, ohne jemals öffent-
lich bekannt zu werden. So sind Verstrickungen auf diplomatischer Ebene 
vorstellbar, die durch (kumulierte) Warenlieferungen hervorgerufen worden 
sind, ohne dass der Exporteur überhaupt Kenntnis davon erlangt.374 
Bereits auf objektiver Ebene sind folglich diejenigen Informationen, die je-
dem auf dem Gebiet des Außenwirtschaftsrechts Interessierten zugänglich 
sind von denjenigen, die nahezu niemanden auch bei größter Anstrengung 
öffentlich bekannt werden, zu trennen. Die Umstände, die das Merkmal der 
auswärtigen Beziehungen ausfüllen und die Kenntnis hierüber, begrenzen 
das Merkmal der auswärtigen Beziehungen zusätzlich. 
Zu prüfen ist daher bereits im objektiven Tatbestand, ob es dem potentiell 
Verantwortlichen möglich war, das Wissen um diejenigen, das Merkmal aus-
füllenden Umstände in zumutbarer Weise zu erlangen, also seine ihm oblie-
gende Pflicht zu erfüllen. Aus der rechtlichen Wertung ausgenommen wer-
den soll durch diese zweite Schranke des Merkmals dasjenige Wissen, das 
den entsprechenden Personen gerade nicht objektiv in zumutbarer Weise zu-
gänglich war. 
Diese Grenzziehung ist im objektiven Tatbestand vorzunehmen, weil hier-
durch das Merkmal der auswärtigen Beziehungen sowohl als Tatbestands-
merkmal als auch als Element des Rechtsguts selbst begrenzt wird und es 
somit weder eine Frage des subjektiven Tatbestandes noch der persönlichen 
Vorwerfbarkeit betrifft. Auf subjektiver Ebene kann dem Verantwortlichen 
nur vorgeworfen werden, was ihm, bei Einsatz aller zur Verfügung stehen-
den Mitteln, möglich war zu leisten. 
Notwendig erscheint somit in einem letzten Schritt abzustecken, welche In-
formationen zur Ausfüllung des Tatbestandsmerkmals herangezogen werden 
können und dürfen. 
In jedem Fall liegt es nicht mehr im Bereich des Zumutbaren und Vorher-
sehbaren, dasjenige Wissen zur Ausfüllung des Tatbestandes heranzuziehen, 
das nicht jedem zugänglich ist, also Geheimdienstmitteilungen, interne Re-
gierungsinformationen, o.ä. 
                                              
374 Dies kann auch an der Art der gelieferten Waren liegen. Während Güter, die zum An-

lagebau verwendet werden, regelmäßig eindeutig ihrem Hersteller zugeordnet wer-
den können, misslingt dies bei chemischen oder biologischen Stoffen. 
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Ansonsten muss sich der Tatbestand wie bisher berechtigterweise den Vor-
wurf gefallen lassen, nicht transparent zu sein und damit rechtsstaatlichen 
Anforderungen nicht zu genügen. 
Unausweichlich bedeutet dies, dass sich jedermann mit zugänglichen Mit-
teln die Informationen zur Ausfüllung des Tatbeststandes selbst beschaffen 
können muss. 
Durch das soeben beschriebene Verständnis des Begriffs „auswärtige Bezie-
hungen“ ist lediglich der Rahmen vorgegeben, innerhalb dessen sich die an-
sonsten variablen Zustände bewegen können. 
Das Problem sollte also nicht sein, zu erkennen, mit welchen Staaten die 
BRD auswärtige Beziehungen pflegt. Sie unterhält nämlich mit nahezu allen 
Staaten derartige Beziehungen. Ist dies nicht der Fall, so dürfte dies hinrei-
chend durch die Medien bekannt gemacht werden, etwa der Abbruch von 
Beziehungen. 
Schon bedeutend schwieriger ist es zu beurteilen, ob es objektiv erkennbar 
war, wie es zum Zeitpunkt des (potentiellen) außenwirtschaftsstrafrechtlich 
relevanten Verhaltens um diese Beziehungen bestellt war. 
Um sich diesem Problemfeld zu nähern, ist es notwendig, Kriterien heraus-
zuarbeiten, anhand derer sich die notwendige, aber auch zumutbare und im 
Einzelfall dann ausreichende Informationsbeschaffung über den Bestand der 
auswärtigen Beziehungen bestimmen lassen. Bei Festlegung dieses Maß-
stabs hat oberste Priorität die Berücksichtigung der beiden oben beschriebe-
nen Interessenfelder, bei denen es nicht selten zu einer Kollision oder zu-
mindest zu einem Graubereich kommt. 
Meiner Ansicht nach müssen die zur Ausfüllung nötigen Informationen der-
jenigen Sachverhalte, die unter den Begriff der „auswärtigen Beziehungen“ 
fallen, im Vorfeld in so weit erkennbar sein, dass es dem aufmerksamen Ex- 
bzw. Importeur noch möglich ist, sein Verhalten den aktuellen Entwicklun-
gen anzupassen. Bereits oben375 wurden die vom Bundesverfassungsgericht 
aufgestellten Grenzen der Pflichtigkeit dargestellt: Es verlagert das Problem 
um die Vorhersehbarkeit außenpolitischer Verwicklungen auf den subjekti-
ven Tatbestand. War eine außenpolitische Veränderung nicht absehbar, wer-
de es dem Betroffenen regelmäßig nicht vorgeworfen werden können, den 
Eintritt einer Störung wissentlich und willentlich verursacht zu haben.376 
Durch diese Formel ist zwar behelfsweise das Problem der Abgrenzung der 

                                              
375 S.o. Kapitel 3 B. II. 1. b). 
376 BVerfG, NJW 1993, 1909, 1910. 
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Sanktionierung von ungenehmigter Ausfuhr als Ordnungswidrigkeit oder als 
Straftat im Sinne des § 34 Abs. 2 AWG gelöst, die unbestimmten Rechtsbe-
griffe sind aber gerade nicht als Bestandteil des Rechtsguts inhaltlich einge-
grenzt. Hierfür bedarf es klarer Anforderungen, an die sich der Rechtsun-
terworfene halten kann und muss. 
Er muss bei sorgfältiger Verfolgung des (außen-) politischen Tagesgesche-
hens Anhaltspunkte aus zugänglichen Mitteln und Medien haben. Solche 
zugänglichen und zumutbaren Informationsquellen sind allen voran die Ta-
gespresse und die einschlägigen (Fach-) Zeitschriften. Aber auch die virtuel-
len Medien haben an Relevanz hinzugewonnen, wenn nicht sogar bereits die 
herkömmlichen abgelöst. Das AA sollte daher dazu übergehen, noch konse-
quenter auf seiner Homepage oder sonstigen Bekanntmachungen über ta-
gesaktuelle Entwicklungen zu informieren, um einen Beitrag zur Rechts-
sicherheit zu leisten. Möglich wäre dies anhand der Darstellung eines Ver-
laufes der Beziehungen zu einzelnen Ländern; auch die Auflistung von kriti-
schen Empfängern wäre hilfreich.377 
Dies sollte im Zuge der ohnehin geforderten neuen Handlungsformen der 
Verwaltung, bei denen Flexibilität und Innovation groß geschrieben wird, 
kein unüberwindbares Problem darstellen. Demgegenüber ist es die Pflicht 
des im Außenhandel tätigen Unternehmers, sich gesteigert über die jeweili-
gen politischen Zusammenhänge zu informieren. Angelehnt an die Dogma-
tik der Fahrlässigkeitsdelikte bedeutet dies, dass die Pflichten des jeweiligen 
Ex- bzw. Importeurs sich an seinen jeweiligen Fähigkeiten und Möglich-
keiten messen zu lassen haben. Im konkreten Einzelfall ist daher zu berück-
sichtigen, in welchem Maße der Rechtsunterworfene am Außenwirtschafts-
verkehr teilnimmt, ob dieses Gebiet sein Betätigungsfeld prägt. Einem 
Großunternehmer mit einer Rechtsabteilung, vielleicht sogar mit einer Ex-
portkontrollabteilung, obliegen umfassendere Prüf- und damit auch Informa-
tionspflichten, als einem Kaufmann, der ausnahmsweise ein Exportgeschäft 
tätigt. 
Schwieriger erscheint es, dieses Problem dadurch zu lösen, dass dem 
Rechtsunterworfenen die Pflicht auferlegt wird, das BAFA vor Vornahme 
bzw. Abwicklung über das Geschäft zu informieren und gegebenenfalls des-
sen Einschätzung über die Genehmigungsfähigkeit bzw. -pflichtigkeit des 
Geschäfts abzuwarten. Dieses Verfahren beansprucht nämlich – zusätzlich 
zum eigentlichen Genehmigungsverfahren – Zeit, die in der Abwicklungs-
                                              
377 Vgl. hierzu auch den Vorschlag Merkelbachs, S. 55 f., der für das Einrichten einer 

Datenbank plädiert, um das Wissen hinsichtlich der Proliferationsgefahr zu organisie-
ren. 
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praxis der Geschäfte oftmals nicht ausreichend vorhanden ist. Denkbar ist es 
auch, in diesem Bereich stärker auf so genanntes informelles Verwaltungs-
handeln zu setzen. Dies könnte sich dadurch auszeichnen, dass die ange-
strebte Entscheidung des BAFA nicht auf klassischem Wege mittels Verwal-
tungsakt oder hier im speziellen Fall mittels Nullbescheid erreicht wird, 
sondern vielmehr durch kooperatives und flexibles Reagieren der Verwal-
tung auf die Bedürfnisse.378 Da sich die Verwaltungstätigkeit auf diesem 
Gebiet gerade durch ihre umfangreichen Entscheidungs- und Kontrollbefu-
gnisse auszeichnet, wäre es wünschenswert, den Besonderheiten der zu 
Grunde liegenden Regelungsmaterie mehr Beachtung zu schenken, indem 
die Anliegen der Wirtschaft deutlicher in den Vordergrund gestellt werden. 
Zu berücksichtigen sind auch die zivilrechtlichen Aspekte des Geschäfts, 
wie Einhaltung von Lieferfristen etc, da wirtschaftliche Prozesse in immer 
kürzeren Zeiträumen ablaufen.379 Die Verwaltung müsste sich deshalb nicht 
nur auf ein flexibleres und kooperatives Verhalten einstellen, sondern insbe-
sondere auch schnell reagieren. Gewonnen werden könnte damit eine hohe 
Akzeptanz in der Wirtschaft, was letzten Endes wieder dem ureigensten 
Sinn der Kontrolle und der Sanktionierung von Verstößen nach dem AWG 
zu Gute käme, nämlich dem reibungslosen (politischen) Ablauf zwischen 
der BRD und anderen Staaten. 
In jedem Fall muss aber sicher gestellt sein, dass dem Verantwortlichen die 
Zusammenhänge bei Vornahme der relevanten Handlungen klar erkennbar 
sind. 
Im Ergebnis führen diese Überlegungen dazu, dass das Sanktionsbedürfnis 
des Staates immer dann einer Grundlage entbehrt, wenn auf der anderen Sei-
te ein Rechtsunterworfener steht, dem es trotz Beachtung seiner Pflichten 
weder möglich noch zumutbar war, diejenigen Informationen im Vorfeld zu 
beschaffen, die ihm letztlich dann im Strafverfahren zum Vorwurf gemacht 
werden. Vielmehr muss stets gewährleistet sein, dass diejenigen Tatsachen, 
die den strafrechtlichen Vorwurf stützen, zumindest einer richterlichen Plau-
sibilitätskontrolle standhalten und nicht aus unzugänglichen, womöglich 
noch geheimen Quellen beschafft worden sind. Ansonsten könnte nicht 
überprüft werden, ob es sich bei dem Vorwurf um eine bloße Behauptung 
oder um eine Tatsache handelt. Dem Richter oder Staatsanwalt wird es mit 
dem so begrenzten Merkmal der „auswärtigen Beziehungen“ unter Berück-
sichtigung nur derjenigen Informationen, die jedermann durch sorgfältige 
                                              
378 Zu den Problemen, die das informelle Verwaltungshandeln gerade auch für das Straf-

recht mit sich bringt, vgl. Kühn, wistra 2002, 41, 45 ff. 
379 Gerth, AW-Prax 2004. 95, 96. 
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Beobachtung des weltpolitischen Tagesgeschehens zum Zeitpunkt des straf-
rechtlich relevanten Verhaltens zugänglich waren, leichter fallen zu überprü-
fen, ob und inwieweit die Trias betroffen war. 

C. Gefährdung 
Im Anschluss an die gewonnenen Ergebnisse bleibt der Frage nachzugehen, 
um welchen Deliktstypus es sich bei dem Eignungsdelikt des § 34 Abs. 2 
AWG handelt. 
Die h.M. geht grundsätzlich davon aus, dass bei Verwendung des Merkmals 
der „Eignung“ im Tatbestand der Gesetzgeber ein abstraktes Gefährdungs-
delikt normiert hat. Sie lässt allerdings auch Ausnahmen von diesem Grund-
satz immer dann zu, wenn die Auslegung des Tatbestands eine andere An-
nahme ergibt.380 
Unabhängig vom Vorliegen des Eignungsmerkmals handelt es sich um ab-
strakte Gefährdungsdelikte bei solchen Tatbeständen, in denen der Gesetz-
geber davon ausgeht, dass bestimmte Handlungen typischerweise gefährlich 
für ein bestimmtes Rechtsgut sind und daher als solche schon verboten wer-
den müssen.381 Die Gefährlichkeit ist demnach kein Tatbestandsmerkmal, 
sondern nur Grund bzw. Motiv für die Existenz der Strafnorm.382 
Im Gegensatz dazu liegt ein konkretes Gefährdungsdelikt immer dann vor, 
wenn auf Grund der Tatbestandsfassung das Gericht im Einzelfall festzustel-
len und nachzuweisen hat, ob eine Gefährdung tatsächlich eingetreten ist, 
ohne dass das geschützte Interesse im Einzelfall notwendigerweise real be-
einträchtigt sein muss.383 
Verlangt nun ein Straftatbestand wie § 34 Abs. 2 AWG einerseits den Ver-
stoß gegen verwaltungsrechtliche Pflichten, andererseits aber auch gleich-
zeitig die Eignung zur Gefährdung eben dieser Handlung, so ist unbestritten, 
dass der erste Teil des Tatbestandes eine abstrakte Gefährdung beschreibt. 
Denn allein der Verstoß gegen bestimmte verwaltungsrechtliche Genehmi-

                                              
380 S.o. Kapitel 1 D. V. 3.; Kapitel 3 C. 
381 Allgemeine Auffassung, vgl. Heine, in Sch/Sch, Vor. §§ 306, Rdnr. 3; Schröder, JZ 

1967, 522. 
382 Allgemeine Auffassung, vgl. Arzt/Weber, § 35 Rdnrn. 44 ff; Jescheck/Weigend, 

S. 64; Roxin, § 11 Rdnr. 127; Bohnert, JuS 1984, 182; Fischer, GA 1989, 445; Osten-
dorf, JuS 1982, 426 f. 

383 Allgemeine Auffassung, vgl. Roxin, § 11 Rdnr. 121; Heine, in Sch/Sch, Vor. §§ 306 
Rdnr. 2; Bohnert, JuS 1984, 182; Ostendorf, JuS 1982, 426; Schröder, JZ 1967, 522; 
ders., ZStW 81 (1969), 7; Gallas, in FS für Heinitz, S. 183. 
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gungstatbestände birgt nach Auffassung des Gesetzgebers die typische Ge-
fahr für ein bestimmtes Rechtsgut in sich. 
Fraglich bleibt nur, welche Anforderungen an den zweiten Teil des Tatbe-
standes, die Gefährdungseignung, zu stellen sind. 
Denkbar ist, es auch für diesen zweiten Teil bei der Annahme eines abstrak-
ten Gefährdungsdelikts zu belassen. Konkret hieße dies, der Richter hätte 
unter Zugrundelegung einer generellen Betrachtungsweise ohne Berücksich-
tigung der individuellen Gegebenheiten darüber zu befinden, ob die Tat-
handlung unter Missachtung des Genehmigungsvorbehaltes für mindestens 
ein Merkmal der Trias abstrakt gefährlich war. 
Die Auslegung des Tatbestandes könnte allerdings auch ergeben, dass dort 
eine konkrete Gefahr neben der abstrakt gefährlichen Tathandlung verlangt 
ist. Dann wäre dem potentiellen Täter ein konkreter Gefahrerfolg, die Ge-
fährdung der Trias, verursacht durch die Tathandlung, nachzuweisen. 

I. Entwicklung des Eignungsdelikts 

Gerade auch in jüngerer Vergangenheit haben sich Ansätze herausgebildet, 
die der grundsätzlichen Einstufung der Eignungsdelikte als abstrakte Ge-
fährdungsdelikte kritisch gegenüberstehen und nach einer genaueren Diffe-
renzierung verlangen. 
An die herkömmliche Unterscheidung zwischen abstrakt und konkret an-
knüpfend haben zuerst Schröder384, danach Gallas385, untersucht, ob es zwi-
schen den Deliktsarten auch Mischtatbestände gibt, die beide Elemente in 
sich vereinen. 
1. Schröder 
Dabei gelangte Schröder zu dem Ergebnis, dass es wegen der gesetzlichen 
Formulierung „Eignung einer Sache oder Handlung, bestimmte Erfolge her-
beizuführen“ echte Kombinationen zwischen abstraktem und konkretem Ge-
fährdungsdelikt geben müsse.386 
Der Gesetzgeber habe gerade diejenigen Tatbestände, in denen er wegen der 
Unmöglichkeit, die Voraussetzungen der Gefahr selbst abschließend zu 
bestimmen, das Merkmal der Eignung aufgenommen. In einem solchen Fall 
aber liege zunächst ein konkretes Gefährdungsdelikt vor, weil die Voraus-
setzungen der Gefährlichkeit nicht vom Gesetz festgelegt sind, sondern vom 
                                              
384 Schröder, ZStW 81 (1969), 7, 22; ders., JZ 1967, 522 ff. 
385 Gallas, in FS für Heinitz, S. 171 ff. 
386 Schröder, ZStW 81 (1969), 7, 22. 
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Richter im Einzelfall festgestellt werden müssen. Mangels tatbestandlicher 
Umschreibung der konkreten Gefahrsituation wird es dem Richter darüber 
hinaus aufgegeben, bei seiner Entscheidung nicht die konkrete Situation als 
maßgeblich zu betrachten, sondern generelle Maßstäbe anzulegen. Dies 
wiederum sei dann der abstrakte Part des abstrakt-konkreten Gefährdungs-
delikts. 
Gegen die Annahme der abstrakten Gefährlichkeit müsse im Zweifel im 
Prozess der Gegenbeweis zur Verfügung stehen. Dann soll dem Richter ge-
stattet werden, vom generellen Maßstab abzusehen, wenn alle Umstände des 
Einzelfalls mit dem Ergebnis geklärt werden können, dass die Handlung in 
concreto ungefährlich war.387 
2. Gallas 
In Auseinandersetzung damit entwickelte Gallas den Gedanken, bei den De-
likten mit Eignungsmerkmal am zu gefährdenden Rechtsgut anzusetzen, um 
die Beurteilungsgrundlage des jeweiligen Delikts zu finden. Grundsätzlich 
habe der Richter bei den Delikten mit Eignungsformel, die in der Regel als 
abstrakte Gefährdungsdelikte einzustufen seien, die Gefährlichkeit der indi-
viduellen Handlung des Täters zu beurteilen, dabei aber einen generalisie-
renden Maßstab anzulegen. Ausnahmen seien jedoch immer dann zu ma-
chen, wenn im Tatbestand nicht eine bestimmte Rechtsgutsart, wie z. B. die 
der „menschlichen Gesundheit“, „Leben“ oder „Sachgüter“, benannt sind. 
Solche Rechtsgüter kommen als Objekte möglicher Schädigungen in Be-
tracht, wenn zuvor z.B. die Gesundheit eines bestimmten Menschen als In-
dividualisierung des konkreten Rechtsguts aus der Rechtsgutsart erfolgt ist. 
Im Gegensatz dazu gebe es auch das der Verletzung unmittelbar zugängliche 
individuelle Rechtsgut (-sobjekt), das insoweit bereits konkretisiert ist. Als 
Beispiel für letzteres führte er den „öffentlichen Frieden“ in §§ 130, 166 
StGB an. Tatbestände, in denen solche individuellen388 Rechtsgüter (Rechts-
gutsobjekte) beschrieben sind, seien als konkrete Gefährdungsdelikte aufzu-
fassen. Dann nämlich sei durch die Benennung des individuellen Rechtsguts 

                                              
387 Schröder, ZStW 1969, 7, 22; ders., JZ 1967, 522, 525; diesen Ansatz ablehnend 

Kühl, Vor. § 13 Rdnr. 32; Zieschang, S. 173. Letzterer erkennt zwar auch Mischfor-
men zwischen konkreten und abstrakten Gefährdungsdelikten an, meint aber, Schrö-
der habe die maßgeblichen Kriterien für die Einteilung dieser Delikte verkannt. 

388 Gallas spricht in diesem Zusammenhang etwas missverständlich von „individuellen 
Rechtsgütern“. Gemeint sind damit solche, die ihrer Natur nach bereits individuell 
und deshalb nicht weiter individualisierbar sind. In diesem Zusammenhang stehen 
kollektive Rechtsgüter nicht im Gegensatz zu individuellen Rechtsgütern; vielmehr 
sind letztere als Gegensatz zu Rechtsgutsarten zu verstehen. 
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(-objektes) im Tatbestand die Gefährdung eben dieses Rechtsgutes nicht nur 
auf die generelle Gefährlichkeit der Handlung, losgelöst von den besonderen 
Tatumständen abzustellen. Vielmehr würde dann die Gefährdung gleichsam 
einer Störung auf den Unrechtsgehalt des Erfolges hindeuten.389 
Mit anderen Worten könnte man die Beobachtung Gallas so beschreiben, 
dass der Gesetzgeber immer dann ein konkretes Gefährdungsdelikt normiert 
hat, wenn er das bereits seiner Natur nach individualisierte Rechtsgut, also 
das individuelle Rechtsgutsobjekt, mit in den Tatbestand aufgenommen hat. 
Dann nämlich dient die Benennung des Rechtsguts im Tatbestand als Ersatz 
für die Bezeichnung eines konkreten Gefahrerfolges, der sich bei den ent-
sprechenden Rechtsgütern nur schwerlich konkret im Straftatbestand aus-
drücken lässt. 
3. Graul 
Vom Grundsatz her setzt auch Graul390 zur Lösung des Problems um die 
Eignungsdelikte bei der Unterscheidung zwischen Rechtsgutsart und indivi-
duellem Rechtsgut an, um die vom Gesetzgeber intendierte konkrete bzw. 
abstrakte Gefahr zu bestimmen. 
Allerdings meint sie, die Schlussfolgerung Gallas, es müsse bei Vorliegen 
eines solchen individuellen Rechtsguts (-objekts) tatsächlich auch ein kon-
kreter Gefahrerfolg eingetreten sein, sei nicht haltbar. Denn wie auch die 
überwiegende Auffassung im Schrifttum zum Merkmal „in einer Weise, die 
geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören“ meint, so sei dieses ohnehin 
insofern konkret zu verstehen, als bei der Eignungsprüfung sowohl Art und 
Inhalt der Äußerung als auch die Umstände ihrer Abgabe zu berücksichtigen 
seien, so dass die Eignung prinzipiell auf der Grundlage aller konkreten 
Faktoren und nicht in einer hiervon abstrahierenden Weise zu beurteilen 
ist.391 

                                              
389 Gallas, in FS für Heinitz, S. 181 f.; sich grundsätzlich anschließend Roxin, § 11 B II 

Rdnr. 163; Jescheck/Weigend, S. 264; Heine, in Sch/Sch, Vor. §§ 306 ff. Rdnr. 3; 
Wolters/Horn, in SK, Vor. § 306 Rdnr. 18. 

 Dagegen allerdings Zieschang, S. 166 ff., der an diesem Ansatz bemängelt, dass nicht 
geklärt wird, ob das Merkmal der Geeignetheit auch ein konkret gefährliches Verhal-
ten, aus dem unter Umständen ein konkret gefährlicher Zustand resultieren kann, be-
schreiben kann; Arzt/Weber, § 35 Rdnrn. 85, 82, die es bei der Annahme eines ab-
strakten Gefährdungsdelikts belassen wollen, da für die „Eignung zur Schädigung“ 
eine generelle Kausalität hinsichtlich der Schädigung ausreiche, also eine hypothe-
tisch-abstrakte Opferbetroffenheit genüge. 

390 Graul, S. 119 ff. 
391 Graul, S. 119 f. 
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Im Grundsatz jedoch kommt auch Graul zu dem Ergebnis, dass die Eig-
nungstatbestände als abstrakte Gefährdungsdelikte aufzufassen sind, wes-
halb die Eignung nach generellen Gesichtspunkten zu beurteilen sei. Dies 
sei immer dann der Fall, wenn – wie auch Gallas meint – im Tatbestand 
kein bestimmtes, individuelles Rechtsgut (-sobjekt) angesprochen ist, son-
dern eben nur die Rechtsgutsart. Oder umgekehrt gesagt: ist im Tatbestand 
ein bestimmtes, individuelles Rechtsgut (-sobjekt) genannt, so sei dies ein 
Hinweises darauf, dass eine konkrete Gefährdung vom Gesetzgeber inten-
diert ist. 
Allerdings macht Graul von diesem Grundsatz selbst wiederum in zwei 
Richtungen Ausnahmen: 
Zum einen soll in den Fällen, in denen trotz Betroffenseins eines bestimm-
ten, individuellen Rechtsguts (-objekts) das Eignungsmerkmal nach der tat-
bestandlichen Formulierung nicht auf die gesamte (konkrete) Situation zu 
beziehen sein, sondern nur auf bestimmte Teile, ein abstraktes Gefährdungs-
delikt vorliegen. 
Am Beispiel des § 186 StGB verdeutlicht würde dies bedeuten, dass wegen 
der Tatbestandsformulierung „Eignung zur Verächtlichmachung“, sich die 
Eignung nur auf den Inhalt der Äußerung, d.h. die behauptete Tatsache be-
zieht, nicht jedoch auf die gesamten Umstände, unter denen die Äußerung 
erfolgte.392 
Zum anderen soll trotz keines individuellen Rechtsguts die Gefahrgeeignet-
heit393 konkret zu beurteilen sein, wenn die Fassung eines Tatbestandes zwar 
ein generelles Eignungsurteil erforderlich machen würde, das In-Beziehung-
Setzen des Rechtsguts mit den anderen Tatbestandmerkmalen aber einen an-
deren Schluss zwingend nach sich zieht. Als Beispiel führt Graul das Le-
bensmittelstrafrecht an. Dort sei in § 51 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 LMBG a.F. 
nunmehr § 58 Abs. 1 Nr. 1 LFGB strafbewährt, „Lebensmittel für andere 
derart herzustellen oder zu behandeln, dass ihr Verzehr geeignet ist, die Ge-
sundheit zu schädigen.“ In diesem Tatbestand seien die Merkmale des Her-
stellens oder Behandelns von Lebensmitteln für andere und das Rechtsgut-
sobjekt „Gesundheit“ derart in Beziehung zueinander zu bringen, dass vom 
Gesetzgeber nur als strafbewährt diejenige Tathandlung angesehen wird, die 

                                              
392 Graul, S. 122. 
393 Diese Anforderungen sind nicht zu verwechseln mit denen, die an ein konkretes Ge-

fährdungsdelikt zu stellen sind. 
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die Gesundheit gerade derjenigen anderen Menschen schädigt, für die das 
fragliche Lebensmittel hergestellt wird.394 
Vergleichbare Fälle versuchte bereits Schröder aus der Strafbarkeit auszu-
klammern, indem er vorschlug, den Gegenbeweis der Ungefährlichkeit im 
Einzelfall zuzulassen.395 

II. Auseinandersetzung 

Unabhängig davon, ob man der von Gallas ursprünglich gewählten Diffe-
renzierung folgt oder zusätzlich noch die von Graul entwickelten Modifizie-
rungen beachtet, ist Ansatzpunkt der Beurteilung der Deliktsnatur das 
Rechtsgut. 
Wie oben entwickelt, ist Rechtsgut des § 34 AWG der Schutz qualifizierten 
Verwaltungsunrechts, beeinflusst von mindestens einer Variante der Trias. 
Untersucht man zunächst den primären Rechtsgüterschutz des Verwaltung-
sunrechts, so ist der Schluss unumgänglich, dass ein individuelles Rechts-
gutsobjekt in dem dargestellten Sinne vorliegt. Die einzelnen strafbewährten 
Verstöße sind von der Primärrechtsordnung, dem formellen Verwaltungs-
recht samt seinen Rechtsverordnungen, in derart konkreter Weise vorgege-
ben, dass an einer Individualisierung, und damit an einem individuellen 
Rechtsgutsobjekt, kaum Zweifel bestehen dürfte. 
Berücksichtigt man dann weiter das oben festgestellte Ergebnis396, nämlich 
dass die im Außenwirtschaftsrecht verwandte Blanketttechnik den Anforde-
rungen an ein rechtsstaatliches Strafrecht genügt, so ist dem Rechtsanwen-
der bzw. -unterworfenen – mit Ausnahme von technischen Detailfragen – 
lückenlos vorgegeben, welche Verhaltensweisen genehmigungspflichtig und 
damit letztendlich auch strafbewährt sind. Einer anderen Auslegung ist das 
Rechtsgut im Hinblick auf die bereits verwaltungsrechtlich sanktionierten 
Genehmigungsverstöße nicht zugänglich. 
Dennoch bleibt zu klären, ob und wie sich der Einfluss der Trias als flexibler 
Bestandteil der Rechtsgüter und insbesondere als Bezugsobjekt des Ei-
gungsmerkmals auf das Ergebnis, das Vorliegen eines individualisierten 
Rechtsguts, auswirkt. Denn gerade die Trias ist es, auf deren isolierten Aus-
legung es nach den vorgenannten Meinungen von Gallas und Graul an-

                                              
394 Graul, S. 122 f. 
395 Vgl. oben Schröder, ZStW 81 (1969), 7, 16 f., 22 f.; ders., JZ 1967, 522, 525. 
396 S.o. Kapitel 3 A. I. 3. 
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kommt, weil diese Rechtsgüter bei Berücksichtigung der tatbestandlichen 
Eignungsformel die Deliktsnatur prägen. 
Der flexible und wandelbare Einfluss, der durch die Elemente der Trias auf 
das Rechtsgut ausstrahlt, vermag nichts an der Tatsache zu ändern, dass das 
Rechtsgut als individuell im oben verstandenen Sinne397 anzusehen ist. Eine 
andere Sichtweise hätte die stetige Änderung des Rechtsguts in seinem Ge-
samtgepräge zufolge. Denn billigt man den Merkmalen, allen voran der 
Nr. 3, die gesetzgeberisch gewollte und auch sinnvolle Flexibilität zu, so 
müsste man die unterschiedliche Beurteilung des Rechtsguts je nach zu be-
urteilenden Sachverhalt in Kauf nehmen. 
Eindeutig ist dieses Ergebnis für die erste und zweite Variante der Trias. Die 
„äußere Sicherheit der BRD“ ist deshalb als Rechtsgutsobjekt individuell, 
weil es nur die Sicherheit eines einzigen Staates betrifft. Insofern beschreibt 
diese Variante einen Zustand mit lediglich einem Bezugsobjekt, nämlich der 
BRD. Würde sich die BRD diesbezüglich eines Angriffs versehen, so stünde 
diesem Angriff das nicht weiter individualisierbare Rechtsgut entgegen, das 
zwar durch verschiedenartige Angriffe beeinträchtigt werden kann, jedoch 
als Angriffsobjekt stets gleich bleibt. 
Ähnlich verhält es sich mit der zweiten Variante der Trias, dem Völkerfrie-
den. Vergleichbar mit der Argumentation um den „öffentlichen Frieden“398 
gibt es auch hier verschiedene Friedenszustände. 
Das bedeutet, dass in der Region A unter dem friedlichen Zusammenleben 
zweier Völker etwas anderes zu verstehen sein kann, als in der Region B. 
Nichts desto trotz handelt es sich auch hier um ein individuelles Rechtsgut-
sobjekt, weil jeder Friedenszustand, gleich welcher Art, unmittelbar einem 
Angriff zugänglich ist. Unerheblich ist in diesem Zusammenhang, dass der 
Angriff in der Regel aus einem Volk heraus kommt, dessen friedliches Zu-
sammenleben mit einem anderen Volk gerade Beurteilungsgrundlage des 
Friedenszustands ist. 
Problematischer erscheint auch hier die dritte Variante. Denn es ließe sich 
argumentieren, „auswärtige Beziehungen“ beschreiben keinen statischen 
Zustand in dem Sinn, als dass sie im Gesamtgefüge stets gleich blieben. Sie 
hängen vielmehr von sich stetig ändernden Aktionen und Reaktionen sämt-

                                              
397 S.o. Fn. 380. 
398 Wie auch Graul beobachtet hat, kann am Beispiel des „öffentlichen Friedens“ im 

Sinne der §§ 130, 166 StGB dieser als „Gesamtindividuum“ anzusehen sein, jedoch 
mit der Folge, dass die einzelnen Friedenszustände noch weiter unterteilbar sind, je-
doch Teile eines Gesamtgebildes „öffentlicher Frieden“ sind; Graul, 118 f. 
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licher Staaten ab, so dass sich dieses Rechtsgut stets neu individualisiert. 
Bedenken gegen eine solche Argumentation ergeben sich jedoch bereits dar-
aus, dass die BRD auswärtige Beziehungen mit nahezu jedem Staat der Welt 
pflegt und es m.E. nicht auf die Qualität der Beziehungen bei der Frage der 
Individualisierung ankommen darf. Denn würde man auf die Qualität der 
Beziehungen in diesem Zusammenhang abstellen, so käme man zu dem be-
reits angesprochenen Ergebnis, dass sich dieser Bestandteil des Rechtsguts 
je nach zu beurteilendem Sachverhalt inhaltlich verändert. Allein geschützt 
sollen aber die bestehenden auswärtigen Beziehungen aus nationaler Per-
spektive sein, die insofern einen zum Tatzeitpunkt bestehenden oder eben 
nicht bestehenden Zustand zwischen Staaten auf politischer Ebene beschrei-
ben. Der durch eine entsprechende Tathandlung vorgenommene Angriff auf 
die Beziehungen richtet sich jedenfalls immer unmittelbar gegen die Interes-
sen der BRD an diesen Beziehungen, unabhängig davon, zu welchem Staat 
sie bestehen. Wie oben bereits festgestellt, kommt es nämlich nur auf die 
nationalen Interessen an den Beziehungen an und nicht auf die Reaktionen 
anderer Staaten.399 Die eigenen Interessen der BRD sind einem Angriff da-
her jederzeit zugänglich. 
Insgesamt handelt es sich demnach bei der Trias nach dem von Gallas ent-
wickelten und von Graul fortgeführten Ansatz insgesamt um ein individuel-
les Rechtsgutsobjekt, dass einem Angriff jederzeit zugänglich ist. 
Meiner Ansicht nach bestehen jedoch Zweifel an den Folgen, die sich nach 
Gallas und im vorliegenden Fall wohl auch nach Graul hieraus ergeben sol-
len. Konsequent wäre es nämlich, nunmehr zu dem Ergebnis zu gelangen, 
dass § 34 Abs. 2 AWG zu einem Teil ein abstraktes Gefährdungsdelikt – die 
Tathandlung, der Verstoß gegen eine Genehmigungspflicht – zum anderen 
Teil aber auch ein konkretes Gefährdungsdelikt – die Gefährdung der drei 
Merkmale – darstellt. 

III. Lösungsansatz 

Beachtenswert ist demgegenüber auch eine dritte Möglichkeit, die zwischen 
den beiden dargestellten anzusiedeln ist. 
Diese könnte darin bestehen, im Grundsatz zum abstrakten Gefährdungsde-
likt zurückzukehren, die Gefährdungseignung allerdings anhand eines kon-
kreten Maßstabs zu beurteilen. Dann wären sämtliche Einzelfallumstände 
bei Prüfung des Begriffs der Geeignetheit zu beachten und es käme gerade 
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nicht, wie von der h.M. grundsätzlich verlangt, auf eine generelle Betrach-
tung an. 
Konsequenz dieser Annahme ist, dass sich der Vorwurf im Tatbestand des 
§ 34 Abs. 2 AWG wie beim klassischen abstrakten Gefährdungsdelikt auf 
das Handlungsunrecht konzentrieren würde und nicht wie beim konkreten 
Gefährdungsdelikt das Erfolgsunrecht maßgebend ist.400 
Gegen die Annahme eines rein abstrakten Gefährdungsdelikts mit seinen 
herkömmlichen Anforderungen spricht bereits die Gesetzessystematik. 
Würde man den Eignungstatbestand im vorliegenden Fall als abstraktes Ge-
fährdungsdelikt einstufen mit der Besonderheit, dass die Beurteilung der ab-
strakten Gefährlichkeit der Tathandlung Richteraufgabe ist, so müsste diese 
stets bejaht werden und bedürfte im Grunde genommen keiner gesonderten 
Prüfung mehr. Denn bei genereller Betrachtung liegt eine Gefahr für die Tri-
as schon deshalb immer vor, wenn zuvor der Verordnungsgeber aufgrund 
der Trias im Rahmen des § 7 Abs. 1 AWG tätig geworden ist und in einer 
Rechtsverordnung eine Genehmigungspflicht statuiert hat. Damit kam er be-
reits, wenn auch präventiv, zu dem Ergebnis, dass bestimmte Verhaltenswei-
sen so gefährlich für die Trias sind, dass sie einer staatlichen Kontrolle be-
dürfen und gegebenenfalls als eine Ordnungswidrigkeit sanktioniert werden. 
Würde man nun im Rahmen des § 34 Abs. 2 AWG dieser ohne Genehmi-
gung durchgeführten Handlung ihre generelle Gefährlichkeit absprechen, so 
stellte man sich einerseits gegen die Einschätzung des Verordnungsgebers 
und würde im Ergebnis eine Prüfung der ausnahmsweisen Ungefährlichkeit 
vornehmen. Andererseits aber wäre die gesetzgeberische Differenzierung 
von Ordnungswidrigkeit und Straftat ihres Sinnes beraubt. 
Darüber hinaus bereitet es erhebliche Schwierigkeiten, die generelle Gefähr-
lichkeit einer Handlung in Bereichen nachzuweisen, die gerade nicht ge-
prägt sind von naturwissenschaftlichen Erfahrungssätzen, sondern bei denen 
stets im Einzelfall überprüft werden muss, ob die Handlung abstrakt gefähr-
lich war. Vorliegend ist es nämlich im Gegensatz zu beständigen Erfah-
rungssätzen unter Umständen von der autonomen Willensentscheidung des 
Empfängers abhängig, wie die Ware verwendet wird.401 Die konkrete Ver-

                                              
400 Eine „konkrete Eignung“ fordert auch Sternberg-Lieben für die öffentliche Friedens-

störung im Rahmen des § 126 StGB, vgl. Lenckner/Sternberg-Lieben, in Sch/Sch, 
§ 126 Rdnr. 9. 

401 Die Existenz eines generellen Kausalgesetzes dafür, dass ein bestimmtes außenwirt-
schaftsrechtlich relevantes Verhalten erfahrungsgemäß unter bestimmten Umständen 
zur Beeinträchtigung eines der drei Merkmale der Trias führen kann, besteht gerade 
nicht. 
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wendung entscheidet dann aber darüber, ob die Ware zu einer Gefahr für die 
Trias wird. 
Auch Graul hat bereits erkannt, dass es diese dritte Möglichkeit der Geset-
zesauslegung geben muss. Sie beschreibt in ihrer oben dargestellten zweiten 
Ausnahme402 allerdings die umgekehrte Situation. Sie will dann, wenn die 
Auslegung des Eignungstatbestandes die Annahme eines abstrakten Gefähr-
dungsdelikt ergibt, hierzu in bestimmten Fällen ein Mehr fordern, nämlich 
den Nachweis der konkreten Eignung im Rahmen eines abstrakten Gefähr-
dungsdelikts. 
Vorliegend ist aber im Gegensatz dazu zu untersuchen, ob auch der Weg 
vom konkreten Gefährdungsdelikt hin zum abstrakten Gefährdungsdelikt 
mit konkreter Eignung offen steht. 
Das Ergebnis der Auslegung des Tatbestandes nach Gallas und Graul war, 
dass § 34 Abs. 2 AWG wegen seines individuellen Rechtsgutsobjekts einen 
konkreten Gefahrerfolg voraussetzt. Demzufolge müsste die nähere Unter-
suchung des Tatbestandes ergeben, dass durch die Auslegung der Eignung 
im Sinne einer konkreten Eignung ein Weniger verlangt ist. 
Anhand der bislang hinsichtlich des Rechtsguts gewonnenen Ergebnisse 
lässt sich sagen, dass dieses wegen des Einflusses der (flexiblen) Trias dem 
stetigen Wandel unterliegt. Würde man nun den Nachweis eines konkreten 
Gefährdungserfolges der Trias, die zugleich Rechtsgut als auch Tatbe-
standsmerkmal des § 34 Abs. 2 AWG ist, verlangen, so würde sich der vor-
ausgesetzte Erfolg mit den wandelbaren Merkmalen der Trias schlechtesten-
falls stetig verändern. Konsequenz daraus ist, dass die Frage, ab wann eine 
konkrete Gefährdung eines der Merkmale angenommen werden kann, wie-
derum droht, ins Uferlose abzugleiten. 
Denn bereits jetzt wird – unabhängig von der Frage, ob eine stringente Sub-
sumtion erfolgt – aus den einzelnen Entscheidungen nicht immer ganz ein-
deutig ersichtlich, welche Anforderungen zu stellen sind. Es drängt sich 
vielmehr ab und an der Eindruck auf, dass Richter oder Staatsanwalt froh 
sind über eine eindeutige Reaktionen auf politischer Ebene, die m.E. oftmals 
auch für die Begründung einer Störung ausreichen würde, um sicher gehen 
zu können, den Anforderungen des § 34 Abs. 2 AWG gerecht zu werden und 
sich nicht mit dessen jeweiligen von Sachverhalt zu Sachverhalt zu beurtei-
lenden Grenzen auseinander setzen zu müssen.403 

                                              
402 S.o. Kapitel 4 C. I. 3. 
403 Ähnliche Bedenken auch bei Lenckner/Sternberg-Lieben, in Sch/Sch, § 126 Rdnr. 9. 
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Dies bestätigt auch der neu eingeführte § 34 Abs. 6 Nr. 1 a-c AWG. Dort 
nämlich wird als Verbrechen bestraft, wenn eine Tathandlung nach Abs. 1 
oder 2 die Trias stört. Allein durch das Ansetzen des Abs. 6 an die Tathand-
lung wird deutlich, dass die Tathandlung des Abs. 2 inklusive der konkreten 
Eignung gemeint sein muss, dass also nicht nur an den Verweis auf § 33 
AWG angeknüpft wird, sondern bereits an die Tathandlung im Sinne des 
§ 33 unter Berücksichtigung der Trias. Ansonsten ließe sich gesetzessyste-
matisch nicht erklären, weshalb der Gesetzgeber im Abs. 6 nicht direkt auf 
§ 33 AWG verwiesen hat. 
Würde man im Abs. 2 eine konkrete Gefährdung verlangen, bei der es nur 
vom Zufall abhängt, ob sie sich in einem Erfolg manifestiert, so würde es 
auch zufallsabhängig sein, ob der Verantwortliche aus einem Vergehens- 
oder Verbrechenstatbestand bestraft wird. Insofern kann Abs. 2 nur die ge-
setzgeberische Intention entnommen werden, eine Verhaltenspflicht mit dem 
Inhalt zu statuieren, eine Handlung ohne die erforderliche Genehmigung zu 
unterlassen, nicht aber einen bestimmten Gefährdungserfolg zu vermeiden. 
Darüber hinaus spricht ein weiterer Aspekt gegen die Annahme eines kon-
kreten Gefahrerfolgs: In der Praxis wäre es wohl unumgänglich, den konkre-
ten Gefahrerfolg mit Reaktionen anderer Staaten zu begründen. Dies hätte 
zur Folge, dass im Rahmen der Nr. 3 die gesetzgeberische Intention samt der 
in § 1 AWG statuierten Außenhandelsfreiheit aus den Augen verloren wer-
den würde. Bestraft man den Verantwortlichen (nur) mit Blick auf Reaktio-
nen anderer Staaten auf Warenlieferungen, so verlöre der Grundsatz der Au-
ßenhandelsfreiheit deshalb an Gewicht, weil die Beurteilung des Verhaltens 
nicht mehr autonom auf den nationalen gesetzgeberischen Vorgaben beruhen 
kann. Vielmehr rücken dann die Interessen anderer Staaten in den Mittel-
punkt und diese würden schlechtestenfalls über das Vorliegen einer Ord-
nungswidrigkeit oder Straftat entscheiden. Dem steht nicht entgegen, dass 
§ 34 Abs. 6 Nr. a-c AWG eine Störung der Trias verlangt. § 34 Abs. 6 Nr. a-c 
AWG baut auf Tathandlungen nach § 34 Abs. 1, 2 AWG auf. Missachtet der 
Verantwortliche die ihm vom Gesetzgeber durch Abs. 1 und 2 auferlegten 
besonderen Verhaltensanforderungen, so ist es unschädlich, die Begründung 
des Erfolgseintritts mit Reaktionen anderer Staaten oder auch Medienkamp-
agien zu begründen, weil zuvor bereits die gesetzgeberische Missbilligung 
des Handlungsunrechts durch die in § 34 Abs. 1 und 2 AWG normierten Ver-
haltenspflichten zum Ausdruck gekommen ist. 
Im Ergebnis scheint es immer dann sachgerecht, vom zuvor gewonnenen 
Ergebnis des konkreten Gefährdungsdelikts resultierend aus einem indivi-
dualisierten Rechtsgut abzurücken, wenn das zu Grunde liegende Rechtsgut 
seinem Inhalt nach nicht beständig, sondern vielmehr sich stets im Wandel 
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befindlichen Einflüssen ausgesetzt ist und die Flexibilität eines solchen 
Rechtsgut gerade auch die gesetzgeberische Intention war. 
Verschärft wird die Situation vorliegend noch deshalb, weil eben diese Teile 
des Rechtsguts zugleich objektive Tatbestandsmerkmale sind. 
Dann aber scheint es sachgerecht, von der starren Folge des individualisier-
ten Rechtsguts zum konkreten Gefährdungsdelikt Abstand zu nehmen und 
stärkeres Gewicht auf das Handlungsunrecht zu legen, indem die Gefähr-
dungseignung konkret beurteilt wird. 
Die Prüfung der konkreten Eignung erlaubt, genau wie die Prüfung der kon-
kreten Gefährdung, die Einzelfallumstände zu berücksichtigen. Der Unter-
schied ist nur, dass es sich um verschiedene Anknüpfungspunkte handelt. 
Die Berücksichtigung der Einzelfallumstände bei Prüfung der konkreten 
Eignung ist auch sachgerecht. Miteinbezogen werden können nämlich ins-
besondere Aspekte wie die Zuverlässigkeit der Person des Warenempfängers 
ebenso wie sämtliche Umstände, unter denen die konkrete außenwirtschafts-
rechtlich relevante Handlung stattfand. Nicht nur, dass die wirtschaftlichen 
und politischen Gegebenheiten von Bedeutung sind, auch sämtliche indivi-
duellen im Umkreis der Person des potentiell Verantwortlichen liegenden 
Faktoren werden für die Beurteilung des Verstoßes wesentlich. 
Die oben herausgearbeitete Grenze404 hinsichtlich der Kenntnis der relevan-
ten Umstände, die die Trias ausfüllen, spielt bei Beurteilung der konkreten 
Eignung dann eine wesentliche Rolle. Denn hier ist zu prüfen, ob den Ver-
antwortlichen im Einzelfall die grundsätzlich objektiv vorliegenden und 
zumutbar beschaffbaren Information auch tatsächlich erreicht haben, oder 
ob Umstände vorliegen, aufgrund derer diese Erreichbarkeit aufgrund au-
ßerhalb seines Verschuldens liegenden Umstände verborgen geblieben sind. 
Schließlich wird durch diese Auslegung auch verdeutlicht, dass die Beurtei-
lung des strafrechtlich relevanten Verhaltens nicht von Reaktionen ausländi-
scher Staaten auf das zu beurteilende Verhalten abhängig sein kann. Zum 
Zeitpunkt des Geschäfts kann es zwar bereits Reaktionen des Empfänger- 
oder eines Drittstaates auf Lieferungen gegeben haben. Diese Reaktionen 
sind dann gegebenenfalls bei Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriffe 
im Rahmen des § 34 Abs. 6 AWG beachtlich. 
Keine Rolle spielen sie aber für die Frage der konkreten Eignung dieser zu 
beurteilenden Handlung. 

                                              
404 S.o. Kapitel 4 B. II. 2. 
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Entscheidend ist schließlich, dass nach der hier vertretenen Lösung der Be-
urteilung eine ex-ante Sicht zugrunde zu legen ist.405 Nur dann kann einer-
seits die Nähe zum abstrakten Gefährdungsdelikt gewahrt und andererseits 
den besonderen Umständen des Straftatbestandes des § 34 Abs. 2 AWG 
Rechnung getragen werden. Gerade in einer Rechtsmaterie, in der sich die 
Informationsbeschaffung derart schwierig gestaltet und in der die maßgebli-
chen Tatsachen nicht selten zeitverzögert an die Öffentlichkeit gelangen, 
wäre die Zugrundelegung einer ex-post Sicht nicht haltbar. Damit würde 
man den zuvor bei der Auslegung der unbestimmten Rechtsbegriffe vorge-
schlagenen Ansatz aushöhlen und die Bestimmungsfunktion der Norm desa-
vouieren. Denn billigt man ihnen wegen der speziellen Regelungsmaterie 
ein so großes Maß an Flexibilität zu, so muss dies auf anderer Ebene be-
schränkt werden, um zu verhindern, dass der Straftatbestand konturlos wird. 

D. Konsequenz für das Strafverfahren 

I. Beweis 

Nachgewiesen werden muss den nach § 34 Abs. 2 AWG Beschuldigten bzw. 
Angeklagten, dass die ohne Genehmigung vorgenommene Handlung nach 
§ 33 Abs. 1 oder 4 AWG konkret geeignet war, eine Variante der Trias zu 
gefährden. 
Was die technische Beurteilung der Ware angeht, so wird es wie bisher dabei 
bleiben, dass über dessen Eigenschaften ein Sachverständiger gehört wird 
bzw. dessen Gutachten verlesen wird. 
Die Wahl dieses Sachverständigen kann zu Gunsten einer Behörde, dem 
BAFA, ausfallen und/oder auch einen freien Sachverständigen treffen. In-
soweit ändert sich nichts an der bisherigen Handhabung. 
Praktisch bedeutsamer ist, welche Konsequenzen es für die nachzuweisen-
den Tatsachen nach sich zieht, verlangt man, wie hier vertreten, eine konkre-
te Beurteilung der Eignung zur Gefährdung. 
Zur Beurteilung dieser Eignung sind alle Einzelfallumstände heranzuziehen, 
die zum Zeitpunkt der in Frage stehenden Handlung in der Person des Ver-
antwortlichen vorgelegen und objektiv das weltpolitische Gefüge aus natio-
naler Sicht geprägt haben. Erforderlich, aber auch ausreichend ist es nach-
                                              
405 Grundsätzlich ist in der Diskussion um die Eignungsdelikte nicht geklärt, ob der Be-

urteilung eine ex-ante oder ex-post Sicht zugrunde zu legen ist. Im Rahmen für § 126 
StGB für ex-ante z.B. Zieschang, 281; Rudolphi/Stein, in SK, § 126 Rdnr. 6, für eine 
ex-post Sicht dagegen Lenckner/Sternberg-Lieben, in Sch/Sch, § 126 Rdnr. 9. 
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zuweisen, dass die Person des Angeklagten objektiv das Wissen um all die-
jenigen Umstände hatte oder haben konnte, die die Gefährdung einer Varian-
te der Trias möglich machte. Recherchiert werden muss daher die Frage, 
welche Informationen zum Zeitpunkt des Geschäfts in zumutbarer Weise 
erreichbar und zugänglich waren. 

II. Bedeutung der Stellungnahme 

Erheblich an Bedeutung verlieren nach der hier vorgeschlagenen Lösung 
deshalb die „Stellungnahmen“ des AA zur Beurteilung der Frage der Ge-
fährdung der äußeren Sicherheit der Bundesrepublik, des Völkerfriedens 
oder der erheblichen Gefährdung der Auswärtigen Beziehungen der BRD. 
Das AA soll nicht mehr über das Konglomerat an Fragen, zusammengesetzt 
aus der inhaltlichen Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriffe samt Ge-
fährdungseignung, strafrechtsgestaltend entscheiden dürfen. Vielmehr soll 
eine entsprechende Anfrage lediglich dazu dienen, das eventuell beim Rich-
ter bestehende Wissensdefizit durch Beantwortung konkreter Fragen auszu-
gleichen. Diese Fragen haben sich inhaltlich darauf zu beschränken, schnell 
und praktisch diejenigen Tatsachen zu erfahren, die zum Tatzeitpunkt je-
dermann zugänglich waren. Hierfür ist offen zu legen, woher die entspre-
chenden Informationen kommen und seit wann sie der Öffentlichkeit zu-
gänglich sind. Die Stellungnahme muss also unter allen Umständen inhalt-
lich so abgefasst sein, dass sie dem Anfragenden die Möglichkeit eröffnet, 
die mitgeteilten Angaben nachzuvollziehen und gegebenenfalls durch Bele-
ge anderer Art, wie Beiträge aus Archiven, zu bestätigen oder zu widerlegen. 
In jedem Fall muss gewährleistet sein, dass der Beurteilende zu einer eige-
nen Überzeugungsbildung in der Lage ist. 
Handelt es sich um Informationen, die dem potenziell Verantwortlichen zum 
Tatzeitpunkt unter keinen Umständen in zumutbarer Weise zugänglich wa-
ren, scheidet bereits das Vorliegen des objektiven Tatbestandes des § 34 Abs. 
2 AWG aus. In diesem Fall ist das Vorliegen des entsprechenden Merkmals 
der Trias bereits dadurch begrenzt, dass das „Nichtwissen“ von Umständen 
kein Verstoß gegen eine Informationspflicht darstellt und somit weder das 
Rechtsgut betroffen ist noch die Tatbestandsmerkmale des § 34 Abs. 2 AWG 
vorliegen. 



D. Konsequenz für das Strafverfahren 

157 

III. Prozessualer Ergänzungsvorschlag: Selbstanzeige 

Zuletzt bleibt vorzuschlagen, das Modell der „Selbstanzeige“ in das System 
des AWG einzufügen. Sie könnte zweierlei Vorteile mit sich bringen: 
Zum einen aus politischer Sicht die Verhinderung ausufernder Konflikte mit 
anderen Staaten; zum anderen aus kriminalpolitischer Perspektive die besse-
re Ahndung und angemessene Sanktionierung von Verstößen, aber auch 
möglicherweise eine gezieltere Informationsbeschaffung. 
Es sollte daher überlegt werden, dem strafrechtlich Verantwortlichen die 
Möglichkeit einer Selbstanzeige einzuräumen. 
Wie bereits § 371 AO im geltenden Steuerstrafrecht und auch § 261 Abs. 9 
StGB vorsehen, kennt das deutsche Strafrecht ein Modell, nach dem den 
Verantwortlichen Straffreiheit gewährt wird trotz Vorliegens einer tatbe-
standsmäßigen, rechtswidrigen und schuldhaften Handlung. 
Zwar ist die Daseinsberechtigung einer solchen Ausnahmeregelung, die dem 
System des deutschen Strafrechts nicht immanent ist, durchaus umstritten.406 
Jedoch hat sich dieses Modell aller Kritik zum Trotz seit seiner Einführung 
im 19. Jahrhundert in den einzelnen Steuergesetzen der deutschen Länder407 
durchgesetzt. Dies ist nicht zuletzt auf dessen Praktikabilität zurückzufüh-
ren. Dabei handelt es sich bei diesem Modell um einen Spezialfall der täti-
gen Reue, der auf die Besonderheit des Einzelfalls zugeschnitten ist.408 
Im Steuerstrafrecht spielt nicht nur die steuerpolitische Zielsetzung eine 
Rolle, wonach der Steuerschuldner unter dem Versprechen der Straffreiheit 
doch dazu bewegt werden soll, seine Steuerschulden zu begleichen und dem 
Staat dadurch die ihm durch die einzelnen Steuertatbestände zustehenden 
Mittel zu verschaffen.409 Darüber hinaus ist kriminalpolitischer Ansatzpunkt 
eines solchen „Ausnahmetatbestandes“, mit den ungünstigen Bedingungen 
des Steuerstrafrechts umzugehen. Denn auch in diesem Gebiet ist großer 
Ermittlungsaufwand von Nöten, um die einzelnen Steuerstraftatbestände 
aufzudecken und nachzuweisen. 

                                              
406 Vgl. hierzu nur Joecks, in Franzen/Gast-De Hahn, § 371 Rdnr. 18 ff.; Kummer, in 

Wabnitz/Janovski, X Rn. 83 f. 
407 Beispiele und w.N. bei Joeks, in Franzen/Gast-De Hahn, § 371 Rdnr. 1. 
408 Dem Modell der „Tätigen Reue“ hat sich der Gesetzgeber in zahlreichen Fällen im 

Kernstrafrecht bedient, z.B. §§ 83 a, 84 Abs. 5, 85 Abs. 3, 87 Abs. 3, 98 Abs. 2, 99 
Abs. 3, 129 Abs. 6, 149 Abs. 2, 3, 152 a Abs. 5, 158, 163 Abs. 2, 239 a Abs. 4, 239 b 
Abs. 2, 261 Abs. 9 Nr. 1, 264 Abs. 5, 264 a Abs. 3, 265 b Abs. 2, 266 a Abs. 6, 275 
Abs. 3, 298 Abs. 3, 306 e, 314 a, 320, 330 b StGB. 

409 Blöcker, S. 189; Klein, § 371, Rdnr. 4. 
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Schließlich soll dem Verantwortlichen aber auch, ähnlich dem strafbefreien-
den Rücktritt oder der tätigen Reue, die Möglichkeit gegeben werden, unter 
der Voraussetzung der Berichtigung seiner Angaben, in die Legalität zurück-
zukehren.410 Damit stellt die Selbstanzeige das klassische Instrument der 
Wiedergutmachung dar.411 
Die Übernahme eines solchen Strafaufhebungsgrundes ins Außenwirt-
schaftsrecht legen vor allem die beiden letztgenannten Aspekte nahe. 
Auch hier scheitert die Ahndung der Verstöße oft daran, dass die Ermitt-
lungsbehörden keine Kenntnis von den außenwirtschaftsstrafrechtlich rele-
vanten Verhaltensweisen haben. Selbst wenn es aber zur Aufdeckung von 
Verstößen kommt, sind die internationalen Verwicklungen oft in einer Weise 
fortgeschritten, die erst mit viel Mühe und großem Aufwand eine Schadens-
begrenzung auf politischer Ebene ermöglichen. 
Die Rechtsgutverletzung ist zwar nicht wie im Steuerstrafrecht in der Regel 
völlig reparabel, aber doch zumindest hinsichtlich der Trias unter Umstän-
den beherrschbar und gegensteuerbar. 
Insbesondere derjenige Verantwortliche, der ohne Genehmigung eine ent-
sprechende Handlung vornimmt, jedoch erst nach Vornahme, aber vor der 
konkreten Verwendung der Ware, von deren politischer oder auch wirt-
schaftlicher und militärischer Brisanz erfährt, könnte gewillt sein, unter be-
stimmten Voraussetzungen wie zugesicherter Straffreiheit oder zumindest 
Strafmilderung eventuell in Form der Ahndung als Ordnungswidrigkeit, sein 
Verhalten bei den zuständigen Behörden bekannt zu machen. Führt man sich 
beispielsweise den Fall vor Augen, dass ein Unternehmer Waren in ein kriti-
sches Land oder einen kritischen Empfänger geliefert hat, ohne sich zuvor 
der Ungefährlichkeit seiner Handlung versichert zu haben, so kann aus die-
sem Verhalten leicht ein strafrechtlich relevantes Verhalten resultieren. Be-
merkt der Exporteur allerdings rechtzeitig, d.h. vor dem kritischen Einsatz 
der Ware, sein Fehlverhalten, wird er bei entsprechendem Entgegenkommen 
der Justiz eine Offenlegung seines Fehlverhaltens schon aus egoistischen 
Motiven in Betracht ziehen. 
Insoweit böte das Konstrukt der Selbstanzeige einen gesetzlichen Anreiz, 
den entstehenden oder bereits entstandenen Schaden für die Trias durch die 
Offenlegung entsprechender Informationen zu verhindern bzw. (teilweise) 
wieder gutzumachen. 

                                              
410 Klein § 371, Rdnr. 4. 
411 Blöcker, S. 189. 
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Daraus ergäbe sich ein für das Außenwirtschaftsrecht weiterer Vorteil. Den 
Ermittlungsbehörden würden auf diesem Weg Informationen zu Teil, die sie 
unter anderen Umständen nur schwer oder gar nicht erfahren würden. 
Eben dieser Gesichtspunkt war es auch, der den Gesetzgeber zur Einführung 
der tätigen Reue im Rahmen der Staatsschutzdelikte veranlasste. So liegt 
beispielsweise § 99 Abs. 3 i.V.m. § 98 Abs. 2 StGB vor, wenn der Täter sein 
Wissen über seine geheimdienstliche Tätigkeit für eine fremde Macht offen-
bart. Kostenintensive Ermittlungsarbeit würde sich zum Teil erübrigen. Bei-
spielsweise würden damit Empfänger und sonstige geschäftliche Kontakte 
oder gar Netzwerke aufgedeckt werden, die bestenfalls weitere Ansatzpunk-
te für Nachforschungen geben. 
Nicht zuletzt würde dem Umstand Rechnung getragen werden, dass dem 
Tatbestand trotz der Begrenzungsversuche dieser Arbeit immer noch ein 
Rest an Unbestimmtheit immanent ist. Diese Restzweifel können jederzeit 
kritische Nachfragen provozieren, die durch das Modell der Selbstanzeige 
ausgeglichen werden könnten und eine Akzentverschiebung weg von dem 
materiellrechtlichen Verantwortungsideal hin zu einer stärkeren Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung erlauben. 
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Schlussbetrachtung 

Anliegen der Arbeit war es, unter besonderer Beachtung des Rechtsguts die 
Systematik des § 34 AWG aufzuzeigen. Hervorgehobene Beachtung ver-
diente dabei § 34 Abs. 2 AWG, weil dieser Tatbestand einerseits als Blankett 
ausgestaltet ist, unbestimmte Rechtsbegriffe enthält und darüber hinaus die 
Frage nach seiner Deliktsnatur nicht geklärt war. 
Schon zu Beginn der Untersuchung stellten sich die vom AA im Strafverfah-
ren abzugebenden Stellungnahmen beweisrechtlich als Fremdkörper dar. 
Solche Stellungnahmen werden spätestens vom Gericht eingeholt, um der 
Frage nachzugehen, ob die Tathandlung geeignet war, die äußere Sicherheit 
der BRD, das friedliche Zusammenleben der Völker oder die auswärtigen 
Beziehungen der BRD erheblich zu gefährden. Diese Stellungnahmen bein-
halten in der Regel nicht nur die Kundgabe reinen Wissens, das dem Richter 
eine eigenständige Auslegung der unbestimmten Rechtsbegriffe eröffnet und 
ihm sodann die rechtliche Wertung ermöglicht. Vielmehr beantworten sie in 
aller Regel Rechtsfragen, deren Beurteilung ureigenste Richteraufgabe ist. 
Es werden nämlich durch die Stellungnahmen in einem Zuge mehrere, von 
einander unabhängige Problemfelder beschieden, wenn festgestellt wird, 
dass die Tathandlung geeignet war, die äußere Sicherheit der BRD, das 
friedliche Zusammenleben der Völker oder die auswärtigen Beziehungen 
der BRD erheblich zu gefährden. Nicht nur, dass damit unabhängig von ei-
ner näheren Untersuchung des Problems der vom Tatbestand vorausgesetz-
ten Gefährdungsqualität über die Frage der Gefährlichkeit des Verhaltens 
mit entschieden wird; auch das Vorliegens zumindest eines der Merkmale 
der Trias wird nur mehr oder weniger festgestellt. Eine vom Richter nach-
vollziehbare, transparente und im Zweifel widerlegbare Begründung wird 
oftmals nicht geliefert. 
Dies führt dazu, dass die Exekutive in diesem Bereich die ihr zugewiesenen 
Aufgaben der Informationsbeschaffung und -weitergabe überschreitet und 
selbst rechtsgestaltend tätig wird. 
Durch die Untersuchung konnte gezeigt werden, dass die Aufgabe des AA 
im Strafverfahren weitestgehend zumindest in den Bereichen, in denen es 
um Rechtsfragen geht, marginalisiert werden kann. 
Hierfür war notwendig, das Rechtsgut des § 34 AWG herauszuarbeiten. 
Dieses zeichnet sich im Ergebnis durch den Schutz behördlicher Entschei-
dungs- und Kontrollbefugnisse sowie den drei Kernrechtsgütern, der Trias, 
aus. Der Einfluss, den die drei Kernrechtsgüter auf das Rechtsgut der Straf-
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norm ausstrahlen, unterliegt dem stetigen Wandel abhängig von den weltpo-
litischen Geschehnissen. 
Das so verstandene Rechtsgut lässt im Rahmen der Untersuchung um die 
Deliktsnatur den Schluss zu, dass es sich bei § 34 Abs. 2 AWG um ein ab-
straktes Gefährdungsdelikt handelt, bei dem allerdings die Eignung zur Ge-
fährdung der Trias konkret nachzuweisen ist. 
Diese Betrachtungsweise eröffnet dem Richter, aber auch dem Rechtsunter-
worfenen, die Möglichkeit, den Tatbestand weitestgehend autonom auszu-
füllen. Bei Zugrundelegung einer ex-ante Sichtweise sanktioniert § 34 
Abs. 2 AWG nur diejenigen Handlungen, von denen der potentiell Verant-
wortliche im Vorfeld ausreichend Möglichkeit hatte, die zu Grunde liegen-
den tatsächlichen Gegebenheiten zu ermitteln und so seiner Informationsbe-
schaffungspflicht ausreichend nachzukommen. 
Der Richter hat im Verfahren zu prüfen, ob bei Zugrundelegung dieser ex-
ante Sicht unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls die Tat-
handlung konkret geeignet war, die Rechtsgüter zu gefährden. Hier dürfen 
nur diejenigen Tatsachen zur Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriffe 
Verwendung finden, die zum Zeitpunkt der Tathandlung dem interessierten 
und bemühten Verantwortlichen zugänglich waren. Die Verwertung von In-
formationen, die auf nachrichtendienstlicher Ebene beschafft worden sind, 
bleibt außen vor. 
Insgesamt ist es meiner Ansicht nach nicht notwendig, den Tatbestand zu 
ändern, um ihn praxistauglicher zu gestalten. Vielmehr sollte sich die Justiz 
nicht darauf zurückziehen, die Aussagen des AA vorbehaltlos zu überneh-
men, sondern die Herausforderung annehmen, trotz der bedeutenden 
Rechtsgüter der äußeren Sicherheit der BRD, des Völkerfriedens und der 
auswärtigen Beziehungen der BRD, die Wertungen hinsichtlich Vorliegen 
und Grenzen des Tatbestandes in dem herausgearbeiteten Rahmen selbst 
vorzunehmen. 
Diese Aufgabe scheint mir insbesondere unter dem Blickwinkel der gefun-
denen Ergebnisse bezüglich Rechtsgut und Deliktsnatur kein unlösbarer 
Auftrag zu sein. 
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